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Österreichisches
A N W A L T S B L A T T

6 1 . J a h r g a n g ,  J u l i  1 9 9 9 ,  H e f t  7

D e r  a k t u e l l e  B e i t r a g

Präsident Dr. Klaus Hoffmann

Überall dasselbe Thema

Es scheint so zu sein, daß entschiedener,
als wir dies bisher in Österreich gesehen
haben, was die Integration des Rechts-
anwaltes in einem Gastland betrifft, Ein-
schränkungen – insbesondere durch eine
Prüfung – abgelehnt werden. Es wurden
auch Wege aufgezeigt, in welcher Form
durch die Mitarbeit in ausländischen An-
waltskanzleien die Niederlassung in meh-
reren Ländern der Europäischen Union
leichter bewirkt werden könne. Jedenfalls
wurde die Harmonisierung der Eignungs-
prüfungen und des Gespräches nach der
Niederlassungsrichtlinie mit dem Hinweis
gefordert, daß ein Standard anzustreben
sei, der den Zugang durch schwierige
Prüfungen nicht unsachlich erschwert. An-
dererseits wieder wurden allzu geringe
Anforderungen abgelehnt.

Was die Werbung betrifft, wurde die Auf-
fassung vertreten, daß auch die Werbung
der Rechtsanwälte sich an den Grundsät-
zen des Gesetzes gegen den unlauteren
Wettbewerb orientieren sollte, wie ich dies
im übrigen auch für Österreich immer so
gesehen habe, Beschränkungen in den
persönlichen Aussagen allerdings hinsicht-
lich Leistungsangebot, Organisation, Zu-
sammenarbeit über die Grenze und ähnli-
ches aber nicht aufrechterhalten werden
dürften. Im Vordergrund sollte der freie
Wettbewerb stehen. Bemerkungen dahin,
daß dadurch allenfalls schwächere Anbie-
ter aus dem Geschäft gedrängt werden
könnten, blieben in der Minderheit.

Breiten Raum nahm die Diskussion über
das Erfolgshonorar ein, wobei zunächst
zwischen Erfolgshonorar im eigentlichen
Sinn und quota litis nicht unterschieden
wurde. Für einen Kollegen aus New York,
der ein Referat hielt, gab es diese Unter-

scheidung in Wahrheit nicht. Er sprach
immer von Erfolgshonorar, auch dann,
wenn es sich eindeutig um eine quota litis
handelte. Gegründet ist diese Sprachen-
verwirrung in den unterschiedlichen Syste-
men und Rechtsordnungen, vor allem was
den Bereich des Schadenersatzes betrifft.
Während es in den Vereinigten Staaten
grundsätzlich keinen Kostenersatz gibt, ist
es in den meisten europäischen Ländern
doch so, daß der Unterliegende in einem
Rechtsstreit dem obsiegenden Teil, also
jenem, der einen berechtigten Anspruch
geltend gemacht oder einen unberechtig-
ten abgewehrt hat, dessen Kosten zu erset-
zen hat. Mit dieser Tradition des Kosten-
ersatzes einher geht im Schadenersatz-
recht eine – nur grob angesprochene – Be-
schränkung des Schadenersatzes sowohl
dem Grunde als auch der Höhe nach. Mit-
telbare und reine Vermögensschäden sind
grundsätzlich nicht zu ersetzen. Anders ist
dies offensichtlich in den Vereinigten Staa-
ten. Diese Argumente könnten durch wei-
tere noch angereichert werden.

Mein Eindruck ist es jedenfalls, daß die
Kostenersatzpflicht als regulierendes Ele-
ment und das Verbot der quota litis weiter
erhalten bleiben müssen, wogegen über
eine Erfolgskomponente bei der Ermittlung
des angemessenen Honorars großzügiger
als bisher möglich nachgedacht werden
könnte und vielleicht auch sollte. Sicherlich
ist es ein Zug der Zeit, die Honorare für
Rechtsvertretung und Rechtsberatung bere-
chenbarer machen zu wollen, dem Ar-
beits- und damit Zeitaufwand bei Ermitt-
lung des Honorars mehr Gewicht zu
geben, als dies derzeit der Fall ist, und
das, was von uns mit den Worten soziale
Komponente beschrieben wird, im Sinne

Am letzten Mai-Wochenende dieses Jahres
hielt ich im Rahmen der Veranstaltung der
Europäischen Anwaltsvereinigung DACH
in München ein Referat über die Entwick-
lung des österreichischen anwaltlichen Be-
rufsrechtes, die berufsrechtlichen Regelun-
gen innerhalb der Europäischen Union
und äußerte meine persönliche Meinung
dazu, wie die Niederlassungsrichtlinie um-
gesetzt werden sollte.

Andere Referate befaßten sich mit dem-
selben Thema aus der Sicht der Anwälte
anderer Mitgliedsstaaten. Es wurde aber
auch zu Fragen der Werbung und des
Honorarrechts referiert.

An der Veranstaltung nahmen mehr als
120 Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte
teil, die zu einem sehr hohen Anteil keine
Funktionen in den jeweiligen Standesver-
tretungen bekleiden, sodaß nicht nur aus
den Referaten, sondern vor allem aus den
Wortmeldungen Schlüsse auf die Stim-
mung innerhalb der europäischen Anwalt-
schaft gezogen werden konnten.

Besonders interessant war, daß die über-
wiegende Mehrheit offensichtlich zu der
fortschreitenden Integration Europas steht,
die einzelnen Integrationsschritte auch im
anwaltlichen Berufsrecht möglichst liberal
verwirklicht sehen will und der engeren
Zusammenarbeit zwischen den einzelnen
Anwaltschaften der Mitgliedsländer das
Wort redet. Dabei war aber nicht zu über-
sehen, daß gewisse Sorgen hinsichtlich
der Stellung der freien Berufe insgesamt
im größeren Wirtschaftsraum und in der
Integrationsentwicklung bestehen. Es mag
sein, daß ich diese Tendenz durch die mei-
nem Referat vorangestellten aus österrei-
chischer Sicht gemachten Bemerkungen
verstärkt habe.
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einer angemesseneren Honorargestaltung
auch bei niedrigerer Bemessungsgrund-
lage korrigierend zu verändern.
Dies alles macht deutlich, daß wir uns mit
jenen Überlegungen, die schon angestellt
wurden, durchaus im Einklang zu den An-
sichten innerhalb der Europäischen Union
bewegen.
Was die Vergesellschaftung über die Gren-
zen der Mitgliedsstaaten betrifft, wurde all-
gemein eine liberale Einstellung gefordert,
was auch meiner Aussage entspricht. In
bezug auf die interdisziplinären Partner-
schaften war meine Haltung sicher restrik-
tiver als jene anderer. Ich meine aber,
daß ich mit meinen sachlichen Argumen-

ten betreffend eine entsprechende recht-
liche – auch innere – Organisation einer
interdisziplinären Gesellschaft, in welcher
Rechtsform sie auch immer besteht, Gehör
gefunden habe. Wie ich persönlich mir
die Organisation einer interdisziplinären
Gesellschaft vorstellen kann, habe ich
schon in einem früheren Aktuellen Beitrag
gesagt und will mich hier nicht wieder-
holen.
Wohin die Tendenz in der Weiterentwick-
lung des anwaltlichen Berufsrechtes geht,
ist offenkundig. Vor allem die Jugend ver-
langt Öffnung und Liberalität – und dies
ist auch ihr Recht. Dennoch wird es ord-
nender Regelungen bedürfen, um den viel-

schichtigen Interessen (und dazu zählen
auch die Interessen der Ordnungsgemäß-
heit der Rechtspflege und jener, die an-
waltliche Leistungen in Anspruch nehmen)
bestmöglich gerecht zu werden. Sicherlich
wird denjenigen, die den größten Teil ihres
Berufslebens noch vor sich haben, aber
auch jenen, die eine breite wirtschaftliche
Grundlage für die Ausübung ihres Berufes
geschaffen haben, die Veränderung leich-
ter fallen als älteren oder wirtschaftlich
schwächeren Kollegen. Um auch letzteren
ausreichend Möglichkeit für die notwen-
dige Umstellung zu geben, wird es Maß-
nahmen an sich, aber auch Übergangs-
regelungen bedürfen.
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ÖRAK

An das
Bundesministerium für Justiz

Zl 13/1 99/99

GZ 7.051C/50-I.2/1999
BG über elektronische Signaturen (Signaturgesetz – SigG)

Referent: RA Mag. Dietmar Huemer, LL.M. (Chicago),
Saxinger, Baumann & Partner, Rechtsanwälte

Sehr geehrte Damen und Herren!

Der Österreichische Rechtsanwaltskammertag dankt für die Über-
sendung des Entwurfes und erstattet dazu folgende

Stellungnahme:

1. Vorbemerkungen

Der Vorstoß, den rechtlichen Rahmen für die Anerkennung, quali-
tative Absicherung und Rechtswirkungen der elektronischen Signa-
tur in Österreich zu schaffen, ist uneingeschränkt zu begrüßen.

Die elektronische Signatur auf hohem Sicherheitsstandard ist eine
wesentliche Voraussetzung für die weitere Entwicklung und breite
Akzeptanz des elektronischen Geschäfts- und Rechtsverkehrs. Sie
schafft – worauf schon in den Erläuterungen zum Gesetzesentwurf
zutreffend hingewiesen wird – das notwendige Vertrauen in die
Authentizität und Integrität von Daten, die über offene Netze wie
etwa das Internet versendet werden. Die gesetzliche Regelung der
Rechtswirkungen der elektronischen Signatur trägt weiter zur
Rechtssicherheit bei. Das im Entwurf vorliegende Signaturgesetz ist
daher ein bedeutender und dringend notwendiger Schritt zur
Schaffung des notwendigen rechtlichen Rahmens für den elektroni-
schen Geschäftsverkehr (e-commerce) wie auch des elektronischen
Rechtsverkehrs in Österreich.

Der vorliegende Entwurf kommt dabei den Forderungen aus Lehre
und Praxis weitgehend entgegen. Positiv hervorzuheben sind ins-
besondere:

• die Berücksichtigung der Rechtsentwicklung in der EU, insbe-
sondere die Bedachtnahme auf die Richtlinienvorschläge über
gemeinsame Rahmenbedingungen für elektronische Signaturen
und über bestimmte rechtliche Aspekte des elektronischen Ge-
schäftsverkehrs im Binnenmarkt,

• die umfassende Regelung der elektronischen Signatur, also auch
die Einbeziehung der nicht sicheren elektronischen Signatur,

• die Flexibilität der gewählten Regelungen im Hinblick auf die
Entwicklung neuer Technologien,

• freier Marktzugang für Zertifizierungsdiensteanbieter; abgesi-
chert durch ein strenges Aufsichtssystem; damit wird die Entwick-

lung marktwirtschaftlicher Strukturen im Bereich der Zertifizie-
rungsdiensteanbieter ermöglicht,

• Aufsicht durch eine unabhängige Regulierungsbehörde,

• die Miteinbeziehung der Regelungen über die Rechtswirkungen
der elektronischen Signatur: sie schaffen entsprechende Rechts-
sicherheit im künftigen Umgang mit elektronischen Signaturen,

• die Vorreiterrolle Österreichs.

Der vorliegende Entwurf ist daher aus der Sicht der Rechtsanwalt-
schaft in seiner Gesamtheit positiv zu beurteilen. Gegen einzelne
Bestimmungen bestehen allerdings Bedenken; auch die angestrebte
EU-Konformität der Regelungen wurde nicht vollständig erreicht.
Es sind daher folgende Änderungs- und Verbesserungsvorschläge
anzubringen:

2. Zu § 4 Abs 2 Ausnahmen von der Rechtswirkung der Schriftlichkeit
der sicheren elektronischen Signatur

Erfreulich ist die gesetzliche Klarstellung über die Rechtswirkungen
der sicheren lektronischen Signatur, insbesondere die Gleichstel-
lung mit der eigenhändigen Unterschrift (§ 4 Abs 1 des Entwurfes
zum Signaturgesetz). Hingegen scheint der Kreis jener Ausnahme-
fälle, in denen diese Rechtswirkungen nicht eintreten sollen (§ 4
Abs 2 des Entwurfes) zu weit gefaßt.

Konkret betrifft dies § 4 Abs 2 Z 2 des Entwurfes: Demnach entfal-
tet die sichere elektronische Signatur nicht die genannten Rechts-
wirkungen bei „Willenserklärungen oder Rechtsgeschäften, die zu
ihrer Wirksamkeit einer öffentlichen Beglaubigung, einer gericht-
lichen oder notariellen Beurkundung oder eines Notariatsaktes
bedürfen, . . .“.

Soweit diese Ausnahmebestimmung auch die bloße Beglaubigung
von Unterschriften erfaßt, geht sie über den Normzweck hinaus
und steht nicht im Einklang mit dem Richtlinienvorschlag über
bestimmte rechtliche Aspekte des elektronischen Geschäftsverkehrs
im Binnenmarkt.

In den Erläuterungen zum vorliegenden Entwurf werden die Aus-
nahmebestimmungen des § 4 Abs 2 des Entwurfes, insbesondere
auch die genannte Bestimmung des § 4 Abs 2 Z 2, ausdrücklich
auf Artikel 9 Abs 2 des Richtlinienvorschlages über bestimmte recht-
liche Aspekte des elektronischen Geschäftsverkehrs im Binnenmarkt
gestützt (S 45f des Entwurfes). Die bezughabende Ausnahme-
bestimmung in Artikel 9 Abs 2 lit a des Richtlinienvorschlages ist
allerdings deutlich enger gefaßt und betrifft lediglich „Verträge,
die die Mitwirkung eines Notars erfordern;“.

Demnach fällt die Beglaubigung von Unterschriften nicht unter die
von Artikel 9 Abs 2 des Richtlinienvorschlages genannten Ausnah-
men vom Grundsatz der Rechtswirksamkeit elektronischer Unter-
schriften. Die Beglaubigung bezieht sich auf Echtheit von Unter-
schrift und Schrift, erfordert aber nicht die Mitwirkung der beglau-
bigenden Stelle am Zustandekommen des Vertrages.
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Darüber hinaus erfüllt gerade die sichere elektronische Signatur
den Zweck der Beglaubigung: Sie sichert Authentizität und Integri-
tät des Dokumentes. Der Ausschluß der Rechtswirkungen der siche-
ren elektronischen Signatur für den Fall der notwendigen Beglaubi-
gung ist daher weder system- noch richtlinienkonform. Die Mit-
einbeziehung der öffentlichen bzw notariellen Beglaubigung in die
Ausnahme des § 4 Abs 2 Signaturgesetz wird daher spätestens mit
Inkrafttreten der Richtlinie über bestimmte rechtliche Aspekte des
elektronischen Geschäftsverkehrs im Binnenmarkt zu streichen
sein.
Es ist daher insbesondere im Hinblick darauf, daß diese Bestim-
mung schon jetzt dem Normzweck des Signaturgesetzes wider-
spricht, dringend zu empfehlen, den Kreis der Ausnahmefälle in
§ 4 Abs 2 Z 2 des Entwurfes entsprechend einzuschränken.

3. Zu § 7 Abs 1 Z 6 Ausreichende finanzielle Ausstattung des Anbieters
von qualifizierten Zertifikaten

Zu begrüßen ist, daß das Anbieten qualifizierter Zertifikate an die
finanzielle Leistungsfähigkeit des Zertifizierungsdiensteanbieters
gebunden wird (§ 7 Abs 1 Z 6 des Entwurfes zum Signaturgesetz).
Ohne entsprechende finanzielle Ausstattung des Zertifizierungs-
diensteanbieters würden die strengen, aber notwendigen Haf-

tungsbestimmungen des § 23 des Entwurfes in ihrer Effektivität
deutlich eingeschränkt.

Im Hinblick auf die positiven Erfahrungen in anderen Rechtsberei-
chen sollte die Verpflichtung zum Abschluß einer Haftpflicht-
versicherung erwogen werden. Dafür spricht, daß der aufrechte
Bestand einer Haftpflichtversicherung die Durchsetzbarkeit allfälli-
ger Schadenersatzansprüche in wirtschaftlicher Hinsicht optimal
sichert und von der Aufsichtsbehörde jederzeit nachzuvollziehen
ist. Es empfiehlt sich daher, die Versicherungspflicht bereits gesetz-
lich und nicht erst im Verordnungswege zu verankern.

Die Festlegung einer Versicherungspflicht entspricht auch dem Ziel
der Sicherung eines effektiven Rechtsschutzes im Richtlinienvor-
schlag über gemeinsame Rahmenbedingungen für elektronische
Signaturen.

In Anhang 2 lit g zum Richtlinienvorschlag wird die Absicherung
durch Versicherung ausdrücklich empfohlen, sodaß eine entspre-
chende Regelung im Einklang mit dem Richtlinienvorschlag steht.

4. Zu § 9 „Widerruf von Zertifikaten“

Dem Zeitpunkt, zu dem der Widerruf eines Zertifikates wirksam
wird, wird in der Praxis große Bedeutung zukommen. Signaturen,
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die vor diesem Zeitpunkt erstellt wurden, behalten ihre Gültigkeit,
Signaturen, die allenfalls nach diesem Zeitpunkt ausgestellt wer-
den, sind ungültig (Erläuterungen zum Entwurf, S 59f).
Die im Entwurf (§ 9 Abs 3) vorgesehene eindeutige Festlegung des
Zeitpunktes des Wirksamwerdens eines Widerrufes bzw einer
Sperre des Zertifikates ist in Verbindung von mit der Signatur ver-
bundenen Zeitstempeln ein wichtiger Schritt in Richtung mehr
Rechtssicherheit. Allerdings ist für den Dritten, der auf die Gültig-
keit einer Signatur vertraut, von ebenso großer Bedeutung, ob er
zum gegebenen Zeitpunkt der Ausstellung der Signatur verläßlich
deren Gültigkeit abfragen kann.
Dazu dient das im Entwurf vorgesehene Verzeichnis der gesperrten
und widerrufenen Zertifikate. Der Entwurf sieht allerdings nicht vor,
daß die Wirksamkeit des Widerrufes (bzw der Sperre) an die Ein-
tragung in das Verzeichnis geknüpft sein soll. Damit kann der Fall
eintreten, daß ein Dritter zeitgleich mit dem Empfangen der elektro-
nischen Signatur deren Gültigkeit abfragt und, wenn die Signatur
zu diesem Zeitpunkt zwar schon widerrufen, dies aber noch nicht
in das Widerrufsverzeichnis eingetragen ist, der Dritte von dem
Widerruf keine Kenntnis erlangen kann; dennoch wäre im Sinne
der Erläuterungen zum Entwurf (S 59f) die Signatur ungültig.
Richtig ist zwar, daß der Zertifizierungsdiensteanbieter für den Fall
der verschuldeten Säumnis der Eintragung in das Widerrufsver-
zeichnis dem Dritten gegenüber unter Umständen schadenersatz-
pflichtig wird (§ 23 Abs 1 Z 4 des Entwurfes); das Risiko einer Aus-
einandersetzung mit dem Zertifizierungsdiensteanbieter wird aber
damit dem Dritten aufgebürdet; insbesondere wird das Vertrauen
in das Widerrufsverzeichnis frustriert.
Als Alternative wäre daher zu überlegen, daß ein Widerruf bzw
die Sperre eines Zertifikates frühestens mit der Eintragung in das all-
gemein zugängliche Widerrufsverzeichnis wirksam werden kann.
Damit wird dem Vertrauensschutzgedanken besonders Rechnung
getragen.
Der Empfänger einer elektronischen Signatur hat – ähnlich dem Fir-
menbuch – die Gewähr, daß nur eingetragene Tatsachen, also Tat-
sachen, die ihm tatsächlich zugänglich sind, gegen ihn wirken.
Damit geht eine Verzögerung der Eintragung letztlich zu Lasten
des Signators. Diesem kann allerdings, weil er ohnedies in vertrag-
licher Verbindung mit dem Zertifizierungdiensteanbieter steht, eine
Auseinandersetzung mit diesem eher zugemutet werden.

5. Zu § 16 Eingriffsbefugnisse der Aufsichtsbehörde

5.1. § 16 des Entwurfes räumt der Aufsichtsbehörde sehr weit-
gehende Eingriffsbefugnisse ein (Zutritt zu den Geschäftsräumlich-
keiten, Bucheinsicht, Auskunftspflicht), sodaß sich die Frage der
Verhältnismäßigkeit der angesprochenen Mittel zum Aufsichts-
zweck stellt.
Auch wenn § 16 Abs 3 des Entwurfes die Aufsichtsbehörde ver-
pflichtet, Aufsichtsmittel unter möglichster Schonung des Betroffe-
nen einzusetzen, so stellt sich doch die Frage, ob nicht etwa die

mit Hilfe der Organe der Sicherheitsbehörden – ohne gerichtliche
Anordnung – erzwingbare Hausdurchung ein derart schwerwie-
gendes Mittel darstellt, das durch den Aufsichtszweck nicht mehr
gerechtfertigt werden kann.

Zu überlegen ist daher, ob durch die mögliche Sperre oder den
möglichen Widerruf des Zertifikates eines Zertifizierungsdienste-
anbieters der Aufsichtsbehörde nicht ausreichend Zwangsmittel
eingeräumt sind, um den betroffenen Anbieter zur Kooperation mit
der Aufsichtsbehörde anzuhalten.

Das Zertifikat wäre also dann zu sperren bzw zu widerrufen, wenn
der betroffene Zertifizierungsdiensteanbieter die im Rahmen der
Aufsicht unbedingt benötigten Dokumente nicht zugänglich macht
bzw Auskünfte nicht erteilt. Grundrechtseingriffe können somit von
vornherein vermieden werden. Im Zuge eines Strafverfahrens not-
wendig werdende Zwangsmittel bleiben von den im Signatur-
gesetz genannten Aufsichtsmitteln ohnedies unberührt.

5.2. In jedem Fall sollte der Aufsichtsbehörde ein Zugriff auf die
Daten des Zertifizierungsdiensteanbieters „von außen“ – etwa
durch Einwählen über das Netz ohne dessen Wissen – untersagt
werden. Diesbezüglich wäre eine gesetzliche Klarstellung etwa in
§ 16 Abs 3 des Entwurfes nötig.

5.3. Aus der Sicht der Rechtsanwaltschaft ist von besonderer
Bedeutung, daß berufliche Verschwiegenheitspflichten von den in
§ 16 Abs 1 genannten Aufsichtsmitteln (insbesondere der Aus-
kunftspflicht) unberührt bleiben. Den Erläuterungen zum Entwurf ist
zu entnehmen, daß dem Signaturgesetz dieses Verständnis zu-
grundegelegt wird (S 66 der Erläuterungen). Eine Klarstellung des
Gesetzeswortlautes – etwa in Ergänzung des § 16 Abs 1 – ist drin-
gend zu empfehlen.

6. Ergänzende Maßnahmen

Wie bereits mehrfach betont, ist das im Entwurf vorliegende Signa-
turgesetz ein wichtiger und wünschenswerter Schritt zur Schaffung
des rechtlichen Rahmens für den elektronischen Geschäfts- und
Rechtsverkehr. Es kann nicht Aufgabe des Signaturgesetzes sein,
die rechtlichen Rahmenbedingungen für den e-commerce und den
elektronischen Rechtsverkehr umfassend zu regeln. Es werden
daher weitere gesetzliche Maßnahmen zu setzen sein. Diese um-
fassen insbesondere folgende Fragenkreise:

• Rahmenbedingungen für den elektronischen Vertrag (Umsetzung
der derzeit als Vorschlag vorliegenden Richtlinie über bestimmte
rechtliche Aspekte des elektronischen Geschäftsverkehrs im Bin-
nenmarkt)

• Elektronischer Rechtsverkehr mit Behörden

• Durchsetzbarkeit von Ansprüchen im Ausland, insbesondere
Nicht-EU-Staaten

• Strafrechtlicher Schutz der elektronischen Signatur und elektro-
nisch übermittelter Daten (analog den Urkundendelikten des
StGB)
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Wichtige

Informationen

Universitätslehrgang für
Informationsrecht und
Rechtsinformation

Probleme des Informationsrechts und der Rechtsinformation wer-
den im juristischen Alltag immer wichtiger. Dies gilt auch und ins-
besondere für die anwaltliche Praxis. Anwältinnen und Anwälte,
die Kenntnisse beispielsweise in den Bereichen Telekommunika-
tionsrecht, E-Commerce, Wettbewerbsrecht oder Urheberrecht im
Internet haben, genießen einen zunehmend wichtiger werdenden
Qualifikationsvorsprung im Umgang mit ihren Klienten.

Die rechtswissenschaftliche Fakultät der Universität Wien hat dies
erkannt und bietet daher ab dem kommenden Studienjahr einen

postgradualen Universitätslehrgang – den ersten in seiner Art –
für Informationsrecht und Rechtsinformation an. Um ein möglichst
hohes Ausbildungsniveau garantieren zu können, werden höch-
stens 20 Teilnehmer aufgenommen. Die Lehrveranstaltungen fin-
den in den Abendstunden und an den Wochenenden statt, sodaß
eine berufsbegleitende Teilnahme möglich ist. Am Ende von ca
1000 Unterrichtsstunden steht die Verleihung des akademischen
Grades „Master of Advanced Studies, MAS (Informationsrecht und
Rechtsinformation)“, wodurch die erlangte Qualifikation sichtbar
gemacht wird. Höchster Wert wird auf die Praxisrelevanz der Aus-
bildung gelegt.
Informationen zum Universitätslehrgang sind auf dessen Webpage
(http://www.univie.ac.at/lg-informationsrecht) und bei dessen
Leiter, Univ.-Ass. Dr. Nikolaus Forgó (nikolaus.forgo@univie.ac.at,
Tel (01) 42 77-344 21) zu erlangen.
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Termine

Inland
6. Aug. Wien

Forum Institut für Management: Aktuelle Tendenzen
und neueste Rechtsprechung

16. und
17. Aug.

Pörtschach
Forum Institut für Management: Wohnrecht

16. bis
20. Aug.

Alpbach
Europäisches Forum Alpbach: Alpbacher Perfektions-
kurs für Europarecht 1999 – o.Univ.-Prof. DDDr. Wal-
demar Hummer, o.Univ.-Prof. Dr. Michael Schweitzer

18. bis
20. Aug.

Pörtschach
Forum Institut für Management: Mietvertrag

23. bis
28. Aug.

Wien
11. Weltkongreß für Prozeßrecht

21. Aug.
bis
4. Sept.

Alpbach
Europäisches Forum Alpbach: Materie, Geist und
Bewußtsein

22. Aug.
bis
3. Sept.

Alpbach
Europäisches Forum Alpbach: Alpbacher Spezialkurs
für Europäische Integration 1999 – o.Univ.-Prof.
DDDr. Waldemar Hummer, o.Univ.-Prof. Dr. Michael
Schweitzer

31. Aug.
und
1. Sept.

Wien
Verlag Österreich – Seminare: Einführung in die
Hausverwaltung – SR Dr. Peter Heindl, Mag. Dr.
Alfred Popper

2. Sept. Wien
Verlag Österreich – Seminare: Vergabe 2000 –
Mag. Dr. Michael Fruhmann, Mag. Martin Platzer

6. Sept. Wien
ÖRAV-Seminar: Grundbuch I – RegR Franz Eidenber-
ger

7. Sept. Wien
ÖRAV-Seminar: ÖRAV-Seminar: Grundlehrgang
(BU-Kurs)

8. Sept. Wien
Verlag Österreich – Seminare: Vergabe 2000 –
Mag. Dr. Michael Fruhmann, Mag. Martin Platzer

9. Sept. Wien
Verlag Österreich – Seminare: ADR-Novelle – Schwer-
punkt Gefahrgutbeauftragter – Dipl.-Ing. Heinz Bur-
zer, MinR Dr. Gustav Kafka

9. Sept. Wien
Verlag Österreich – Seminare: Aktuelle Recht-
sprechung im Arbeitsrecht – Dr. Bernhard Gruber,
Dr. Gerhard Kuras

9. Sept. Raum Oberösterreich
Anwaltliche Vereinigung für Mediation und koopera-
tives Verhandeln (AVM): Grundseminar Mediation

13. Sept. Wien
ÖRAV-Seminar: Kurrentien-Grundseminar – RA
Dr. W. Miller, RA Dr. F. Valzachi

13. und
14. Sept.

Wien
MANZ-Seminar: Univ.-Prof. Dr. Samy Molcho, Erfolg-
reich mit Körpersprache – Das Intensiv-Seminar für
Verhandeln, Verkaufen und Führen

13. bis
17. Sept.

Wien
WU Wien – Abteilung für Unternehmensrecht: Forum
für internationales Wirtschaftsrecht
Prof. Harry Rajak, Einführung in das englische Gesell-
schaftsrecht unter besonderer Berücksichtigung der
EU-rechtlichen Rahmenbedingungen und der engli-
schen Corporate Governance Diskussion

14. Sept. Wien
ÖRAV-Seminar: Fristen – RA Dr. H.P. Wachter

14. Sept. Wien
Verlag Österreich – Seminare: Musterdienstverträge –
Varianten der Vertragsgestaltung im Arbeitsrecht –
Mag. Dr. Gabriela Petrovic

14. Sept. Klagenfurt
Kärntner Juristische Gesellschaft: Sozialversicherungs-
pflicht für freie Dienstverträge – Die Neufassung der
Werkvertragsregelung auf dem Prüfstand – ao.Univ.-
Prof. Dr. Reinhard Resch

15. Sept. Wien
Verlag Orac/Akademie für Recht & Steuern (ARS):
Internet für Juristen – Chefredakteur Josef Broukal,
MMag. Dr. Albrecht Haller

15. Sept. Wien
Verlag Österreich – Seminare: Bauaufträge im Ver-
gabe-Dschungel – BVergG und ÖNORM A 2050 –
Dr. Hans Gölles, Dipl.-Ing. Dr. Andreas Kropik, Dipl.-
Ing. Peter Fischer

15. bis
18. Sept.

Wien
Wiener Konferenz für Mediation

16. Sept. Wien
Verlag Österreich – Seminare: Das Verfahren vor der
Schlichtungsstelle – SR Dr. Peter Heindl, Mag. Dr.
Alfred Popper

16. Sept. Wien
Verlag Österreich – Seminare: Der GmbH-Geschäfts-
führer im Spannungsfeld gegensätzlicher Interessen –
Rechte, Pflichten und Haftung – Mag. Dr. Bernhard
Huber, LLM
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Termine

16. bis
18. Sept.

Wien
DACH: 21. DACH-Tagung: „Die Stiftung“

17. Sept. Salzburg
ÖRAV-Seminar: ÖRAV-Seminar: Grundlehrgang
(BU-Kurs)

17. Sept. Wien
MANZ-Seminar: Das Mega Memory Seminar für
Kanzleikräfte – Ein ausgezeichnetes Gedächtnis ist
keine Hexerei . . .

17. Sept. Klagenfurt
Kärntner Juristische Gesellschaft: Die neuen Zeitmiet-
verträge – Dr. Oskar Tonkli

20. bis
24. Sept.

Altmünster/Traunsee
Rechtswissenschaftliche Fakultäten der Universitäten
Linz und Wien: Seminar für absolvierte Juristen auf
dem Gebiete des bürgerlichen Rechts und des zivil-
gerichtlichen Verfahrensrechts

22. Sept. Wien
Verlag Österreich – Seminare: Liegenschaftsbewer-
tung – OStBR Dipl.-Ing. Werner Böhm

22. Sept. Wien
Verlag Österreich – Seminare: AVRAG-Spezial –
Univ.-Prof. Dr. Franz Schrank

24. Sept. Wien
MANZ-Seminar: Mag. Renate Pregartner, Telefon-
training für Kanzleikräfte – Mit Erfolg verbunden

27. Sept. Wien
MANZ-Seminar: Reinhard K. Sprenger, Erfolgreich
und effizient mit Mitarbeitern: Commitment Culture –
Die sieben Wege zu unternehmerischer Höchstlei-
stung

27. Sept. Wien
MANZ-Seminar: Reinhard K. Sprenger, Erfolgreich
und effizient mit Mitarbeitern: Commitment Culture –
Die sieben Wege zu unternehmerischer Höchstleistung

28. Sept. Wien
Verlag Österreich – Seminare: Im Labyrinth des
AWG – Mag. Dr. Wolfgang List

29. Sept. Wien
Forum Institut für Management: Die Steuerreform
2000 – WP u StB Prof. Mag. Dr. Karl Bruckner, MR
Univ.-Doz. Dr. Peter Quantschnigg, Dr. Wolfgang
Nolz

29. Sept. Wien
Verlag Österreich – Seminare: Bauaufträge im Ver-
gabe-Dschungel – BVergG und ÖNORM A 2050 –
Dr. Hans Gölles, Dipl.-Ing. Dr. Andreas Kropik, Dipl.-
Ing. Peter Fischer

30. Sept. Wien
Service Management-Seminare: Verkaufsleiter-Work-
shop

1. Okt. Graz
ÖRAV-Seminar: Grundbuch I – RegR Franz Eidenber-
ger

5. Okt. Linz
Oberösterreichische Juristische Gesellschaft: Erfah-
rungen mit Lauschangriff und Rasterfahndung – HR
Hon.-Prof. Dr. Rudolf Machacek

7. bis
10. Okt.

Wien
World Jurist Association: Kongreß aus Anlaß der
10jährigen Wiederkehr der Beseitigung des Eisernen
Vorhanges
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Termine

8. Okt. Wien
ÖRAV-Seminar: Kosten I – RA Dr. Andreas Grundei

11. Okt. Wien
ÖRAV-Seminar: Kurrentien-Spezialseminar – RA
Dr. W. Miller, RA Dr. F. Valzachi

14. Okt. Raum Wien
Anwaltliche Vereinigung für Mediation und koopera-
tives Verhandeln (AVM): Grundseminar Mediation

15. Okt. Raum Tirol
Anwaltliche Vereinigung für Mediation und koopera-
tives Verhandeln (AVM): Grundseminar Mediation

29. Okt. Raum Salzburg
Anwaltliche Vereinigung für Mediation und koopera-
tives Verhandeln (AVM): Jahresfortbildung in Wirt-
schaftsmediation

2. Nov. Linz
Oberösterreichische Juristische Gesellschaft: Aktuelle
Probleme der Reform des Strafprozeßrechts – em.
Univ.-Prof. Dr. Reinhard Moos

5. Nov. Klagenfurt
Kärntner Juristische Gesellschaft: Medienrecht und
Persönlichkeitsschutz – RA Dr. Stefan Ruggenthaler,
RA Dr. Ulrich Polley

6. Nov. Klagenfurt
Kärntner Juristische Gesellschaft: Medienrecht und
Persönlichkeitsschutz – RA Dr. Stefan Ruggenthaler,
RA Dr. Ulrich Polley

15. Nov. Wien
ÖRAV-Seminar: Kurrentien-Spezialseminar – RA
Dr. W. Miller, RA Dr. F. Valzachi

25. Nov. Raum Salzburg
Anwaltliche Vereinigung für Mediation und koopera-
tives Verhandeln (AVM): Grundseminar Mediation

30. Nov. Linz
Oberösterreichische Juristische Gesellschaft: Das neue
Markenrecht – Univ.-Prof. Dr. Heinz Keinert

11. Jan.
2000

Linz
Oberösterreichische Juristische Gesellschaft: Festver-
anstaltung anläßlich des 40jährigen Bestehens der
OÖ Juristischen Gesellschaft, Festvortrag, gehalten
von o.Univ.-Prof. Dr. Karl Korinek, Vizepräsident des
VfGH

14. Jan.
2000

Wien
ÖRAV-Seminar: RA Dr. H.P. Wachter, RA Dr. W.
Miller, Einführungsseminar

Ausland
22. bis
27. Aug.

Brüssel
Internationale Organisation Junger Anwälte (AIJA):
37. Jahreskongreß

13. und
14. Sept.

Trier
MANZ-Seminar: Referententeam, Die Praxis des euro-
parechtlichen Gerichtsverfahrens – Das Seminar vor
Ort für österreichische Juristen

16. bis
18. Sept.

Warschau
Union Internationale des Avocats (UIA): International
Arbitration in Poland

26. Sept.
bis 1. Okt.

Barcelona
International Bar Association (IBA): Business Law
International

27. und
28. Sept.

Trier
Europäische Rechtsakademie Trier (ERA): Gemein-
schaftsrecht für Zivilrechtler (Gemeinschaftsrecht und
Privatrecht)

30. Sept.
bis 3. Okt.

Warschau
Internationale Juristenkommission: Konferenz der
europäischen Sektionen – New Europe – Marking
Rights Real

1. und
2. Okt.

Frankfurt
Europäische Rechtsanwaltsvereinigung (Association
Européenne des Avocats A.E.A.): Bankrecht (Corpo-
rate Finance)

3. bis
6. Okt.

Budapest
World Jurist Association: Vor-Kongreß

15. und
16. Okt.

Pisa
AIJA-Seminar: Redaktion eines internationalen Ver-
triebsvertrages

3. bis
7. Nov.

New Delhi
UIA: Jahreskongreß

18. bis
20. Nov.

Warschau
AIJA-Seminar: Private-Public-Partnership: Rechtliche
Rahmenbedingungen für privatfinanzierte Infrastruk-
turprojekte in Zentral- und Osteuropa

26. März
bis 2. April
2000

Val d’Isère
XXVII. Skilex Kongreß

10. bis
14. April
2000

Nicosia
Cyprus Bar Association: International Law Congress
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Schon gelesen?

1. Die Organisation einer durch Konkurseröffnung gem § 84 Z 4
GmbHG aufgelösten GmbH bleibt auch im Konkurs gewahrt; die
Organe nehmen weiterhin ihre Funktionen wahr, soweit diese
nicht vom Masseverwalter verdrängt werden oder deren Ausübung
dem Zweck des Konkurses zuwiderliefe.
2. Der Geschäftsanteil einer GmbH zählt mangels entgegenste-
hender Vereinbarung im Falle des sich im Liquidationsausgleich
befindlichen Alleingesellschafters zum übergebenen Vermögen.
Die Ermächtigungstreuhand erfaßt jedoch nicht automatisch das
aus dem Geschäftsanteil resultierende Stimmrecht. OGH 22. 10.
1998, 8 Ob 139/98v, RdW 1999, 75 = wbl 1999, 181 (LS).

■

1. Aus den §§ 67f GmbHG ist ein Vermögensrecht der Gesell-
schaft auf Kaduzierung und Verwertung des Geschäftsanteils eines
säumigen Gesellschafters abzuleiten, welches Gegenstand der
Exekution nach §§ 331ff EO sein kann.
2. Auch die exekutive Kaduzierung des einzigen Gesellschafters
einer GmbH ist (grundsätzlich) zulässig. Lediglich für den Fall, daß
auch der Verkauf des Geschäftsanteils nicht möglich ist, könnte
von einer unzulässigen Vernichtung des Geschäftsanteils gespro-
chen werden. OGH 7. 10. 1998, 3 Ob 196/98i, RdW 1999,
142 = GesRZ 1999, 44.

Sieht ein GmbH-Gesellschaftsvertrag vor, daß ein Gesellschafter
seine Stammeinlage (zunächst) nur zu einem Teil bar einzuzah-
len hat, dann ist die noch ausstehende Stammeinlage eine noch
nicht fällige Forderung der GmbH. Das Unterbleiben ihrer Verzin-
sung bildet keine verdeckte Gewinnausschüttung. VwGH 30. 9.
1998, 96/13/0024, RdW 1999, 120 (LS) = ecolex 1999, 196
(Kotschnigg).

■
Freier Kapitalverkehr: Die (österreichische) Vorschrift (§ 3 Abs 1
Verordnung über wertbeständige Rechte), wonach eine „Hypothek
zur Sicherung einer in der Währung eines anderen Mitgliedstaats
zahlbaren Forderung in inländischer Währung“ (also ausschließ-
lich in österreichischen Schillingen) eingetragen werden muß, ist
EU-widrig, weil nicht mit Art 73b EG-Vertrag vereinbar. EuGH
16. 3. 1999, Rs C-222/97 (Vorabentscheidung aufgrund Vorlage
des OGH vom 27. 5. 1997): Tätigkeitsbericht des Gerichtshofes
Luxemburg 08/99, Seite 8.

■
§ 221 Abs 2, § 245 Abs 1, § 252 Abs 1, § 281 Abs 1 Z 3 StPO:
Nur eine Verkürzung der Vorbereitungsfrist bewirkt Nichtigkeit,
nicht aber die unvollständige Benennung der den Gegenstand der
Hauptverhandlung bildenden strafgerichtlichen Vorwürfe in der
Ladungsschrift. Beruft sich ein Zeuge in der Hauptverhandlung –
ohne die Aussage oder die Beantwortung von Fragen zu verwei-
gern – auf frühere Angaben, so dürfen diese verlesen werden.
§ 252 Abs 1 ist auf diesen Fall nicht anwendbar.
Anders als in Ansehung von früheren Depositionen von Mitbeschul-
digten und Zeugen (§ 252 Abs 1 Z 4 StPO) ist für die Verlesung
von über die früheren Aussagen des Angeklagten aufgenommenen
Protokolle ein Parteieneinverständnis nicht erforderlich. OGH
12. 5. 1998, 14 Os 34/98, RZ 1999/06.

■
§ 181 StPO (zwingende Enthaftung bei Übersehen des Ablaufs der
Haftfrist):
Gemäß § 181 Abs 4 StPO darf eine bereits rechtzeitig anbe-
raumte, aber wegen eines (nachträglich) eingetretenen unvorher-
sehbaren oder unabwendbaren Ereignisses frustrierte Haftver-
handlung auf die dem Fristablauf folgenden drei Arbeitstage – mit
dem Effekt einer entsprechenden Verlängerung auch der betreffen-
den Haftfrist – verlegt werden. Wurde hingegen die fristgerechte
Anberaumung einer Haftverhandlung von vornherein unterlassen,
ist eine Fristverlängerung ausgeschlossen. Diesfalls zwingen der
Ablauf der Wirksamkeit des letzten Haftbeschlusses und des damit
verbundenen Endes der Haftfrist zur Enthaftung des Beschuldigten,
und zwar unabhängig vom Gewicht seiner Tat und der Haft-
gründe.
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Gleiches gilt, wenn die infolge Verzichts des Beschuldigten auf
eine Haftverhandlung erforderliche schriftliche Beschlußfassung
über Aufhebung oder Fortsetzung der U-Haft gem § 181 Abs 5,
2. Satz StPO nicht vor Ablauf der Haftfrist ergangen ist. OGH
11. 9. 1997, 15 Os 139/97, JBl 1999, 63.

■

§ 4 Abs 1 GRGB (§ 77 Abs 1, § 179 Abs 2 StPO): Beschwerdefrist
Bei einem durch einen Verteidiger vertretenden Beschuldigten
(Angeklagten) beginnt die vierzehntägige Frist für die Grundrechts-
beschwerde nicht schon mit der Zustellung an den Beschuldigten
selbst, sondern erst mit jener an den Verteidiger. OGH 28. 7.
1998, 14 Os 102/98, EvBl 1999/17.

■

§ 221 Abs 1 (§§ 226, 389 Abs 3) StPO: Gesonderte Kosten
Bei gesondert aufzuerlegenden Kosten gem § 221 Abs 1 StPO ist
im Rahmen des Verschuldens (§ 389 Abs 3 StPO) auch zu prüfen,
inwieweit der Hinderungsgrund nach § 226 StPO rechtzeitig gel-
tend gemacht wurde. OGH 29. 7. 1998, 13 Os 100/98, EvBl
1999/18.

§§ 1295, 1299, 1300 ABGB:
Wenn ein Rechtsanwalt mit einem Steuerberater im Auftrag dessel-
ben Klienten derart zusammenarbeitet, daß er allgemein-juristisch
den Vertrag errichtet, während der Steuerberater die steuerlichen
Aspekte prüft (und nicht bloß ein Bewertungsgutachten abgibt), ist
grundsätzlich jeder für sein eigenes Aufgabengebiet verantwort-
lich. Der Auftraggeber kann nicht erwarten, daß ein Rechtsberater
im Fachbereich des anderen besondere Untersuchungen anstellt.
Wenn die eine Vertragspartei die andere Partei, die vor Vertrags-
unterfertigung steuerliche Bedenken hegt, an deren Steuerberater
verweist und diesen informiert, daß dessen Klient noch steuerliche
Fragen habe, hat der Vertragsverfasser (RA) nicht zu verantworten,
wenn die beiden miteinander dennoch nicht Kontakt aufnahmen.
Nur wenn Mängel auftreten, die auch ohne Spezialkenntnisse in
die Augen fallen, muß der Auftraggeber darauf hingewiesen wer-
den (RZ 1992/52). OGH 19. 11. 1998, 2 Ob 303/98t, siehe
auch RdW 1999, 199.

■
Diese Ausgabe von „Schon gelesen?“ entstand unter Mitwirkung
von Dr. Manfred Ainedter, Dr. Harald Bisanz, Dr. Walter Strigl
und DDr. Hellwig Torggler.
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Abhandlungen

RA Dr. Clemens Thiele, LL.M. Tax (GGU), Salzburg

Anwaltliche Werbung im Internet*)

Mit der Änderung des § 49 Z 3 RL-BA 19771) ist den Rechtsanwäl-
ten die Einrichtung von Homepages ausdrücklich gestattet worden.
Der nachfolgende Beitrag erörtert, welche Inhalte dabei aus stan-
des- und wettbewerbsrechtlicher Sicht zulässigerweise im Internet
dargeboten werden dürfen.

I. Technische und tatsächliche Grundlagen2)

Unter einer „Homepage“ versteht man die Startseite eines Internet-
angebots. Über interne Verknüpfungen3) navigiert der Benutzer
dann durch die sog Web-Site4) oder weiter durch das WWW. Ent-
gegen dem zu eng formulierten Standesrichtlinientext soll daher im
weiteren nicht von den Homepages5) eines Anwalts die Rede sein,
sondern besser – pars pro toto – von seiner Web-Site oder Internet-
Präsenz, denn die Zulässigkeitsprüfung macht nicht vor der Start-
seite halt, sondern schließt das gesamte Angebot ein, das sich hin-
ter der Homepage verbirgt.6) Das Betreiben mehrerer Web-Sites
durch einen Anwalt ist zulässig.7)

Neben der offenbar rasch wachsenden Nachfrage nach Online-
Diensten besteht ein zunehmender Bedarf der rechtsuchenden
Bevölkerung, sich unabhängig von Zeit und Ort über die anwalt-
lichen Dienstleistungen zu informieren. Auf den derzeit im Inter-
net präsentierten Web-Sites österreichischer Anwälte finden sich
Abhandlungen der Kanzleiinhaber oder Gerichtsentscheidungen.
Interessierte können über Hyperlinks zu anderen juristisch interes-
santen Seiten vordringen oder via E-Mail mit dem Webmaster in
Kontakt treten. Allfällige Bedenken gegen die Aufmachung solcher
Web-Sites können sich aus dem Standesrecht ebenso wie aus dem
Wettbewerbsrecht ergeben.

II. Standesrechtliche Vorgaben

1. Die Werbefreiheit und ihre Beschränkungen

Gemäß § 45 RL-BA 1977 wirbt der Rechtsanwalt durch die Quali-
tät seiner anwaltlichen Leistung. Er hat sich zu Werbezwecken auf
das sachlich Gebotene zu beschränken und darf lediglich ganz
bestimmt aufgezählte Angaben seiner Tätigkeit preisgeben.8) Ge-
mäß § 45 Abs 3 RL-BA 1977 hat der Rechtsanwalt standeswidrige
Werbung zu unterlassen und jede aufdringliche Gestaltung seiner
Öffentlichkeitskontakte zu vermeiden.

Der Anwalt darf also über seine Dienstleistung und seine Person
informieren, soweit die Angaben sachlich, wahrheitsgemäß und
berufsbezogen sind. Verboten sind insbesondere die gezielte Wer-
bung um neue Klientel und die reklamehafte Selbstdarstellung. Ein
Verstoß gegen diese Werbebeschränkungen ist disziplinär.9) Ein-
schränkungen der Werbefreiheit sind dort geboten, wo der An-

waltsstand als solcher vor dem Eindruck der Unseriosität bewahrt
werden soll.10) Die marktschreierische Werbung des Anwalts ist
jedenfalls zu beanstanden.11)

Durch die Neufassung des § 49 Z 3 RL-BA 1977 ist nunmehr klar-
gestellt, daß die Internet-Präsenz des Rechtsanwalts per se standes-
rechtlich erlaubt ist. Diese Änderung ist mE auch erforderlich gewe-
sen, da bislang zB die durchaus vergleichbare Aussendung des
Textes eines Fachartikels mit Bekanntgabe der Daten der Rechts-
anwaltskanzlei an einen unbestimmten Firmen- und Personenkreis
bereits als unzulässige Reklame qualifiziert worden ist.12)

2. Werbung im Internet

Bei der Beurteilung anwaltlicher Internet-Präsenz ist mE zunächst
va zu prüfen, ob es sich um eine reklamehafte13) oder markt-

*) RA Dr. Clemens Thiele, LL.M. Tax (GGU) ist Rechtsanwalt in Salzburg
und erreichbar unter Anwalt.Thiele@eurolawyer.at. Die Ausführungen
des Autors werden zur Diskussion gestellt (Anmerkung der Redaktion).

1) Richtlinien für die Ausübung des Rechtsanwaltsberufes, für die Über-
wachung der Pflichten des Rechtsanwaltes und für die Ausbildung der
Rechtsanwaltsanwärter idgF zuletzt kundgemacht im Amtsblatt zur
Wiener Zeitung Nr 237 vom 13. 10. 1998.

2) Zu den allgemeinen technischen Grundlagen des Internet und des
World Wide Web (WWW) sei auf Thiele, Straftaten im Cyberspace,
MR 1998, 219, 220, und jüngst W. Freund, Die Strafbarkeit von Inter-
netdelikten (1998), 5, 13 mwN verwiesen.

3) Sog „links“; von engl „to link“ = „verbinden, verketten, zusammenhän-
gen“.

4) Dieser Begriff bezeichnet eine zusammenhängend gestaltete Samm-
lung von Web-Seiten; vgl Abel, Cyberslang: die Sprache des Internet
von A bis Z (1999), 113.

5) Wie dem gem § 37 RAO bestimmten Verordnungsgesetzgeber (vgl
VfSlg 9.470) diese unglückliche, weil zu enge, Formulierung „passie-
ren“ konnte, läßt sich leider für den Verfasser nicht restlos nachvoll-
ziehen.

6) Der inzwischen auch gebräuchliche Begriff der „Internetseite“ ist
ebenso ungenau, da er sowohl nur eine einzelne Seite meint als auch
die Gleichsetzung des Internet mit dem WWW und seiner spezifischen
Sprache (HTML) suggeriert.

7) Das indiziert schon die Verwendung der Mehrzahl in § 49 Z 3 RL-BA
1977.

8) Vgl den Katalog des § 45 Abs 2 RL-BA 1977.
9) OBDK 1. 7. 1985, Bkd 129/84, AnwBl 1986, 300.

10) Zur verfassungsrechtlichen Zulässigkeit grundlegend Berka/Stolzlechner,
Öffentlichkeitskontakte von Anwälten, Meinungsfreiheit und Werbever-
bot (1988), 63ff; Stolzlechner, Die Werbung der freien Berufe, insbe-
sondere des Anwaltes, AnwBl 1991, 513.

11) OBDK 6. 2. 1995, 9 Bkd 3/93, AnwBl 1995, 579m Anm Strigl.
12) OBDK 6. 11. 1989, Bkd 28/88, AnwBl 1990, 91; vgl auch OGH

29. 10. 1996, 4 Ob 2276/96a – LAW, wbl 1997, 37 = RdW 1997,
16 = ÖBl 1997, 123.

13) ISd § 45 Abs 3 lit a RL-BA 1977.
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schreierische14) Darstellung handelt, um so die Spreu vom Weizen
(grob) zu trennen. Als Maßstab muß ein Vergleich mit den Web-
Sites von kommerziellen Anbietern, also idR sonstigen Dienstlei-
stungsunternehmen, herangezogen werden.15) Die unbestimmten
Rechtsbegriffe der „reklamehaften Selbstanpreisung“ und der „auf-
dringlichen Gestaltung“16) sind mE anhand der unterschiedlichen
Formen und Elemente anwaltlicher Internet-Präsenz zu konkretisie-
ren:

• Verwendung einer Mailbox: gegen die Einrichtung einer anwalt-
lichen Mailbox ist nichts einzuwenden. Dabei hat der Anwalt
sein Online-Postfach auf dem Servicecomputer seines Providers.
Mittels E-Mail kann dieser elektronische Briefkasten erreicht
werden. Er dient lediglich der Entgegennahme von Daten und
Nachrichten17) und ist technisch mit dem erwünschten Telefon-
oder Telefaxanschluß vergleichbar. Daher ist auch ein Hinweis
auf diese Kommunikationsmöglichkeit nicht zu beanstanden.18)

• Anwaltliches Gästebuch: manche Web-Sites bieten die Möglich-
keit, in einem sog Gästebuch den eigenen Namen bzw E-Mail
sowie eine Nachricht, einen Kommentar oder eine Stellungnah-
me zu hinterlassen. Das weitere Verwenden der (positiven) Stel-
lungnahmen, zB das Lob eines Klienten, auf der Anwalts-Site ist
standeswidrig. § 46 RL-BA 1977 verbietet dem Anwalt nämlich,
durch dritte Personen Mandanten zu werben. Darüber hinaus

steht der Preisgabe von Mandantennamen zu Referenzzwecken
die anwaltliche Verschwiegenheitspflicht entgegen.19)
Das anwaltliche Gästebuch im Internet hat bereits ein deutsches
Gericht beschäftigt. Wenngleich die dt Rechtslage mit der österr-
reichischen nur bedingt vergleichbar erscheint, lassen sich aus
der E des LG Nürnberg-Fürth20) doch für die Praxis wesentliche
Konsequenzen ziehen: da reelle wie virtuelle Gästebücher die
Gefahr bergen, daß Besucher dort überwiegend positive Reak-

14) OBDK 27. 11. 1995, 5 Bkd 4/94, AnwBl 1996, 465m Anm Strigl;
vgl auch OGH 19. 9. 1995, 4 Ob 73/95, RdM 1996, 57, zur markt-
schreierischen Ärztewerbung.

15) Ein ausgedehnteres Cybersurfing zeigt dabei, daß die Unterschiede
einzelner Anwalts-Sites zum übrigen Angebot des Electronic Commerce
erschreckend gering ausfallen. Dies mag zT daran liegen, daß alle im
wesentlichen mit denselben Gestaltungsmitteln, zB Java-Applets arbei-
ten.

16) ISd § 49 RL-BA 1977.
17) Zur anwaltlichen Nutzung des Electronic Mail bereits Thiele, Das Inter-

net in der anwaltlichen Berufspraxis, AnwBl 1998, 670, 671; aus US-
amerikanischer Sicht Duve, Nutzung des Internet in US-amerikanischen
Anwaltskanzleien, K&R 1998, 388, 390f.

18) Vgl die regelmäßige Veröffentlichung von anwaltlichen E-Mail-Adres-
sen im AnwBl.

19) Vgl OBDK 12. 11. 1990, AnwBl 1991, 314.
20) 20. 5. 1998, 3 O 1435/98, CR 1998, 622.



404 AnwBl 1999/7

Abhandlungen

tionen deponieren und daher subjektive Belobigungen zu erwar-
ten sind, dürfen die Eintragungen nicht auf der anwaltlichen
Web-Site präsentiert werden. Eine interne Nutzung der Daten
ist zulässig, da der „Anlockungseffekt“21) des Gästebuchs bei
unaufdringlicher Aufmachung vernachlässigbar bleibt.22)

• Multimediale Gestaltungsmittel: die technisch relativ leicht zu
bewerkstelligende Einbindung von Videosequenzen, längeren
Sounddateien oder gar erotischen Darstellungen sind nicht nur
Indizien für eine reißerische, marktschreierische Aufmachung,
sondern geradezu Garanten für eine standeswidrige Anwalts-
web-Site. Auch das Internet stellt ein „Medium“23) dar, das den
Anwälten gem § 48 RL-BA 1977 Zurückhaltung und Mäßigung
auferlegt. Nicht alles, was technisch machbar ist, erscheint stan-
desrechtlich wünschenswert. Die Einbindung von audio-visuellen
Gestaltungselementen führt zu einer werbepsychologisch ge-
schickten Darstellung des Anbieters, die die Nachfrage nach
seinen Leistungen fördern soll. Die Verwendung einer „corporate
identity“24) auch auf dem Anwaltssektor ist durchaus begrüßens-
wert, doch darf das sachliche Informationsinteresse der Recht-
suchenden nicht zu kurz kommen.
Das Hinzufügen eines Logos25) ist ebensowenig zu beanstanden
wie die Veröffentlichung von Portraitphotos der Sozietätsmitglie-
der.26) Die Grenze des Zulässigen ist mE erreicht, wenn Kanzlei-
personal als Blickfang abgelichtet wird. Dies mag zwar für ein
gutes Betriebsklima sprechen, verstößt aber gegen § 45 Abs 1
RL-BA 1977, da allein die Qualität der anwaltlichen Leistung bei
Öffentlichkeitskontakten im Vordergrund steht. Aus demselben
Grund sind mE auch virtuelle Bildergalerien27) oder Angaben
über Hobby- und Freizeitverhalten des Anwalts zu beanstanden.
Die wahrheitsgemäße Veröffentlichung von Lebensläufen stellt
aber keine aufdringliche Gestaltung dar.28) Bei der Angabe son-
stiger Tätigkeiten oder besonderer Kenntnisse sind insbesondere
§ 45 Abs 2 lit b), c), e) und d) und § 9 RL-BA 1977 zu beachten.
Beim Nutzer darf kein falscher Eindruck über Einfluß und Verbin-
dungen des Anwalts entstehen.29)

• Werbung für den Verkauf von Fachliteratur: spielt auf ärztlichen
Web-Sites das Anbieten von Pflegemitteln oder Medikamenten-
mustern zum Verkauf an den Nutzer eine nicht unerhebliche
Rolle, kommt im anwaltlichen Bereich wohl lediglich die Inserie-
rung von gebrauchter oder neuer juristischer Literatur in Betracht.
Letztere va dann, wenn es sich um vom Kanzleiinhaber selbst
verfaßte Fachbücher oder Kanzleibroschüren handelt. Solange
die Anpreisung unaufdringlich und sachlich erfolgt,30) ohne daß
ein „psychischer Kaufzwang“ suggeriert wird, ist diese Form
der Werbung zulässig, liegt ihr doch ebenfalls eine anwaltliche
Leistung zugrunde.

• Veranstaltung von Gewinnspielen: dabei handelt es sich um
eine unsachliche, den menschlichen Spieltrieb stimulierende
Form der Werbung, für die auf anwaltlichen Web-Sites kein
Platz ist. Wird zB der Nutzer aufgefordert, auf der Web-Site

nach einem versteckten Gegenstand oder Hinweis zu suchen,
und ist er dabei gezwungen, einen Großteil des Angebots zu
durchforsten, um so einen Barpreis oder gar einen „Beratungs-
scheck“ zu ergattern, liegt keine sachliche Informationswerbung
vor, sondern ein (krasser) Fall der unzulässigen Vorteilsgewäh-
rung gem § 46 RL-BA 1977.

• Besondere Online-Honorare: die bequeme Erreichbarkeit via
E-Mail animiert Laien geradezu, (kurze) Rechtsauskünfte übers
Internet einzuholen.31) Manch findiger Rechtsanwalt könnte nun
auf die Idee kommen, gezielte Anfragebeantwortungen per
E-Mail anzupreisen und die Mandanten durch Kreditkarte be-
zahlen zu lassen. Dabei würde ein ermäßigtes Pauschalhonorar
verlangt, da durch die Telekommunikation eine gewisse Zeit-
und damit Kostenersparnis im Vergleich zu einem Beratungs-
gespräch in der Kanzlei bestünde.32) In diesem Zusammenhang
ist mE jedoch § 50 RL-BA 1977 zu beachten, wonach ein ange-
messenes Honorar nicht unterschritten werden darf. Sinn und
Zweck der vorgenannten Bestimmung ist nämlich die Verhin-
derung eines Preiswettbewerbs um Klienten. Eine Beratung zu
einem Pauschalhonorar, das unabhängig von Aufwand und
Schwierigkeit der erbrachten Leistung gezahlt und dessen Höhe
allein durch die Besonderheit der Online-Beratung bestimmt
wird, ist mE unzulässig.

• Hyperlinks auf anderen Web-Sites: häufig findet der Cyber-
surfer auf frequentierten Web-Pages33) sog Werbe-Banner oder

21) Der psychische Zwang des Nutzers, sich eintragen zu müssen.
22) Dabei verliert das Gästebuch aber seine Funktion und wird zur bloßen

Feedback Mailbox.
23) Nach der E des OLG Wien 12. 6. 1996, 18 Bs 102/96, MR 1996,

142, sogar eines iSd § 1 MedienG, vgl auch MR 1998, 44.
24) Lesenswert dazu Dunkl, Corporate Design Praxis (1997), 5ff.
25) Insbesondere des ÖRAK-Standeslogos.
26) Zulässig erscheint auch die Abbildung der in der Kanzlei tätigen Kon-

zipienten, da nach der ständigen Judikatur des VwGH „der Rechts-
anwaltsanwärter und der Rechtsanwalt den gleichen Beruf ausüben”
(1. 10. 1954, 1900/53, Slg 1009 [F]/1954).

27) ZB eine durchaus sehenswerte Zusammenstellung von Rubens- oder
Picasso-Reproduktionen oä.

28) Vgl § 48 Abs 2 RL-BA 1977.
29) Vgl bereits die Leitsätze Nr 26 und 27 der RAK Wien für die Ausübung

des Rechtsanwaltsberufes zur Reklame mit Amts- und Richtertiteln;
abgedruckt bei Lohsing/Braun, Österreichisches Anwaltsrecht2 (1950),
447.

30) ZB durch ein Hyperlink auf den Verlag, zB http://orac.at/litinfo/
usrecht.html.

31) Wohl jeder hat eine Großmutter, die ihm etwas vererben könnte;
möchte Steuern sparen oder wissen, wieviel er seinen Kindern an
Unterhalt zahlen muß etc.

32) Genausogut könnte ein erhöhtes Honorar verlangt werden mit dem Hin-
weis auf die Einrichtungskosten der modernen Telekommunikation, ähn-
lich dem Zuschlag gem § 23a RATG beim elektronischen Rechtsver-
kehr.

33) ZB Suchmaschinen wie Alta-Vista, http://altavista.de oder Internet-
Zeitschriften, sog Electronic Magazines (E-Zines); vgl die umfangreiche
Liste unter http://www.meer.net/~johnl/e-zine-list/index.html.
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Hyperlinks, die nach dem Anklicken auf die Homepage des An-
bieters führen34) oder Sponsorenhinweise enthalten. Diese Form
der Gestaltung anwaltlicher Internetpräsenz35) ist mE jedenfalls
standeswidrig, da der Anlockungseffekt überwiegt. Darüber hin-
aus wird die Grenze zwischen redaktionellem und werbendem
Teil iSd der verpönten „Aufdringlichkeit“ überschritten. Werbe-
Banner für Rechtsanwälte auf fremden Internetseiten stellen ein
typisches Gestaltungsmittel der sonstigen gewerblichen Wirt-
schaft dar, die dem freien Anwaltsstand gem § 46 RL-BA 1977
verwehrt sind.

3. Online-Beratung durch Rechtsanwälte

Von den soeben erörterten Werbemaßnahmen auf einer anwalt-
lichen Web-Site ist die Frage zu unterscheiden, ob anwaltliche
Leistungen unmittelbar über das Internet, maW online, erbracht
werden dürfen?

Die Online-Beratung würde unter Übersendung der Dokumente per
Post, Telefax oder E-Mail erfolgen. Bei letzterer Variante könnte
der Klient sogar anonym bleiben, wenn er sich einer unrichtigen
E-Mail-Kennung bedient.36) Vorsicht ist also geboten! Neben dem
Problem der Einhaltung der anwaltlichen Verschwiegenheitspflicht,
die wegen der immer noch bestehenden Sicherheitsmängel im
Internet nicht gewährleistet werden kann,37) sind die von § 9 Abs 1
und § 10 Abs 2 RAO gezogenen Grenzen seriöser anwaltlicher
Berufsauffassung rasch erreicht. Bei ausschließlich online durchge-
führten Beratungen wird der Klient meist nicht in der Lage sein, den
Sachverhalt vollständig und sachlich zutreffend darzustellen. Sind
die Tatsachen weder einfach noch unstreitig, verläßt der Online-
Anwalt den Boden sorgfältiger und gehaltvoller Dienstleistung.38)

III. Wettbewerbsrechtliche Schranken

Abgesehen von Zuständigkeitsfragen39) bestehen für die wett-
bewerbsrechtliche Beurteilung der Zulässigkeit anwaltlicher Wer-
bung im Internet kaum Besonderheiten.

1. Wettbewerbsvorsprung durch Rechtsbruch

Nach st Rsp ist der Verstoß gegen eine gesetzliche Vorschrift dann
sittenwidrig iSd § 1 UWG, wenn die Gesetzesverletzung subjektiv
vorwerfbar und geeignet ist, dem gesetzwidrig Handelnden einen
Vorsprung vor den gesetzestreuen Mitbewerbern zu verschaffen.40)
Die Standesregeln der RL-BA 1977 stellen eine Verordnung dar,
die der Österreichische Rechtsanwaltskammertag aufgrund der
gesetzlichen Ermächtigung des § 37 RAO erlassen hat.41) Deren
Verletzung führt zu einem Wettbewerbsvorsprung durch Rechts-
bruch,42) der die jeweils zuständige Rechtsanwaltskammer zur Un-
terlassungsklage nach § 14 UWG berechtigt.43) Durch eine stan-
deswidrige Internet-Präsenz erzielt der Anwalt einen Werbeeffekt,
der den gesetzestreuen Kollegen versagt bleibt. Bedient sich ein
Rechtsanwalt also standesrechtlich verpönter Elemente44) auf seiner

Web-Site, riskiert er zugleich die volle wettbewerbsrechtliche Haf-
tung. Darüber hinaus ist zu beachten, daß bereits das Mißachten
einer einheitlich gefestigten Standesauffassung,45) die auf der
allgemeinen Überzeugung der Standesgenossen des jeweiligen
Gewerbezweiges beruht, wie eine Gesetzesverletzung zu werten
ist.46)

2. Die Haftung für Hyperlinks

Vereinzelt finden sich auf Anwalts-Sites sog (Hyper-)Links47) zu
anderen Internetseiten, zB zum Rechtsinformationssystem des Bun-

34) ZB können bei Suchmaschinen über Werbebanner online Bücher zum
eingegebenen Suchbegriff bestellt werden.

35) Zu denken wäre etwa daran, daß eine Bank einen Hyperlink auf
„ihren“ Vertrauensanwalt unterhält.

36) ZB über diverse Free Mail Dienste; zum sog Address Spoofing (Adres-
senschwindel) vgl Kaiser, Stichwort Internet2 (1996), 84.

37) Die Zustimmung des Mandanten ist jedenfalls einzuholen; vgl Thiele,
AnwBl 1998, 670, 671.

38) Nicht zuletzt in Anbetracht des auch diesfalls unstreitig bestehenden
Honoraranspruches.

39) Gemeinsam mit den kollisionsrechtlichen Aspekten von Hoeren, Rechts-
fragen des Internet (1998), 149, sogar der „archimedische Punkt“ des
Internet-Wettbewerbsrechts genannt.

40) ÖBl 1992, 268 – Naturfreunde; ÖBl 1994, 17 – Contact; ÖBl 1996,
237 – Anstaltsapotheke II, je mwN.

41) 1188 BlgNR 17. GP 16; VfSlg 9.470.
42) OGH 29. 10. 1996, 4 Ob 2276/96a, wbl 1997, 37 = RdW 1997,

16 = ÖBl 1997, 123 – LAW I.
43) ZB § 2 Abs 2 letzter Satz Geo OÖRAK; OGH 17. 9. 1996, 4 Ob

2254/96s, ecolex 1997, 442 zur Klagslegitimation der Apotheker-
kammer gegen ihre Mitglieder.

44) Im einzelnen siehe dazu oben Pkt 2.2.
45) Diese muß immerhin in einer dem Klarheitsgebot entsprechenden Be-

stimmtheit feststehen (VfGH 30. 6. 1988, B 1286/87, VfSlg 11.776;
ZfVB 1993/651 zu den Tierärzten).

46) So schon wbl 1992, 167 – Grabsteinwerbung II mwN; vgl auch jüngst
OGH 20. 10. 1998, 4 Ob 189/98t, ÖBl 1999, 91 – LAW II.

47) Engl für „Querverweis, Sprungmarke, Verbindung“; Links sind die
Sprungbretter der Online-Welt.
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des,48) einer Rechtsanwaltskammer,49) dem ÖRAK,50) juristischen
Verlagen,51) juristischen Online-Diensten,52) Unternehmen53) etc.
Dabei ist zwischen internen und externen Links zu unterscheiden.54)
Vom auf der Ausgangssite sichtbaren Teil eines Links55) gelangt
man durch Anklicken weiter zu einer anderen Website, dann han-
delt es sich um einen externen Link. Verweist ein Link nur auf einen
anderen Textblock derselben Web-Page, spricht man von einem
internen Hyperlink oder einer Textmarke. Letzterer wirft keine
besonderen wettbewerbsrechtlichen Probleme auf.

Ein Hyperlink auf eine andere Web-Site, insbesondere auf deren
Inhalte,56) kann sich aber als irreführend, rufausbeutend oder ver-
gleichend darstellen. Durch derartige Links können neben Standes-
rechtswidrigkeiten auch wettbewerbsrechtliche Tatbestände ver-
wirklicht sowie Urheberrechtsverletzungen begangen werden.
Nachfolgende Ausführungen werden aus Platzgründen auf mögli-
che Wettbewerbsverletzungen beschränkt.

Durch das Setzen von externen Links zu Seiten von gewerblichen
Anbietern täuscht der Rechtsanwalt idR eine Geschäftsbeziehung
zu diesen vor. Abgesehen von einem wettbewerbswidrgen Vor-
sprung durch Rechtsbruch57) wäre – bei fehlender Zustimmung des
Betreibers der Ziel-Web-Site – an ein unlauteres Ausnutzen fremder
Leistung zu denken.58) ME muß der Rechtsanwalt bei Benützung
von externen Links stets auf eine sorgfältige und klare Trennung
von eigenen und fremden Inhalten achten, wobei auf den (flüchti-
gen) Eindruck der „durchschnittlichen Internet-Benutzer“ abzustel-
len ist.59)

Ebenso zu beanstanden wäre es, wenn zB eine Unternehmensbe-
ratungsgruppe auf ihrer Web-Site einen bestimmten Rechtsanwalt
„anpreisen“ und ihrerseits einen (internen oder externen) Link auf
dessen Internetpräsenz verzweigen würde. Dadurch entstünde
nämlich der Eindruck eines „Syndikatsanwaltes“. Daneben wäre
§ 46 RL-BA 1977 verletzt, was eine wettbewerbsrechtliche Haf-
tung nach § 1 UWG nach sich zöge.

3. Irreführende Werbung eines Online-Anwalts

Im Zusammenhang mit der oben bereits kurz skizzierten Online-
Beratung können auch wettbewerbsrechtliche Probleme auftreten.
Das LG München I60) hatte sich mit folgendem Sachverhalt zu
befassen:

Der beklagte Provider hatte in einem von ihm betriebenen Forum im Online-
dienst CompuServe die Mitglieder seines Recht-Online-Forums öffentlich auf-
gefordert, sich unmittelbar mit ihren konkreten Rechtsfragen an die als „On-
line-Anwalt“ bezeichnete Kanzlei W & P zu wenden. Dafür wurde ua damit
geworben, daß die Forumsmitglieder für eine Erstberatung durch die ge-
nannte Anwaltskanzlei unabhängig vom Streitwert eine Pauschalgebühr in
Höhe von lediglich DM 35,– zu zahlen hätten. Im Forum wurde darauf hin-
gewiesen, daß bei der Inanspruchnahme des „Online-Anwalts“ allein eine
Rechtsbeziehung zwischen dem Nutzer und dem Rechtsanwalt entstünde.
Die Betreiberin des Recht-Online-Forums nähme keine Rechtsberatung vor,
sondern stellte lediglich ein Kommunikationsmedium zur Verfügung.

Das dt Gericht gab dem Antrag auf Erlassung einer Einstweiligen
Verfügung ua mit der Begründung statt, daß die Empfehlung einer
einzigen Kanzlei als „Online-Anwalt“ sachlich falsch und daher
eine irreführende Angabe iSd § 3 dUWG61) darstellte. Darüber
hinaus fördere die Beklagte das standeswidrige Verhalten eines
Rechtsanwalts va in bezug auf die unzulässige Honorarpauschalie-
rung und verschaffe ihm damit einen ungerechtfertigten Wettbe-
werbsvorsprung vor den rechtstreuen Standesangehörigen. Das
Gericht ging zu Recht auch davon aus, daß der so bevorzugte
„Online-Anwalt“ mit seiner Anpreisung durch den Provider einver-
standen war.62)

IV. Zusammenfassung

Das Internet bietet auch im Bereich der anwaltlichen Werbung
enorme Chancen. Trotz des zu eng gefaßten Wortlauts des § 49
Z 3 RL-BA 1977 ist die anwaltliche Internetpräsenz in Form einer
eigenen Web-Site und nicht nur durch Homepages standesrecht-
lich zulässig. Für die jeweils dargebotenen Inhalte gelten die
Beschränkungen der §§ 45ff RL-BA 1977 sowie der §§ 1ff UWG.
Der Rechtsanwalt hat jeglichen Anschein marktschreierischer oder
sonstwie unsachlicher Anpreisung seiner Dienstleistungen zu ver-
meiden, da für den anwaltlichen Berufsstand die Seriosität des
einzelnen von entscheidender Bedeutung ist.63) Im realen wie im
virtuellen Raum wirbt er – von Wettbewerbs- und Standesrecht
unbehelligt – am besten durch die Qualität seiner anwaltlichen Lei-
stung.

48) Http://www.ris.bka.gv.at.
49) ZB http://www.salzburg.com/ra-kammer.
50) Http://www.oerak.or.at.
51) ZB http://www.MANZ.at.
52) ZB http://www.jusline.at; http://www.rdb.co.at.
53) ZB http://www.disney.com.
54) So zutreffend Abel, Cyberslang: die Sprache des Internet von A bis Z,

60.
55) Dem sog „Anker“; zum Begriff vgl das Langenscheidt Online-Lexikon

unter http://www.networds.de.
56) Manche bezeichnen diese Art der Verknüpfung als „Inline-Link“; vgl

F. Koch, Rechte an Webseiten, NJW-CoR 1997, 298, 300; einschrän-
kender Kucsko, Schmarotzen im Netz, ÖBl 1999, 1, der darunter ein
Link zu einer fremden Web-Site versteht, wobei der betreffende Teil der
fremden Web-Site zum Teil des eigenen Inhalts gemacht wird, ohne
daß dies für den Benutzer erkennbar ist.

57) ZB bei einem Verstoß gegen § 46 RL-BA 1977.
58) Eingehend Marwitz, Haftung für Hyperlinks, K&R 1998, 369, 370ff,

allerdings ohne besondere Bezugnahme auf die freien Berufe.
59) Vgl OGH 24. 2. 1998, 4 Ob 36/98t – jusline, ÖBl 1998, 241 = MR

1998, 208m Anm A. Haller.
60) 25. 3. 1996, 1 HKO 5953/96, CR 1996, 736.
61) Entspricht § 2 öUWG.
62) Nach österr Standesauffassung wohl eine ebenfalls unzulässig Umge-

hung der Werbebeschränkungen gem § 46 RL-BA 1977.
63) So auch die verfassungrechtliche Vorgabe in VfGH 27. 9. 1990,

V 95,96/90, wbl 1991, 24 = ecolex 1991, 66.
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RA Dr. Harald Sitta, Wien

Nochmals der Vermögensgerichtsstand

I. Einleitung

Vor allem Deutschland und Österreich kennen den Vermögens-
gerichtsstand. Dieser Gerichtsstand gilt gem EuGVÜ/LGVÜ als
„exorbitant“. Wenn eines dieser Abkommen auf einen Sachverhalt
anzuwenden ist, verdrängt es das nationale Zuständigkeitsrecht
vollständig.

Zur Interpretation des LGVÜ darf nationales Recht nicht herangezo-
gen werden.1)

Deutschland und Österreich sind daher durch diese geschlossene
europäische Zuständigkeitsordnung2) besonders betroffen.

Da es aber viele, über den Gemeinschaftsbereich hinausreichende
Sachverhalte gibt, ist der Vermögensgerichtsstand nach wie vor
bedeutsam.

Auch die deutsche Judikatur und Lehre beschäftigen sich seit eini-
ger Zeit intensiv mit der Frage des „hinreichenden Inlandsbezu-
ges“ und sollte daher Judikatur und Lehre zum Vermögensgerichts-
stand, auch wenn dieser durch die genannten Übereinkommen
ausgeschlossen ist, weiter beachtet werden.

Zwar ist es richtig, daß es im Rahmen des europäischen Zivilpro-
zeßrechtes nicht zur Debatte steht, ob der Ausschluß des Vermö-
gensgerichtsstandes rechtspolitisch verfehlt ist3); es gibt aber viele
Sachverhalte mit Auslandsbezug, die eben nicht vom europäi-
schen Zivilprozeßrecht geregelt sind, sodaß es falsch wäre, den
Vermögensgerichtsstand zu vergessen.

Völlig richtig spricht daher Czernich4) von einer wesentlichen Auf-
wertung des Vermögensgerichtsstandes.

Wenn ein Beklagter seinen Wohnsitz oder Sitz in einem Drittstaat
hat, bestimmt sich eben die internationale, örtliche und sachliche
Zuständigkeit weiterhin nach den nationalen Regeln des Gerichts-
staaates und gibt es keinen Ausschluß sogenannter exorbitanter
Gerichtsstände.5)

Dies ist auch dann der Fall, wenn die beklagte Partei Staatsbürger
eines Vertragsstaates ist.6)

Wenn man die durch EuGVÜ/LGVÜ als „exorbitant“ ausgeschlos-
senen Gerichtsstände in den diversen Vertragsstaaten miteinander
vergleicht, stellt sich – und diese rechtspolitische Überlegung sei
gestattet – die Frage, wieso ein Vermögensgerichtsstand, der sich
auf ein Vermögen stützt, das in angemessener Relation zum Streit-
wert steht,7) wirklich exorbitant sein soll.

So ist es gem Art 14 und 15 Code civil in Frankreich jedem fran-
zösischen Staatsangehörigen möglich, in Frankreich gegen jeden
Ausländer oder gegen jeden anderen Franzosen zu klagen, selbst
wenn zwischen dem Prozeßgegenstand und der französischen Ge-
richtsbarkeit keinerlei Zusammenhang besteht.

In den Niederlanden darf ein Kläger, unabhängig von seiner
Staatsangehörigkeit, gegen eine Person ohne bekannten Wohnsitz
oder Aufenthalt in den NL wegen persönlicher oder Mobilarsachen
klagen (Art 126 [3] Ndl ZPO).8)

Insbesondere ist auch darauf hinzuweisen, daß gem Art 158
EuGVÜ/LGVÜ die Möglichkeit besteht, die Zuständigkeit eines an
sich unzuständigen Gerichtes dadurch zu begründen, daß sich der
Beklagte auf das Verfahren einläßt. Dadurch wird sowohl die inter-
nationale als auch die örtliche Zuständigkeit des angerufenen
Gerichtes begründet.9)

Durch die rügelose Einlassung des Beklagten wird auch ein zu-
nächst unzuständiges Gericht eines Vertragsstaates für die konkret
erhobene Klage international und örtlich zuständig. So hat der
Vermögensgerichtsstand auch noch innerhalb des europäischen
Zivilprozeßrechtes Bedeutung.10)

Zu beachten ist, daß der sachliche Anwendungsbereich des
EuGVÜ gem Art 1 nur Zivil- und Handelssachen umfaßt.

Dieser Begriff ist nicht nach dem Recht des einzelnen Vertragsstaa-
tes, sondern vertragsautonom auszulegen. Die Auslegungskompe-
tenz liegt beim Europäischen Gerichtshof.11)

Aufgrund ausdrücklicher Ausnahmen ist das EuGVÜ nicht auf den
Personenstand, die Rechts- und Handlungsfähigkeit sowie die ge-
setzliche Vertretung von natürlichen Personen, die ehelichen Güter-
stände, das Gebiet des Erbrechts einschließlich des Testaments-
rechtes, Konkurse, Vergleiche und ähnliche Verfahren, die soziale
Sicherheit und die Schiedsgerichtsbarkeit anzuwenden.12)

Daß zB im Bereich ehelicher Güterstände oder dem Gebiet des
Erbrechts vermögensrechtliche Ansprüche gegen eine andere Per-
son denkbar sind, ist evident. Hier könnte also der Vermögens-

1) AnwBl 1997/7390.
2) Czernich, AnwBl 1996, 287.
3) Czernich, aaO, 287.
4) AaO, 288.
5) Weißmann/Riedl, Handbuch der internationalen Zwangsvollstreckung,

E II, 1.
6) Weißmann/Riedl, Handbuch E V, 1.
7) Mayer in Rechberger, Zivilprozeßordnung, Rz 8 zu § 99 JN.
8) Weißmann/Riedl, Handbuch E IV, 2.
9) Weißmann/Riedl, Handbuch E X.1, 1. Einlassung bedeutet in diesem

Zusammenhang eine entsprechende Reaktion des Beklagten, ohne daß
gemäß innerstaatlichem Prozeßrecht fristgerecht die Einrede der man-
gelnden Zuständigkeit erhoben wird (Weißmann/Riedl, Handbuch
E X.3, 11).

10) Weißmann/Riedl, Handbuch E X.4, 1 und Czernich, aaO, 288.
11) Klauser, ecolex 1998, 905 und 903.
12) Zum sachlichen Anwendungsbereich im Detail: Klauser, EuGVÜ und

EVÜ, MANZ 1999, 37 und RV zum Art 1 EuGVÜ (Klauser, aaO, 128).
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gerichtsstand auch gegenüber Personen mit Sitz in Vertragsstaaten
seine Wirkung entfalten.

Die Einstufung des Vermögensgerichtsstandes als „exorbitant“ hat
man offenbar der früheren, sehr weit gehenden Judikatur („Hosen-
knopf-Judikatur“) zu verdanken, die dazu führte, daß der § 23
dZPO als dem Art 14 des französischen Code civil sehr ähnlich
angesehen wurde.13)

Mit dem Beitrittsübereinkommen vom 29. 11. 199614) wurde gem
Art 2a eben auch der österreichische Vermögensgerichtsstand als
exorbitant bezeichnet und ausgeschlossen.15)

Durch die Einfügung des § 27a JN durch die WGN 1997 ist der
Vermögensgerichtsstand gestärkt worden. Sind eben für eine bürger-
liche Rechtssache die Voraussetzungen für die örtliche Zuständig-
keit eines Gerichtes gegeben, so besteht die inländische Gerichts-
barkeit, ohne daß eine sonstige Voraussetzung erfüllt sein muß.

Diese Gesetzesnovelle wendet sich gegen die Judikatur über die
„ausreichende inländische Neubeziehung“.

Dazu heißt es in der Regierungsvorlage:16)

„Weil das Fehlen der inländischen Gerichtsbarkeit in jeder Lage
des Verfahrens von Amts wegen wahrzunehmen ist, kann das für
klagende Parteien zu dem überraschenden Ergebnis führen, daß
etwa erst der Oberste Gerichtshof zu dem Schluß kommt, daß die
inländische Gerichtsbarkeit mangels ausreichender inländischer
Nahebeziehung nicht gegeben ist und daher die Klage zurückge-
wiesen wird, wiewohl die Voraussetzungen für die örtliche Zustän-
digkeit eines inländischen Gerichts erfüllt waren.

Da eine solche Konsequenz auch in Fällen gezogen wurde, in
denen – unter anderem mit Rücksicht auf die bis zum Ergehen einer
solchen Entscheidung verstrichene Zeit – die Geltendmachung des
gleichen Anspruchs im Ausland infolge zwischenzeitig eingetrete-
ner Verjährung überhaupt nicht mehr möglich war, was zu einem
erheblichen, unwiederbringlichen Rechtsverlust führte (JBl 1996,
795), kann diese Rechtslage auch insgesamt zu einer Beeinträchti-
gung des internationalen Ansehens der österreichischen Justiz füh-
ren (vgl die berechtigte Kritik Matschers in seiner Anmerkung zu JBl
1996, 795 [798])17).“

Die Regierungsvorlage stützt sich auch auf die Bestimmungen der
Art 5 bis 6a LGVÜ, die vorsehen, daß die inländische Gerichts-
barkeit ohne weitere Voraussetzung ebenfalls gegeben ist, falls ein
inländisches Gericht örtlich zuständig ist. Der Regierungsvorlage
ist zuzustimmen, daß damit ein erheblicher Beitrag zur Rechts-
sicherheit und Rechtsvereinheitlichung geleistet wird,18) sofern man
sich ganz klar bewußt ist, wann EuGVÜ/LGVÜ anwendbar sind
bzw in welchen Bereichen und wann nicht.

II. Der „hinreichende Inlandsbezug“
in der deutschen Judikatur

Der dBGH hat in seiner E vom 2. 7. 1991, XI ZR 206/9019) ent-
schieden, daß für die Annahme der internationalen Zuständigkeit

gem § 23 dZPO neben der Vermögensbelegenheit ein hinreichen-
der Inlandsbezug des Rechtsstreites nötig ist.

In dem, dieser E zugrunde liegenden Fall, lag ein Rechtsgeschäft
zwischen einem zypriotischen Unternehmen und einem libyschen
Auftraggeber vor. Die Anzahlung wurde durch eine türkische
Großbank mit einer Niederlassung auch in Deutschland garantiert.
Die Anzahlungsgarantie wurde in Anspruch genommen. Die bekl
Bank honorierte diesen, das zypriotische Unternehmen verneinte,
daß ein Garantiefall vorlag und machte zuerst seinen Anspruch
vor einem Gericht in London geltend. Schließlich trat das zyprioti-
sche Unternehmen die Forderung an einen Mitinhaber des Unter-
nehmens ab, der schließlich in Deutschland die türkische Groß-
bank klagte.

Die Zuständigkeit der deutschen Gerichte wurde von der Erst-
instanz bejaht, von der Berufungsinstanz und schließlich vom BGH
verneint. Der BGH führte aus, daß vom Wortlaut des § 23 die ZPO
für Klagen wegen vermögensrechtlicher Ansprüche gegen eine
Person, die im Inland keinen Wohnsitz hat, das Gericht örtlich und
damit international zuständig ist, in dessen Bezirk sich Vermögen
derselben befindet. Nach ihrem Wortlaut enthält die Vorschrift we-
der Einschränkungen in bezug auf den Wert des Vermögens noch
in Hinblick auf einen weiteren Inlandsbezug. In der Vergangenheit
hat es daher Judikate gegeben („zurückgelassene Obstkörbe“),
die im Schrifttum kritisiert wurden und dazu geführt, daß der Ver-
mögensgerichtsstand als unerwünscht und als Kampfgerichtsstand
bezeichnet wurde.

Der BGH hat sich zu einer restriktiven Wendung der im Wortlaut
weit gefaßten Vorschrift bekannt. Der BGH hat sich jedoch nicht
mit der Frage des „ausreichenden Vermögens“ befaßt, da im vor-
liegenden Fall die bekl Partei über ausreichendes inländisches Ver-
mögen verfügte. Ein klares Wort wäre hier sinnvoll gewesen.

Entscheidend ist, daß der BGH die bisherige Auslegung des § 23
dZPO dadurch einschränkte, daß der Rechtsstreit einen über das im
Inland gelegene Vermögen einen weiteren, hinreichenden Bezug
zum Inland haben müsse.

Er verweist hierbei auf die Entstehungsgeschichte des § 23 dZPO
und vorangehende Bestimmungen, aus denen hervorgeht, daß
ursprünglich Inländern im Inland die Rechtsverfolgung gegen aus-
ländische oder domizillose Schuldner erleichtert werden sollte. Kei-
nesfalls sei jedoch Zweck dieser Normen gewesen, Rechtsstreitig-
keiten zwischen Ausländern ohne jeglichen Inlandsbezug vor deut-

13) Weißmann/Riedl, Handbuch, Jenard-Bericht zu Art 3.
14) Beitritt Österreichs, Finnlands und Schwedens zum EuGVÜ.
15) Die Frage sei gestattet, ob es nicht im Lichte der Judikatur zu § 99 JN

sinnvoll gewesen wäre, um die Erhaltung des österreichischen Vermö-
gensgerichtsstandes zu kämpfen.

16) RV 898 BlgNR 20. GP, 32.
17) RV, aaO, 32.
18) RV, 33.
19) Veröffentlicht in BGHZ 115/90.
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schen Gerichten zu ermöglichen. Der BGH läßt – leider – offen, ob
der Vermögensgerichtsstand ausschließlich von Inländern in An-
spruch genommen werden könne20). Der BGH stützt sich bei seiner
Begründung insbesondere auf die völkerrechtliche Vertragspraxis,
die eine restriktive Interpretation des Vermögensgerichtsstandes
verlange und bezieht sich hier vor allem auf das EuGVÜ, aber
auch auf viele andere zwischen Deutschland und anderen Staaten
abgeschlossene bilaterale Verträge. Ferner stützt er sich auch auf
unter ausdrücklichem Verweis auf § 99 ÖJN auf zwischen Öster-
reich und anderen Staaten abgeschlossene Abkommen.

Es sind gerade die Bestimmungen völkerrechtlicher Verträge und
allgemeine völkerrechtliche Überlegungen, die den BGH zu einer
restriktiven Auslegung und somit zur Anerkennung der Indikatio-
nentheorie führen.

Insbesondere sagt er aus:

„Die Entstehungsgeschichte der Vorschrift zeigt, daß sie als Inlän-
derschutzvorschrift nicht etwa dazu dienen sollte, Ausländern einen
Gerichtsstand zur Austragung von Streitigkeiten zu verschaffen,
die ihren Ursprung ausschließlich im Ausland haben und auch
nach ausländischem Recht zu entscheiden sind. Es widerspreche
dieser gesetzgeberischen Vorstellung, § 23 ZPO im Wege der rei-
nen Ortauslegung so zu verstehen, daß allein das Vorhandensein
von Inlandsvermögen des Bekl ausreiche, die internationale Zu-
ständigkeit deutscher Gerichte für jegliche Streitigkeiten zwischen
Parteien ohne Wohnsitz in Deutschland zu begründen und damit
in weitem Umfang dem ‚Forumshopping’, das heißt der berechnen-
den Auswahl des Gerichtsstandes, Vorschub zu leisten.“21)

Der BGH sieht die restriktive Auslegung als sachbezogen und völ-
kerrechtskonform, da der Vermögensgerichtsstand schließlich den
ausländischen Bekl zwinge, sich vor ausländischen Gerichten in
einer fremden Sprache durch ihm unbekannte Anwälte verteidigen
zu müssen. Der BGH verwirft verschiedene Lehrmeinungen, daß
der bloße Erwerb oder Besitz von Vermögen im Inland eine ausrei-
chende Affinität zur Bundesrepublik Deutschland zeige. Er führt
aus, daß gerade ausländische Kaufleute und Unternehmen, insbe-
sondere Banken, aus Gründen internationaler Wettbewerbsfähig-
keit Vermögen in einer Vielzahl von Staaten haben (müssen).22)

Leider weigerte sich der Senat zu erklären, welche Umstände
im einzelnen, einen die Vermögenszuständigkeit begründenden
Inlandsbezug herstellen. Er deutet an, daß ein inländischer Wohn-
sitz oder ein gewöhnlicher Aufenthalt der Kl im Inland in Betracht
komme. Diese Ausführungen sind kritikwürdig. Es genügt nicht,
wenn ein Gericht sagt: „so nicht“, es ist dazu da, eine Frage defi-
nitiv zu klären. Es ist falsch und vor allem für den Praktiker unbefrie-
digend, eine Gesetzesbestimmung neu zu interpretieren und einen
neuen unbestimmten Rechtsbegriff (ausreichender Inlandsbezug)
heranzuziehen und sich dann zu weigern, zu sagen, welche Krite-
rien diesen Begriff erfüllen. Dies kann nur eine äußerst casuistische
Rechtsprechung zur Folge haben, die dann jeweils für den Einzel-

fall feststellt, ob ein ausreichender Inlandsbezug hergestellt ist oder
nicht. Der Rechtssicherheit ist damit nicht gedient.

III. Stellungnahmen in der deutschen Lehre

Diese Entscheidung hat zu einer lebhaften literarischen Diskussion
geführt.

Schütze23) kritisierte die Entscheidung als „bedauerlich“, da
dadurch die Forum non convenience-Lehre des englischen und
US-amerikanischen Rechts übernommen worden sei. Er betont,
daß ratio legis des § 23 dZPO der Schutz des inländischen Gläu-
bigers und die Gewährung eines effektiven Rechtsschutzes sei. Die
Zuständigkeit am Ort der Vermögensbelegenheit fällt aus der ratio
des § 23 ZPO nur dann weg, wenn der Gläubiger im Ausland eine
dem deutschen Zivilprozeß gleiche Rechtsschutzmöglichkeit finde
und das ausländische Urteil ohne das besondere vollstreckbare
Erklärungsverfahren durchgesetzt werden könne. Deshalb (und
vom Autor sogar gemeint: „nur deshalb“) sei der Gerichtsstand des
§ 23 dZPO im Rahmen des EuGVÜ überflüssig geworden.24) In der
Folge beleuchtet Schütze die Vorschläge zur Reduzierung des
§ 23 dZPO kritisch. Für ihn genügt es, wenn ein selbständiger,
eigener Vermögenswert vorliegt, sodaß überhaupt eine spätere
Zugriffsmöglichkeit des Gläubigers bestehen kann. Weitere Quali-
fikationen, wie zB mangelnde Pfandverstrickung, lehnt der Autor
ab.

Auch die Beschränkung in Hinblick auf den Wert der Klagefor-
derung lehnt er als unpraktisch ab. Er meint dezidiert, daß der Kl
das Risiko tragen möge, daß er vielleicht ein Urteil aufgrund eines
geringwertigen Vermögensgegenstandes erstreitet und dann in der
Exekution kaum Befriedigung findet, selbst tragen möge.

Auch die Beschränkung auf im Zeitpunkt der letzten mündlichen
Verhandlung vorhandenes Vermögens ladet den Schuldner – wie
der Autor an einem konkreten Beispiel zeigt – geradezu ein, sein
Vermögen schnellstens zu verlagern.

Ebenfalls lehnt er das Kriterium des weiteren Inlandsbezuges, wie
inländischen Wohnsitz oder Aufenthalt, ab. Diese Kriterien seien
unscharf, und sie würden nur die Rechtsunsicherheit erhöhen.

20) Er meint damit offenbar den „alten“ Vermögensgerichtsstand iS der frü-
heren Judikate. Offen bleibt, ob dies eine grundrechts- oder menschen-
rechtskonforme Interpretation wäre. Dies ist aber nicht Gegenstand die-
ser Untersuchung.

21) In der Folge führt der BGH sogar außenwirtschaftliche und außenpoliti-
sche Belastungen an, die aus der „Zuständigkeitsanmaßung“ deutscher
Gerichtsbarkeit entstehen könnten.

22) Aber gerade transnational operierende Unternehmen sind damit durch-
aus vertraut, in verschiedenen Rechtsordnungen zu operieren und sind
auch ihrer internen Struktur wie auch ihren internationalen Verbindun-
gen sehr wohl in der Lage, in verschiedenen ausländischen Staaten ihr
Recht zu verfolgen bzw zu verteidigen.

23) Zum Vermögensgerichtsstand des § 23 ZPO in DWiR 1991, 239.
24) Schütze, aaO, 240.
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Weiters sieht er aus der Übernahme der „Forum non convenience-
Lehre“ 25) eine Gefahr für die Rechtssicherheit und vor allem die
Gefahr, daß sich auf internationaler Ebene negative Kompetenz-
konflikte ergeben könnten.

Völlig richtig bemerkt Schütze26), daß Rechtssicherheit vor Einzel-
fallgerechtigkeit gehe und der Kl schließlich selbst die Risken einer
Klage, die sich auf den Vermögensgerichtsstand stütze, abwägen
müsse. Der Kl bedürfe keines Kindermädchens. Dieses Argument
ist völlig richtig, nur zu oft scheinen die Gerichte den alten römi-
schen Rechtsgrundsatz: „Vigilantibus lex scripsit“ zu vergessen.
Diese Judikatur führt dann nicht etwa zu mehr, sondern zu weniger
Rechtssicherheit.

Ebenfalls scharfer Kritik unterzieht Geimer27) die E des BGH. Seine
einleitenden Worte verdienen wörtlich referiert zu werden:

„Der verfassungsrechtlich garantierte Anspruch auf effektiven
Rechtsschutz umfaßt auch das Recht auf effektive Zwangsvollstrek-
kung. Aus der Sicht des Schuldners bedeutet dies die weltweite
Haftung seines Vermögens. Die Rechtswirkung mag derzeit noch
anders sein. Doch in thesi darf es keine vollstreckungsfreien Oasen
geben. Der Gläubiger muß weltweit auf das Vermögen seines
Schuldners Zugriff nehmen können. Dabei darf ihm keine Reihen-
folge vorgeschrieben werden, etwa nach dem Motto: Zuerst das
Vermögen im Wohnsitz-/Sitzstaat, danach im Staat des Erfüllungs-
ortes oder Deliktsortes etc. Auch darf das in Deutschland bele-
gene Schuldnervermögen nicht inländischen Gläubigern oder
Gläubigern mit Wohnsitz/Sitz in Deutschland ‚reserviert’ werden.
Deutschland muß auch für Ansprüche, die weder von der Person
der Parteien noch vom Gegenstand der Leistung her einen ‚Inlands-
bezug’ aufweisen, den effektiven Zwangsvollstreckungszugriff
ohne jede Diskriminierung ermöglichen.“

Die Entlastung der inländischen Justiz für Ansprüche ohne Inlands-
bezug hält Geimer nur unter 2 Prämissen für verfassungsrechtlich
korrekt: Es müsse sich tatsächlich um einen Anspruch ohne jeden
Inlandsbezug handeln, und der im Ausland „erreichbare“ Titel
müsse konkret Aussicht auf Vollstreckbarerklärung in Deutschland
haben. Eine restriktive Auslegung des § 23 dZPO führt zu einer
Einengung der Justizgewährung in Deutschland. Dies sei jedoch
nur dann vertretbar, falls die Anerkennung der ausländischen
Urteile im Inland gesichert sei.28) Gerade dann, wenn völkerrecht-
liche Verträge über die wechselseitige Anerkennung von Urteilen
den Vermögensgerichtsstand unnötig machen, sei dieser umso
mehr bedeutsam, wenn eben entsprechende völkerrechtliche Ver-
träge nicht anwendbar seien.

Richtigerweise betont Geimer29), daß der Tenor der Entscheidung
gerade zu zeitraubenden und unergiebigen Zuständigkeitsstreitig-
keiten führen würde, da (offenbar gemeint im vorhinein) niemand
klar sagen könne, wann ein hinreichender Inlandsbezug gegeben
sei. Abschließend betont Geimer30), daß es gerade im weltweiten
Wirtschaftsverkehr kein „right not to be sued abroad“ gebe.

Auch Fischer31) betont, daß die Entscheidung verfehlt sei und
weder Wortlaut noch Sinn und Zweck des § 23 dZPO Raum für
eine restriktive Interpretation geben. Mit der verunglückten teleolo-
gischen Interpretation sei die dem deutschen Recht völlig fremde
Forum non convenience-Lehre eingeführt worden. Dies führe nur zu
großer Rechtsunsicherheit.

Die Gefahr des „Forum-shopping“ bestehe nicht.

Fischer sagt völlig richtig folgendes:

„Denn wer sich aus wirtschaftlichen Gründen veranlaßt sieht, Ver-
mögen in der Bundesrepublik zu unterhalten, muß selbstredend
auch damit rechnen, in der Bundesrepublik gerichtlich belangt zu
werden. Gerade die Unternehmen, insbesondere Banken, sind auch
sehr wohl in der Lage, sich in Deutschland gerichtlich zu verteidigen.
Wer aus Gründen internationaler Wettbewerbsfähigkeit Vermögen
in der Bundesrepublik hat, vermag die gerichtlichen Verteidigungs-
möglichkeiten regelmäßig sogar weitaus besser auszuschöpfen, als
dies der durchschnittliche deutsche Inlandsbeklagte kann.
Kein ausländisches Wirtschaftssubjekt muß Vermögen in der Bun-
desrepublik erwerben oder besitzen. Wer es aus wirtschaftlichen
Gründen aber tut, muß mit gegen ihn gerichteten Prozessen auf ver-
mögensrechtlichem Gebiet vor inländischen Gerichten rechnen.“
Daraus läßt sich ableiten, daß die kritisierte Judikatur gerade in
Zeiten rapid anwachsender transnationaler, wirtschaftlicher Ver-
flechtungen eigentlich zu einer „Verprovinzialisierung“ des Vermö-
gensgerichtsstandes führt.

Aus der Begründung der kritisierten Entscheidung leitet Fischer ab,
daß in Zukunft bei folgenden Fallgruppen der „hinreichende
Inlandsbezug“ bejaht würde:

• ein im Inland wohnender oder jedenfalls hier sich dauernd auf-
haltender Kl nimmt die deutsche Gerichtsbarkeit in Anspruch,

• der streitrelevante Sachverhalt hat seinen Schwerpunkt im
Inland,

• auf das streitige Rechtsverhältnis findet deutsches Recht Anwen-
dung,

• die Beweisnähe deutscher Gerichte ist gegeben oder der Sach-
verhalt, welcher der Klage zugrunde liegt, hat in sonstiger Weise
seinen Schwerpunkt im Inland,

• ein sonstiges „schützenswertes inländisches Interesse“ des Kl
liegt vor oder

• es liegt ein Fall der sog internationalen Notzuständigkeit deut-
scher Gerichte vor, dh für die Entscheidung des Rechtsstreits ist

25) Also die Ablehnung einer Gerichtszuständigkeit, die für eine Partei un-
bequem ist.

26) AaO, 242 und 243.
27) „Rechtsschutz in Deutschland künftig nur bei Inlandsbezug?“ in NJW

1991, 3072.
28) Geimer, aaO, 3073.
29) Geimer, aaO, 3073f.
30) AaO, 3074.
31) In RiW 1992, 57.
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keine anderweitige Zuständigkeit gegeben und die Versagung
der Zuständigkeit deutscher Gerichte begründet für den Kl die
Gefahr einer internationalen Rechtsverweigerung.

Der Hinweis Fischers32), daß die Klärung des Begriffes „hinreichen-
der Inlandsbezug“ Jahre dauern werde, ist ebenso richtig wie lei-
der betrüblich.

Pragmatischer sehen Mark und Ziegenhain33) die Konsequenzen
dieser Entscheidung. Aus völkerrechtlichen Grundsätzen heraus
sagen sie, daß die allgemeinen völkerrechtlichen Grenzen der
extraterritorialen Hoheitsausübung zu beachten seien, da die
Bereitstellung eines internationalen Gerichtsstandes nichts anderes
darstelle als die Ausübung staatlicher Hoheitsgewalt auf Sachver-
halte mit Auslandsbezug.

Dabei vernachlässigen sie mE, daß eben ein auf Vermögen im
Inland beruhendes Urteil eines inländischen Gerichtes keine
„extra-territoriale Hoheitsausübung“ ist.

Eine extra-territoriale Hoheitsausübung ist mE deswegen zu vernei-
nen, weil die Anerkennung und Vollstreckbarkeit eines inländi-
schen Urteils im Ausland jedenfalls völkerrechtlichen Verträgen
oder Regeln unterliegt. Die Bejahung des Vermögensgerichts-
standes bedeutet ja noch nicht, daß behauptet wird, daß ein auf-
grund dieser Zuständigkeit schließlich ergangenes Urteil in meritis
„ohne wenn und aber“ und ohne Beachtung einschlägiger völker-
rechtlicher Normen quasi per se im Ausland beliebig vollstreckbar
wäre.

Die Frage der Ausübung nationaler Strafhoheit über einen auslän-
dischen Staatsangehörigen (Lotus-Case) hat jedenfalls mit dem Ver-
mögensgerichtsstand nichts zu tun.

Zwar ist es richtig, daß als Beschränkung der extra-territorialen
Hoheitsausübung ein „general link“ (ein Begriff, der dem hinrei-
chenden Inlandsbezug ähnlich ist) gefordert ist, die Inanspruch-
nahme richterlicher Kompetenz aufgrund eines im Inland belege-
nen Vermögens eines Ausländers hat jedoch mit extra-territorialer
Hoheitsausübung nichts zu tun.

In der Folge referieren die Verfasser die oben referierte Entschei-
dung mit ihrer völkerrechtlichen Begründung. Als Kriterium des
„ausreichenden Inlandsbezuges“ nennen sie:

• Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthalt des Kl im Inland,

• Teilnahme des Bekl am Geschäftsleben in Deutschland,

• besondere Rechts- oder Beweisnähe deutscher Gerichte,

• fehlende Vollstreckungsmöglichkeit in inländisches Vermögen
bei ausländischem Titel,

• Notzuständigkeit (Vermeidung eines internationalen negativen
Kompetenzkonfliktes) und

• fehlende Zuständigkeitsanmaßung dadurch, daß das Heimat-
recht des Bekl den Gerichtsstand des Vermögens ausdrücklich
oder stillschweigend anerkenne.

Richtig ist, daß bei Anwendung der genannten Kriterien die Ver-
sagung effektiven Rechtsschutzes vermieden wird34).

Diese praktischen Kriterien stellen aber mE den Wortlaut des § 23
dZPO wieder her – mit Ausnahme der von den Autoren zit „Regen-
schirm“- und „Obstkorb“-Judikatur, die auch mE nach den Begriff
des Vermögens exzessiv definiert haben.
Schlosser35) stimmt der Entscheidung zu und betont vor allem den
völkerrechtlichen und angelsächsischen Einfluß.36)
Die von Schlosser referierten prozeßrechtlichen Überlegungen des
(US-amerikanischen) Supreme Court sind meiner Meinung nach
ein Fremdkörper in unserer Rechtsordnung. Die von Schlosser an-
gestellten menschenrechtlichen Überlegungen sind mE überspitzt.
Ein effektiver Rechtsschutz ist bei den Zivilgerichten sowohl in
Deutschland als auch in Österreich sowohl theoretisch wie im
großen und ganzen auch in der Praxis gegeben. Wenn es für den
Bekl zumutbar war, Vermögen in Deutschland oder Österreich zu
erwerben, wieso soll dann ein Vermögensgerichtsstand unzumut-
bar sein?
Schlosser bejaht zwar die einschränkende Interpretation, meint
aber zu Recht, daß nunmehr ein Begriff von generalklauselartiger
Unbestimmtheit in das deutsche Zuständigkeitsrecht eingedrungen
sei. Die von Schlosser als ausreichender Inlandsbezug genannten
Kriterien, wie Erfüllungsort für die vertragscharakteristische Lei-
stung oder Hauptmasse des Vermögens des Bekl im Inland sind
sehr eng.
Richtig verweist Schlosser darauf, daß es mit dem unbestimmten
Begriff des „hinreichenden Inlandsbezuges“ den Gerichten möglich
wäre, ähnlich dem angelsächsischen „Forum non convenience“,
nach eigenem Ermessen eine Zuständigkeit abzulehnen. Dies dient
aber sicherlich nicht der Rechtssicherheit. Frigge37) bejaht die
Begründung aus völkerrechtlichen Überlegungen.
Die restriktive Interpretation des § 23 dZPO widerspreche aber
sowohl dem Wortlaut wie auch dem historischen Willen des
Gesetzgebers, da der Vermögensgerichtsstand „großzügig anzu-
wenden und weit auszulegen“ sei.
Da Frigge offenbar den Vermögensgerichtsstand am liebsten
abschaffen will, muß er mit de lege feranda-Argumenten den Tenor
der Entscheidung unterstützen, obwohl weder die grammatikali-
sche noch die historische noch die teleologische Interpretation zur
restriktiven Auslegung führt.38)

Fortsetzung siehe Seite 435

32) AaO, 59.
33) In NJW 1992, 3062.
34) Mark/Ziegenhain, aaO, 3065.
35) „Einschränkung des Vermögensgerichtsstandes“ in JPRax 1992, 140.
36) Das von ihm angeführte Zitat ist jedoch nichtssagend: Man bejaht die

Ausübung der Gerichtsbarkeit durch die Gerichte eines Staates dann,
falls in Anbetracht der Beziehung des Staates zu der Person oder
Sache, über die judiziert wird, angemessen („reasonable“) ist. Eine
klassische Leerformel. Was ist angemessen?

37) „Neues vom Vermögensgerichtsstand“ in NJW ’92, 3066.
38) Offenbar hat sich der dBGH sehr von völkerrechtlichen Überlegungen

und systemfremden, angelsächsischen Instituten beeinflussen lassen.
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EuGH-Rechtsprechung
Freier Dienstleistungsverkehr – Vorrang des Gemeinschaftsrechts
Beschränkungen wegen Wohnsitz in einem anderen Mitgliedstaat

Art 59 ff EGV (nunmehr Art 49 ff), Art 5 EGV (nunmehr Art 10),
Art 2 der Beitrittsakte

1. Art 59 EGV ist dahin auszulegen, daß er es
nicht zuläßt, daß ein Mitgliedstaat dem Betrei-
ber eines Bootshafens unter Androhung der
Strafverfolgung verbietet, Bootsliegeplätze
über ein bestimmtes Kontingent hinaus an
Bootseigner zu vermieten, die in einem ande-
ren Mitgliedstaat ansässig sind.

2. Ein gegen die Dienstleistungsfreiheit ver-
stoßendes Verbot, das vor dem Beitritt eines
Mitgliedstaats zur Europäischen Union nicht
durch eine generell-abstrakte Rechtsvor-
schrift, sondern durch eine individuell-kon-
krete, bestandskräftig gewordene Verwal-
tungsentscheidung eingeführt wurde, muß bei
der Beurteilung der Rechtmäßigkeit einer
Strafe, die nach dem Zeitpunkt des Beitritts
wegen der Nichtbeachtung dieses Verbots
verhängt wurde, unangewendet bleiben.

EuGH, Rs C-224/97, Erich Ciola/Land Vorarlberg, Urteil vom
29. 4. 1999

Im Anlaßverfahren wehrte sich der Bf Ciola dagegen, daß gegen
ihn Geldstrafen verhängt wurden, weil er das zulässige Kontingent
an Liegeplätzen im Uferbereich des Bodensees für Boote, deren
Eigner ihren Wohnsitz im Ausland hätten, überschritten habe.
Die Bootschartergesellschaft, deren Geschäftsführer er war, erhielt
1990 – also vor dem EU-Beitritt Österreichs – hinsichtlich einiger im
Uferbereich des Bodensees liegender, von ihr gepachteter Grund-
stücke, die Genehmigung, dort 200 Bootsliegeplätze zu errichten.
In einem Bescheid aus 1990 war vorgeschrieben, daß ab 1. 1.
1996 maximal 60 Boote, deren Eigner ihren Wohnsitz im Ausland
haben, im Hafen untergebracht werden dürfen.

Gemäß Vorarlberger Landschaftsschutzgesetz ist im Bereich von
Seen und eines sich daran anschließenden 500 m breiten Uferstrei-
fens jegliche Veränderung in der Landschaft verboten. Ausnahmen
können von der Verwaltungsbehörde dann bewilligt werden, wenn
die Gewähr besteht, daß durch solche Veränderungen ua Land-
schaftsschutzinteressen nicht verletzt werden. Mit Bescheid vom Juli
1996 – also nach dem EU-Beitritt Österreichs – wurde Herr Ciola
vom UVS des Landes Vorarlberg für schuldig erkannt, 2 Bootsliege-
plätze an Bootseigner mit Wohnsitz im Ausland vergeben zu ha-
ben, obwohl das zulässige Ausländerkontingent von 60 Liegeplät-
zen bereits überschritten gewesen sei. Wegen der Nichteinhaltung

des Bescheids aus 1990 und damit wegen Begehung einer Ver-
waltungsübertretung gemäß dem Landschaftsschutzgesetz wurde
für jede dieser beiden Übertretungen eine Geldbuße verhängt.

Die erste Frage des vorlegenden VwGH richtete sich darauf, ob
Vertragsbestimmungen über den freien Dienstleistungsverkehr da-
hin auszulegen sind, daß sie es nicht zulassen, daß ein Mitglied-
staat für Bootsliegeplätze, die an in einem anderen Mitgliedstaat
ansässige Bootseigner vermietet werden können, ein Kontingent
festlegt. Der EuGH stellte vorerst fest, daß eine Leistung, wie sie die
genannte Gesellschaft einem in einem anderen Mitgliedstaat an-
sässigen Bootseigner erbringt, unter Art 59 ff EGV fällt. Die strittige
Beschränkung verstoße daher gegen die Diskriminierung am Ort
des Leistungserbringers. Sie sei zwar aufgrund mangelnden Staats-
angehörigkeitsbezugs nicht als unmittelbare Diskriminierung zu
qualifizieren, entscheidendes Kriterium für die Beschränkung bleibe
aber der Ort des Wohnsitzes des Bootseigners. Damit bestehe die
Gefahr, daß sich diese Vorschrift hauptsächlich zum Nachteil der
Angehörigen anderer Mitgliedstaaten auswirke. Dem Argument
Vorarlbergs, daß die Liegeplätze ortsansässigen Bootseignern vor-
zubehalten seien, da in anderen Mitgliedstaaten ansässige Perso-
nen zur Zahlung höherer Mieten bereit wären und die Gesamtzahl
der Liegeplätze aus Gründen des Umweltschutzes begrenzt sei,
folgte der EuGH nicht. Er hielt vielmehr fest, daß sich diskriminie-
rende innerstaatliche Vorschriften mit dem Gemeinschaftsrecht nur
dann vereinbaren lassen, wenn sie unter eine ausdrücklich abwei-
chende Bestimmung fallen, wirtschaftliche Gründe zählten gem
Art 56 EGV nicht dazu.

Zur zweiten Frage des VwGH ist festzuhalten, daß sich die bishe-
rige Rsp des EuGH zum Vorrang des Gemeinschaftsrechts auf
generell-abstrakte Normen bezog. Der EuGH verwirft die Möglich-
keit einer Rechtfertigung hinsichtlich einer Verfahrensautonomie
der Mitgliedstaaten ebenso wie die einer Rechtfertigung im Wege
der Grundsätze von Rechtssicherheit, Vertrauensschutz und wohl-
erworbener Rechte. Die zwingenden Bestimmungen des Art 59
EGV schließen nämlich die Anwendung jedes entgegenstehenden
Rechtsakts des innerstaatlichen Rechts aus. Der EuGH konkretisiert,
daß Bestimmungen des innerstaatlichen Rechts, die einer (unmittel-
bar und unbedingt anwendbaren) gemeinschaftsrechtlichen Bestim-
mung entgegenstehen, sowohl Rechts- als auch Verwaltungs-
vorschriften umfassen. Nach der Logik dieser Rsp umfassen die
genannten innerstaatlichen Verwaltungsvorschriften nicht nur gene-
rell-abstrakte Normen, sondern eben auch individuell-konkrete Ver-
waltungsentscheidungen. Es wäre durch nichts zu rechtfertigen,
wenn dem einzelnen der Rechtsschutz, der sich für ihn aus der
unmittelbaren Wirkung des Gemeinschaftsrechts ergebe und die
ihm die nationalen Gerichte zu gewährleisten haben, in einem Fall
verweigert würde, in dem es um die Gültigkeit eines Verwaltungs-
aktes geht. Dieser Rechtsschutz kann daher nicht von der Art der
entgegenstehenden Bestimmung des innerstaatlichen Rechts ab-
hängen.
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Aspekte der Verfahrens-
autonomie von Mitgliedstaaten
Primäres und sekundäres Gemeinschaftsrecht begründen subjektive
Rechte für Gemeinschaftsbürger, legen aber nur selten (zB Richtli-
nie 64/221/EWG zur Koordinierung der Sondervorschriften für
Einreise und Aufenthalt von Ausländern, soweit aus Gründen der
öffentlichen Ordnung, Sicherheit und Gesundheit gerechtfertigt)
fest, wie solche Rechte innerstaatlich durchzusetzen sind und wel-
che Rechtsbehelfe im Falle einer Verletzung solcher Rechte zur Ver-
fügung zu stehen haben.

Mangels einer gemeinschaftsrechtlichen Regelung auf einem Ge-
biet ist die Bestimmung zuständiger Gerichte und die Verfahrens-
ausgestaltung daher bekanntlich Sache der nationalen Rechtsord-
nungen der Mitgliedstaaten, jedoch mit zwei grundsätzlichen Maß-
gaben, nämlich daß Verfahren zur Wahrung der Ansprüche ein-
zelner aus gemeinschaftsrechtlichen Vorschriften nicht ungünstiger
gestaltet sind, als zur Durchsetzung von Ansprüchen aus innerstaat-
lichem Recht (Grundsatz der Nichtdiskriminierung) und daß die

Ausübung der durch die Gemeinschaftsordnung verliehenen Rechte
nicht praktisch verunmöglicht bzw unverhältnismäßig erschwert
wird (Grundsatz der Effektivität).
Diese Grenzziehung für die mitgliedstaatliche Verfahrensautono-
mie nahm der EuGH erstmals im Jahr 1976 im Zusammenhang mit
der Rückforderung von zu Unrecht erhobenen Abgaben vor, indem
er festlegte, daß in Ermangelung von Harmonisierungsmaßnahmen
die durch das Gemeinschaftsrecht gewährten Rechte vor inner-
staatlichen Gerichten nach den Verfahrensordnungen des nationa-
len Rechts – unter Berücksichtigung der Nichtdiskriminierung – ver-
folgt werden müssen, die Festsetzung angemessener Ausschlußfri-
sten für die Rechtsverfolgung aber keine Verfahrensregel oder Frist
ist, die die Verfolgung von – durch innerstaatliche Gerichte zu
schützenden – Rechten praktisch unmöglich macht (Rs 33/76,
Rewe, Slg 1976, 1989). Ebenfalls zur Frage der Erstattung ge-
meinschaftsrechtswidrig erhobener Abgaben gestand der EuGH
später neuerlich zu, daß eine solche nur im Rahmen der in natio-
nalen Rechtsvorschriften festgelegten Voraussetzungen erfolgen
kann, diese aber (generell) nicht so gestaltet sein dürfen, daß sie
die Ausübung gemeinschaftsrechtlich eingeräumter Rechte prak-
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tisch unmöglich machen (Rs 199/82, San Giorgio, Slg 1983,
3595). Auch eine nationale Verfahrensvorschrift betreffend die Lei-
stung einer Prozeßkostensicherheit fällt grundsätzlich in die Zustän-
digkeit der Mitgliedstaaten, sie darf aber, und zwar ungeachtet
der Tatsache, daß sie im Anlaßfall keine durch Gemeinschaftsrecht
gewährleistete Grundfreiheit einschränkt, ebenfalls keine Diskrimi-
nierung von Personen bewirken, die nach dem Gemeinschaftsrecht
Anspruch auf Gleichbehandlung haben (Rs C-122/96, Saldanha/
Hiross, Slg 1997, I-5325).

Der national angerufene Richter hat iS des effektiven Rechtsschut-
zes dem einzelnen gemeinschaftsrechtlich verliehene Rechte zu
schützen und entgegenstehende nationale Bestimmungen unan-
gewendet zu lassen (grundlegend: Simmenthal II, Slg 1978, 629:
„. . . wäre jede Bestimmung einer nationalen Rechtsordnung oder
jede Gesetzgebungs-, Verwaltungs- oder Gerichtspraxis mit den in
der Natur des Gemeinschaftsrechts liegenden Erfordernissen unver-
einbar, die dadurch zu einer Abschwächung der Wirksamkeit des
Gemeinschaftsrechts führen würden, daß dem für die Anwendung
dieses Rechts zuständigen Gericht die Befugnis abgesprochen
wird, bereits zum Zeitpunkt dieser Anwendung alles Erforderliche
zu tun, um diejenigen innerstaatlichen Rechtsvorschriften auszu-
schalten, die unter Umständen ein Hindernis für die volle Wirksam-
keit der Gemeinschaftsnormen bilden.“) Auch die gemeinschaft-
lichen Wettbewerbsregeln sind zwingendes, unmittelbar anwend-
bares Recht in den Mitgliedstaaten, das von nationalen Gerichten,
wenn sie von Amts wegen innerstaatliches Recht zu berücksichtigen
haben, ebenso heranzuziehen ist. Die innerstaatliche Beschrän-
kung der amtswegigen Erwägung durch eine Verpflichtung des
Richters, seine Entscheidung auf Tatsachenvorbringen der Parteien
zu stützen, läuft dem oben erwähnten Grundsatz nicht zuwider
(Rs C-430/93 und C-431/93, Van Schijndel, Slg 1995, I-4705;
in seinen Schlußanträgen trifft der Generalanwalt zusätzlich aller-
dings noch folgende Aussage: „Hinsichtlich der Verfahrensvor-
schriften verlangt der Vorrang des Gemeinschaftsrechts nicht, daß
sie unter allen Umständen außer Kraft zu setzen sind, damit ge-
meinschaftsrechtliche Fragen in jedem Verfahrensstudium geprüft
werden können. Wie die Rechtsprechung des Gerichtshofs gezeigt
hat, reicht es aus, daß für die einzelnen nach den nationalen
Verfahrensvorschriften . . . wirksam Gelegenheit zur Durchsetzung
ihrer Rechte besteht.“)

Daß der „Rechtsschutz, der sich für den einzelnen aus der unmit-
telbaren Wirkung des Gemeinschaftsrechts ergibt“ (und von den
innerstaatlichen Gerichten zu gewährleisten ist) nicht von der Art
der entgegenstehenden Bestimmung des innerstaatlichen Rechts
abhängen kann, hat der EuGH erst jüngst – unter Festlegung des
Anwendungsvorrangs des Gemeinschaftsrechts auch gegenüber
individuell-konkreten bestandskräftig gewordenen Verwaltungsent-
scheidungen – ausdrücklich ausgeführt (Rs C-224/97, Ciola/Land
Vorarlberg, siehe „EuGH-Rechtsprechung“). Der EuGH hat aller-

dings in der Rs Rewe auch ausgesprochen, daß es gemeinschafts-
rechtlich nicht verboten ist, dem einzelnen, der innerstaatlich eine
nationale Entscheidung wegen Gemeinschaftsrechtsverstoßes an-
ficht, den Ablauf einer im nationalen Verfahrensrecht vorgesehe-
nen Frist für die Rechtsverfolgung entgegenzuhalten. Im Zusam-
menhang mit einer Schadenersatzklage aufgrund verspäteter Richt-
linienumsetzung hat der Gerichtshof als verfahrensrechtliches Prin-
zip festgehalten, daß die „Festsetzung angemessener Rechtsbe-
helfsfristen in Form von Ausschlußfristen (im Anlaßfall 1 Jahr) ein
Anwendungsfall des grundlegenden Prinzips der Rechtssicherheit
ist“ (Rs C-261/95, Palmisani, Slg 1997, I-4025). Bei einer natio-
nalen Ausschlußfrist für Klagen von Anspruchsberechtigten in Anbe-
tracht einer nicht ordnungsgemäßen Richtlinienumsetzung führte
der EuGH hingegen aus „. . . daß sich ein säumiger Mitgliedstaat
bis zum Zeitpunkt der ordnungsgemäßen Umsetzung der Richtlinie
nicht auf die Verspätung einer Klage berufen kann, die ein einzel-
ner zum Schutz der ihm durch die Bestimmungen dieser Richtlinie
verliehenen Rechte gegen ihn erhoben, und daß eine Klagefrist
des nationalen Rechts erst zu diesem Zeitpunkt beginnen kann.“
(Rs C-208/90, Emmott, Slg 1991, I-4269). Die besonderen Um-
stände des Falles Emmott lagen in der nationalen Ausschlußfrist für
Klagen, in den meisten anderen Fällen wird eine solche aber im
nationalen Verfahrensrecht nicht gänzlich ausgeschlossen, sondern
verjährt beispielsweise (Rs C-90/94, Haahr Petroleum, Slg 1997,
I-4085). Zu unterscheiden ist daher zwischen einerseits einer vom
EuGH als unzulässig erachteten Begrenzung von Klage- und
Antragsfristen während des Zeitraums einer fehlenden Richtlinien-
umsetzung, die deswegen zum Verlust eines Leistungsanspruchs
führen würde, weil der Leistungsberechtigte sie nicht kennt, und an-
dererseits einer zulässigen Begrenzung einer Rückwirkung von Lei-
stungsansprüchen (Rs C-410/92, Johnson, Slg 1994, I-5483).

Anzumerken ist, daß, unter Zugrundelegung des Sachverhalts des
Anlaßfalls in der Rs Ciola – unabhängig von der Frage des Anwen-
dungsvorrangs von unmittelbar anwendbarem Gemeinschaftsrecht
(nämlich der Dienstleistungsfreiheit) – das österreichische Verwal-
tungsverfahrensgesetz (§ 68 AVG), aufgrund der Änderung der
Rechtslage durch den Beitritt, die Möglichkeit geboten hätte, nach
nationalen Verfahrensnormen bei der zuständigen Behörde eine
Abänderung des strittigen Bescheides bzw Spruchpunktes zu be-
antragen. Der EuGH stellt zum Argument der „Verfahrensautono-
mie der Mitgliedstaaten“ fest, daß der Rechtsstreit nicht das recht-
liche Schicksal des Verwaltungsaktes selbst, nämlich des Bescheids
aus 1990, betrifft, sondern die Frage, ob ein solcher Verwaltungs-
akt im Rahmen der Beurteilung der Rechtmäßigkeit einer Sanktion,
die wegen der Nichtbeachtung einer sich aus ihm ergebenden
Verpflichtung verhängt wurde, deshalb unangewendet bleiben
muß, weil er mit dem Grundsatz des freien Dienstleistungsverkehrs
unvereinbar ist.

Christine Stix-Hackl
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Terminübersicht – Seminare
September

Oktober

1. 9. bis
3. 11.

Anglo-amerikanische Rechtssprache
für Rechtsanwälte
Seminar-Nr: 990901/8 WIEN

3./4. 9. Verkehrsunfallanalyse
Achtung: Dieser Termin wurde
verschoben
Seminar-Nr: 990903/3 ST. GEORGEN

3./4. 9. Strafverfahren I
Seminar-Nr: 990903/8 WIEN

3./4. 9. Verkehrsunfallanalyse
Seminar-Nr: 990903A/8 WIEN

7. 9. und
21. 9.

Seminarreihe Steuerrecht
Bundesabgabenordnung
Seminar-Nr: 990907/8 WIEN

10./11. 9. Abgabenrecht
Seminar-Nr: 990910/3 ST. GEORGEN

10./11. 9. Exekutionsrecht
Seminar-Nr: 990910/8 WIEN

17./18. 9. Gesellschaftsrecht
Seminar-Nr: 990917/6 INNSBRUCK

17./18. 9. Die Ehescheidung und ihre Folgen
Seminar-Nr: 990917/3 ST. GEORGEN

17./18. 9. Gesellschaftsrecht II
Seminar-Nr: 990917/8 WIEN

24. 9. Haftung des GmbH-Geschäftsführers
Seminar-Nr: 990924/7 DORNBIRN

24./25. 9. Wertpapierrecht unter besonderer
Berücksichtigung des Wechsel- und
Scheckrechtes
Seminar-Nr: 990924/5 GRAZ

24./25. 9. Strafverfahren II
Seminar-Nr: 990924/8 WIEN

1./2. 10. Kommunikationspsychologie
in der juristischen Praxis
Seminar-Nr: 991001/6 INNSBRUCK

1./2. 10. Arbeitsrecht
Seminar-Nr: 991001/3 ST. GEORGEN

1./2. 10. Gewerblicher Rechtsschutz
und Urheberrecht
Seminar-Nr: 991001/8 WIEN

5. 10. Seminarreihe Steuerrecht:
Unternehmens- und Anteilskauf
Seminar-Nr: 991005/8 WIEN

7. 10. bis
9. 10.

Europarecht
Seminar-Nr: 991007/8 WIEN

8./9. 10. Verwaltungsstrafverfahren –
Führerscheinentzug
Seminar-Nr: 991008/3 ST. GEORGEN

15./16. 10. Europarecht
Seminar-Nr: 991015/5 GRAZ

15./16. 10. Prozeßtaktik und
Verhandlungsstrategien
Seminar-Nr: 991015/2 HERNSTEIN

15./16. 10. Europarecht
Seminar-Nr: 991015/3 ST. GEORGEN

15./16. 10. Verwaltungsstrafrecht und -strafverfahren
Seminar-Nr: 991015/8 WIEN

19. 10. Seminarreihe Steuerrecht:
Liegenschaftsverkehr und Steuern
Seminar-Nr: 991019/8 WIEN
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November

Dezember

21. bis
23. 10.

Home sweet home!
Seminar-Nr. 991021/2 MELK

22./23. 10. Honorarrecht
Seminar-Nr: 991022/8 WIEN

2. 11. Seminarreihe Steuerrecht:
Insolvenz und Steuern
Seminar-Nr: 991102/8 WIEN

5./6. 11. Die Ehescheidung und ihre Folgen
Seminar-Nr: 991105/6 INNSBRUCK

5./6. 11. Der Liegenschaftsvertrag am Beispiel
Wohnungseigentum
Seminar-Nr: 991105/8 WIEN

12./13. 11. Zivilverfahren I
Seminar-Nr: 991112/6 INNSBRUCK

12./13. 11. Honorarrecht
Seminar-Nr: 991112/3 ST. GEORGEN

12./13. 11. Arbeitsrecht
Seminar-Nr: 991112/8 WIEN

16. 11. Seminarreihe Steuerrecht:
Vermögensveranlagung und Steuern
Seminar-Nr: 991116/8 WIEN

19./20. 11. Bau- und Raumplanungsrecht
unter Berücksichtigung der
relevanten Nebengesetze
Seminar-Nr: 991119/5 GRAZ

19./20. 11. Der Unternehmens- und Anteilskauf
Seminar-Nr: 991119/8 WIEN

26./27. 11. Zivilverfahren II
Seminar-Nr: 991126/3 ST. GEORGEN

26./27. 11. Mietrecht
Seminar-Nr: 991126/8 WIEN

30. 11. Seminarreihe Steuerrecht:
Abgaben in der RA-Kanzlei
Seminar-Nr: 991130/8 WIEN

3. 12. Standesrecht
Seminar-Nr: 991203/6 INNSBRUCK

10. 12. Zivilverfahren II
Seminar-Nr: 991210/7 BREGENZ

10. 12. Die Anfechtung
Seminar-Nr: 991210/8 WIEN

10./11. 12. Grundzüge der Bilanzanalyse
und Unternehmensbewertung
Seminar-Nr: 991210A/8 WIEN

Das komplette Seminarprogramm für das Jahr 1999 sowie nähere
Informationen zu den oben genannten Seminaren erhalten Sie im
Internet: www.awak.at. Gerne senden wir Ihnen das Seminar-
programm zu: Telefon (01) 710 57 22-0, Fax (01) 710 57 22-20
oder e-mail: office@awak.at.

Home sweet home!

awak.intensive

In Gmunden stand im Juni dieses Jahres
die Strafrechtspflege im Mittelpunkt, unser
awak.intensive im Oktober, das vom 21. bis
23. 10. 1999 im Stift Melk stattfindet, beinhaltet das Miet- und
Wohnrecht; merken Sie sich diesen Termin bereits vor!

Verwaltungsstrafverfahren – Führerscheinentzug

awak.basic

Dieses Seminar bietet einen systematischen Überblick über die
Strukturen und Grundsätze des Verwaltungsstrafverfahrens anhand
von Sachverhalten und Beispielen bis zur entsprechenden Verfah-
renserledigung in Theorie und Praxis. Ein wesentlicher Teil des
Seminars ist dem Verfahren im Zusammenhang mit dem Entzug
einer Lenkerberechtigung gewidmet, mit den dort notwendigen
Veranlassungen, dem Verfahrensgang und der Verfahrenserledi-
gung.

Termin: Freitag, 8. 10. 1999, bis Samstag, 9. 10. 1999 =
3 Halbtage
Planung: Dr. Kurt Lichtl, RA in Linz
Referenten: Dr. Kurt Lichtl, RA in Linz,
Dr. Kurt Wegschaider, Mitglied des UVS für OÖ
Seminarort: St. Georgen/Attergau
Seminar-Nr: 991008/3

Europarecht

awak.basic

Dies ist ein Grundlagenseminar, das keine spezifischen Vorkennt-
nisse voraussetzt. Es ist speziell an der Tätigkeit des österreichi-
schen Rechtsanwalts in der Praxis orientiert. Durch die Vermittlung
von ausbaufähigen Grundlagen wird der Zugang zur komplexen
Materie „Europarecht“ eröffnet.

Termin: Freitag, 15. 10. 1999, bis Samstag, 16. 10. 1999 =
3 Halbtage
Planung: Dr. Heimo Hofstätter, RA in Graz
Referenten: Dr. Heimo Hofstätter, RA in Graz,
Univ.-Prof. Dr. Hubert Isak, Universität Graz, Institut für Europa-
recht,
VAss. Mag. Martin Schauer, Universität Graz, Institut für Europa-
recht
Seminarort: Graz
Seminar-Nr: 991015/5
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Seminarreihe Steuerrecht:
Liegenschaftsverkehr und Steuern

awak.special

Umsatzsteuer: Vorsteuerberichtigung, Umsatzsteuerverrechnung,
Vorsteuer/Umsatzsteuer und Grunderwerbsteuer, unechte Befrei-
ung, Eigenverbrauch; Ertragsteuern: Vermietung und Verpachtung,
Eigentumsübergang und deren ertragsteuerliche Folgewirkungen,
Spekulationsgewinnbesteuerung bzw Befreiungen, Betriebsvermö-
gensanteile, Wohnungseigentum; Erbschafts- und Schenkungs-
steuer; Gebührenrecht

Termin: Dienstag, 19. 10. 1999 = 1 Halbtag

Planung: Hon.-Prof. DDr. Hellwig Torggler, LL.M., RA in Wien

Referent: Ing. Mag. Walter Stingl, Steuerberater und WP in Wien

Seminarort: Wien

Seminar-Nr: 991019/8

Honorarrecht

awak.basic

Dies ist ein Seminar für Rechtsanwaltsanwärter, die sich Kenntnisse
über die rechtlichen Honoraransprüche des Anwaltes gegenüber
seinen Klienten verschaffen wollen.

Es werden sowohl die gesetzlichen Grundlagen dieser Ansprüche
als auch die Möglichkeiten einer vertraglichen Gestaltung und ihre
Grenzen vorgetragen und diskutiert.

Termin: Freitag, 22. 10. 1999, bis Samstag, 23. 10. 1999 =
3 Halbtage

Planung: Dr. Michael Auer, RA in Wien

Referenten: Dr. Hubert Hasenauer, RA in Wien,
Dr. Hans Pritz, RA in Wien

Seminarort: Wien

Seminar-Nr: 991022/8

Die Ehescheidung und ihre Folgen

awak.basic

Dieses Seminar soll einen praxisnahen Zugang zum Scheidungs-
und Scheidungsfolgenrecht geben. Es werden nicht nur ABGB und
EheG berücksichtigt, sondern auch weitere Gesetze behandelt, die
im Zusammenhang mit einer Scheidung von Bedeutung sind, zB
ASVG, GSVG, MRG, EO.

Termin: Freitag, 5. 11. 1999, bis Samstag, 6. 11. 1999 =
3 Halbtage

Planung: Dr. Andrea Haniger, RA in Innsbruck

Referentinnen: Dr. Andrea Haniger, RA in Innsbruck,
Dr. Birgit Berchtold, Familienrichterin des Bezirksgerichtes Inns-
bruck

Seminarort: Innsbruck

Seminar-Nr: 991105/6

Der Liegenschaftsvertrag am Beispiel
Wohnungseigentum

awak.special

Das Seminar behandelt die zivilrechtlichen und steuerlichen
Aspekte des Wohnungseigentumsvertrages und dessen Behand-
lung im Grundbuch.

Termin: Freitag, 5. 11. 1999, bis Samstag, 6. 11. 1999 =
3 Halbtage

Planung: Dr. Michael Ambrosch, RA in Wien

Referenten: Amtsdirektor Annemarie Haidvogl, Bezirksgericht Do-
naustadt,
Ing. Mag. Walter Stingl, WP und StB,
Dr. Michael Ambrosch, RA in Wien

Seminarort: Wien

Seminar-Nr: 991105/8
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Änderungen der Liste

Burgenland

Liste der Rechtsanwälte

Namensänderung

Mag. KOJNEK Melanie,
nunmehr (verehelicht) Neubauer

Ableben

Präsident Dr. HIRSCHENHAUSER René,
Oberwart,
verstorben am 22. 6. 1999,
mStv Dr. Elisabeth Hrastnik, Oberwart

Kärnten

Liste der Rechtsanwälte

e-mail-Adresse

Mag. GABRON Rolf, Spittal/Drau,
e-mail: gabron@carinthia.com

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. GSCHÖPF Marwin
per 1. 5. 1999
bei Dr. Herbert Gschöpf, Velden

RAA Mag. GAGGL Andreas
per 6. 5. 1999
bei Dr. Christian Tschurtschenthaler,
Klagenfurt

Niederösterreich

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragung

Mag. PISKERNIK Valentin,
2380 Perchtoldsdorf, Hochstraße 31,
Tel. 01/869 38 88,
Telefax 01/869 16 60-33,
e-mail: anwalt@aon.at,
korrespondiert in englischer Sprache,
per Mai 1999

Kanzleisitzverlegung

Dres. THUM Georg und WEINREICH Kurt,
3100 St. Pölten, Josefstraße 13,
Tel. 02732/722 22,
Telefax 02732/722 22-10,
per 17. 5. 1999

Änderung der Telefaxnummer

Dr. KATTNER Josef, Amstetten,
Telefax 07472/677 90-4

Verzicht

Dr. HELLER Richard, Baden,
per 30. 4. 1999,
mStv Mag. Markus Heller, Baden

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. MAYR Catharina
per 14. 4. 1999
bei Dr. Michael Tröthandl, Mödling

RAA Mag. POLT Johannes
per 1. 5. 1999
bei Dr. Engelbert Reis, Horn

RAA Mag. SEDLAK Michael
per 3. 5. 1999
bei Dr. Roman Kosch, Wr. Neustadt

RAA Mag. HRADECKY Richard
per 20. 4. 1999
bei Dr. Alexander Riel, Krems

Oberösterreich

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Mag. BURKOWSKI Thomas,
4040 Linz, Gerstnerstraße 20,
Tel. 0732/71 71 44,
Telefax 0732/71 71 44-55,
e-mail: ra.burkowski@aon.at,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 1. 6. 1999

Dr. MESSNER Stefan, 4690 Schwanen-
stadt, Staig 27 (Linzer Straße),
Tel. 07673/66 96,
Telefax 07673/66 96-4,
e-mail: ra.dr.messner@aon.at,
korrespondiert in englischer und
spanischer Sprache,
per 1. 6. 1999

Mag. WOLF Markus,
4020 Linz, Schillerstraße 1,
Tel. 0732/66 73 26-0, 60 02 92,
60 02 93,

Telefax 0732/66 73 20-29,
e-mail: wiko-law-firm@aon.at,
per 1. 6. 1999

Mag. Dr. GLAWITSCH Bernhard,
4020 Linz, Graben 9,
Tel. 0732/77 68 10,
Telefax 0732/77 68 10-22,
e-mail: fromherz.glawitsch@gmx.at,
korrespondiert in englischer und
französischer Sprache,
per 1. 5. 1999

Dr. BLECKENWEGNER Christoph,
4950 Altheim, Wiesnerstraße 2,
Tel. 07723/411 41,
per 1. 5. 1999

Mag. SCHÖNHUBER Christian,
4690 Schwanenstadt, Stadtplatz 28,
Tel. 07673/33 39,
Telefax 07673/33 39-18,
e-mail: SCHÖNHUBER @aon.at,
per 26. 4. 1999

Mag. NOWOTNY Ludwig,
4722 Peuerbach, Graben 11,
Tel. 07276/35 22,
Telefax 07276/35 22-10,
per 6. 4. 1999

Dr. KITZBERGER Thomas,
4600 Wels, Pollheimerstraße 12,
Tel. 07242/412 15,
Telefax 07242/412 15-16,
per 25. 5. 1999

Kanzleisitzverlegungen

Dr. MENSCHICK Roland,
4710 Grieskirchen, Stadtplatz 30,
Tel. 07248/61 99-0,
Telefax 07248/61 99-22,
e-mail: rmenschick@eunet.at,
per 6. 5. 1999

Mag. KRABATSCH Clemens,
Wels, Hafergasse 7,
Tel. 07242/352 64,
Telefax 07242/352 64-14,
per 3. 5. 1999



AnwBl 1999/7 419

Amtliche Mitteilungen

Mag. FUCHS Klaus,
Linz, Gerstnerstraße 20,
Tel. 0732/71 71 44,
Telefax 0732/71 71 44-55,
per Mai 1999

Dr. FUCHSBICHLER Manfred,
Wels, Traunpark 14/I,
Tel. 07242/594 65,
Telefax 07242/594 66,
per 4. 6. 1999

Dr. SCHAUER Hubert,
Linz, Bismarckstraße 7/1,
Tel. 0732/77 17 51-0,
Telefax 0732/77 17 51-15,
per 8. 6. 1999

Dr. BÖNSCH Peter H.,
5310 Mondsee, Schloßhof 5,
Tel. 06232/76 03,
Telefax 06232/77 11,
per 1. 5. 1999

e-mail-Adressen

Dr. KARAN Alois, Steyr,
e-mail: dr.karan@aon.at

Dr. NUßBAUMER Alois,
Dr. HOFFMANN Stefan,
Dr. HERZOG Thomas, Vöcklabruck,
e-mail: rae.nuss-hoff-herz@aon.at

Mag. PODUSCHKA Michael, Perg,
e-mail: poduschka.rechtsanwalt@
netway.at

Dr. NÖBAUER Karl, Braunau,
e-mail: dr.noebauer.law@aon.at

Verzicht

Mag. WACHTVEITL Friedrich,
Braunau/Inn, per 31. 3. 1999,
mStv Mag. Dr. Robert H. Schertler,
Braunau/Inn

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. BINDER Lukas
per 17. 5. 1999
bei Dr. Wolfgang Dartmann, Linz

RAA Mag. MISTLBERGER-BRAMBÖCK
Karin
per 7. 6. 1999
bei Dr. Dietmar Endmayr, Wels

RAA Mag. TEUSCHL Alexander
per 19. 5. 1999
bei Dr. Josef Weixelbaum, Linz

RAA Mag. SIGL Manfred
per 1. 4. 1999
bei Dr. Manfred Luger, Freistadt

RAA Mag. REISCHAUER Gerda
per 15. 4. 1999
bei Dr. Peter Baumann, Linz

RAA Mag. LEITNER Andrea
per 12. 4. 1999
bei Dr. Alexander Hasch, Linz

RAA Mag. HOCHHAUSER Birgit
per 9. 4. 1999
bei Dr. Eduard Saxinger, Linz

RAA Mag. SCHEINECKER Peter
per 3. 5. 1999
bei Dr. Josef Kaiblinger, Gunskirchen

Salzburg

Liste der Rechtsanwälte

Löschung einer GesbR

Dr. LORENZ Friedrich,
Dr. BÖNSCH Peter H., Salzburg,
wurde per 1. 5. 1999 aufgelöst

Steiermark

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Dr. RUDICH Walter, 8045 Graz,
Andritzer Reichsstraße 19,
Tel. 0316/68 09 90,
Telefax 0316/68 09 90-9,
e-mail: rudich@phorus.co.at,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 1. 12. 1998

Mag. GAAR Hermann,
8230 Hartberg, Preßlgasse 4,
Tel. 03332/616 70,
Telefax 03332/616 70-4,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 3. 5. 1999

Dr. BRANCZIK Christian, 8990 Bad
Aussee, Bahnhofstraße 103,

Tel. 03622/532 24,
Telefax 03622/548 83,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 4. 6. 1999

Mag. HANDLER Peter, 8530 Deutsch-
landsberg, Holleneggerstraße 6a,
Tel. 03462/41 41,
Telefax 03462/41 41,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 1. 6. 1999

Kanzleisitzverlegungen

Dipl. Dolm. Dr. GUSCHLBAUER-LEPOLT
Gertraud, 8700 Leoben, Parkstraße 3,
Tel. 03842/430 68,
Telefax 03842/425 50,
per 15. 4. 1999

Dr. MAIER Karl,
8720 Knittelfeld, Hauptplatz 13,
Tel. 03512/834 28,
Telefax 03512/834 28-5,
e-mail: ra-maier.law@aon.at,
per 1. 6. 1999

Dr. THURN Edmund,
8850 Murau, Steingasse 1,
per 1. 5. 1999

Dr. TROLL Raoul,
8010 Graz, Schmiedgasse 34/III,
Tel. 0316/81 78 18,
Telefax 0316/81 78 18-14,
per 1. 6. 1999

Dr. WALLNER Alfred,
8010 Graz, Radetzkystraße 8,
Tel. 0316/82 55 20,
Telefax 0316/82 55 20-14,
per 3. 5. 1999

Änderungen der Telefaxnummern

Dr. FLESCH Heinz-Dieter, Voitsberg,
Telefax 03142/222 76-4

Dr. FREIBERGER Peter, Mürzzuschlag,
Telefax 03852/27 07-77

e-mail-Adressen

Dr. JÜRGENS Herbert, Graz,
e-mail: ra-juergens@telebox.at

Dr. PRIMUS Peter, Graz,
e-mail: ra-peter-primus@telebox.at
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Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. KERN Armin
per 19. 4. 1999
bei Dr. Christoph Orgler, Graz

RAA Mag. FOCKE Erik
per 3. 5. 1999
bei Dr. Gunther Griss, Graz

RAA Mag. STRIMITZER Dietmar
per 4. 5. 1999
bei Dr. Harald Christandl, Graz

RAA Dr. MOGEL Volker
per 5. 5. 1999
bei Mag. Bernhard Astner, Graz

Tirol

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Dr. HOFSTÄDTER Gernot,
6020 Innsbruck, Bozner Platz 4,
Tel. 0512/56 73 73-0,
Telefax 0512/56 73 73-15,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 3. 5. 1999

Mag. Dr. CZERNICH Dietmar,
6020 Innsbruck, Bozner Platz 4/II,
Tel. 0512/56 73 73-0,
Telefax 0512/56 73 73-15,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 1. 5. 1999

Mag. RUPPRECHTER Walter,
6300 Wörgl, Bahnhofstraße 37,
Tel. 05332/718 00-0,
Telefax 05332/718 00-7,
e-mail: ra_hochstaffl@aon.at,
korrespondiert in englischer Sprache,
per Mai 1999

Dr. FÖGER Peter R., 6300 Wörgl,
Josef-Speckbacher-Straße 8,
Tel. 05332/231 00,
Telefax 05332/230 03,
e-mail: ra-foeger+pall@magnet.at,
korrespondiert in englischer und
französischer Sprache,
per 3. 5. 1999

Kanzleisitzverlegung

Dr. MAIR Ursula,
Landeck, Maisengasse 16,
Tel. 05442/682 42,
Telefax 05442/682 42,
e-mail: ra-drursulamair@telebox.at

Gründung einer GesbR

CZERNICH und HOFSTÄDTER,
6020 Innsbruck, Bozner Platz 4,
Tel. 0512/56 73 73-0,
Telefax 0512/56 73 73-15,
per Mai 1999

Gründung einer OEG

HOCHSTAFFL & RUPPRECHTER
Rechtsanwälte – Partnerschaft,
6300 Wörgl, Bahnhofstraße 37,
Tel. 05332/718 00-0,
Telefax 05332/718 00-7,
e-mail: ra_hochstaffl@aon.at,
per 21. 4. 1999

e-mail-Adressen

Dr. MAHDI Nader, Wattens,
e-mail: mahdi@aon.at

Dr. SPARER Peter, Innsbruck,
e-mail: peter.sparer@telecom.at

Dr. GRILL Norbert, Jenbach,
e-mail: RA.Dr.Norbert.Grill.Eurojuris@
gmx.at

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Dr. AICHER-HECHENBERGER Bettina
per 1. 5. 1999
bei Dr. Bernd Schmidhammer,
Innsbruck

RAA Mag. DILLERSBERGER Christian
per 17. 3. 1999
bei Dr. Siegfried Dillersberger, Kufstein

RAA Mag. ENDSTRASSER Gerhard
per 12. 4. 1999
bei Dr. Horst Wendling, Kitzbühel

RAA Mag. KNOFLACH Georg
per 1. 3. 1999
bei Dr. Heinz Knoflach, Innsbruck

RAA Dr. NEBAUER Verena
per 2. 3. 1999
bei Dr. Klaus Nuener, Innsbruck

RAA Mag. PANZL Elke
per 1. 4. 1999
bei Dr. Norbert Rinderer, Innsbruck

Vorarlberg

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragung

Mag. PICHLER Klaus P.,
6850 Dornbirn, Schillerstraße 17,
Tel. 05572/33 1 99,
Telefax 05572/33 1 99-9,
e-mail: LAWMAN@MAGNET.AT
korrespondiert in englischer, französi-
scher und serbokroatischer Sprache,
per 30. 4. 1999

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. JUEN Alexander
per 1. 12. 1998
bei Dr. Ekkehard Bechtold, Dornbirn

RAA Mag. STEURER Christian
per 3. 5. 1999
bei Dr. Hubert Fitz, Feldkirch

RAA Dr. WEISSIG Barbara
per 2. 4. 1999
bei Dr. Karl Schelling, Dornbirn

Wien

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Dr. ENGELBRECHT Helmut,
1010 Wien, Annagasse 3,
Tel. 01/513 44 41,
Telefax 01/513 44 41-11,
korrespondiert in englischer und
französischer Sprache,
per 27. 4. 1999

Mag. FRAD Thomas,
1010 Wien, Ebendorfer Straße 3,
Tel. 01/404 43-0,
Telefax 01/405 92 00,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 27. 4. 1999
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Dr. KAUFMANN Günther,
1010 Wien, Führichgasse 6,
Tel. 01/512 53 05-0,
Telefax 01/513 84 37,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 27. 4. 1999

Mag. PIPLITS Werner,
1010 Wien, Annagasse 3,
Tel. 01/513 44 41,
Telefax 01/513 44 41-11,
korrespondiert in englischer und
französischer Sprache,
per 27. 4. 1999

Dr. SEDLACZEK Michael,
1010 Wien, Seilergasse 16,
Tel. 01/515 15-0,
Telefax 01/512 63 94,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 27. 4. 1999

Mag. WINDISCH Bettina, 1010 Wien,
Schwarzenbergstraße 1 und 3,
Tel. 01/515 48-0,
Telefax 01/515 48-329,
korrespondiert in englischer,
spanischer und italienischer Sprache,
per 27. 4. 1999

Mag. FRÖSCHL Hermann,
1060 Wien, Mariahilfer Straße 95,
Tel. 01/597 61 65, 597 61 66,
Telefax 01/597 09 67-20,
per 17. 5. 1999

Dr. OZLBERGER Peter,
1160 Wien, Huttengasse 71–75,
Tel. 01/494 69 01,
Telefax 01/494 69 01-20,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 17. 5. 1999

Dr. RADLSPÖCK Barbara,
1080 Wien, Josefstädter Straße 87,
Tel. 01/408 78 38-0,
per 17. 5. 1999

Dr. WIESINGER Norbert,
1010 Wien, Schubertring 8,
Tel. 01/515 10,
Telefax 01/515 10-25,
korrespondiert in englischer, französi-
scher und italienischer Sprache,
per 17. 5. 1999

Kanzleisitzverlegungen

Dr. AMBROSCH Michael,
1060 Wien, Mariahilfer Straße 83/
Esterhazygasse 34, 1. Stock/top 5 –
Eingang Esterhazygasse,
Tel. 01/587 87 21-0,
Telefax 01/587 87 21-11,
e-mail: ra-ambrosch@ping.at,
per 1. 6. 1999

Mag. JAKAUBY Andreas,
1020 Wien, Taborstraße 76a,
Tel. 01/214 80 68,
Telefax 01/214 80 68,
per Mai 1999

Mag. NEYER Dagmar, 1180 Wien,
Währinger Straße 90/10,
Tel. 01/478 90 22,
per 19. 5. 1999

SCHNEIDER & WAGESREITER
Rechtsanwälte-Partnerschaft,
1010 Wien, Seilerstätte 13,
Tel. 01/512 90 55-0,
Telefax 01/512 90 55-55,
per 17. 5. 1999

Dr. KUSTOR Thomas,
1010 Wien, Seilergasse 16,
Tel. 01/515 15-0,
Telefax 01/512 63 94,
per 3. 5. 1999

Dr. BRANDL Ernst Othmar,
1010 Wien, Wipplingerstraße 23,
Tel. 01/537 70,
e-mail: e.brandl@mba1995.hbs.edu
korrespondiert in englischer und
französischer Sprache,
per 18. 5. 1999

Mag. WINDISCH Bettina, 1050 Wien,
Wiedner Hauptstraße 81,
Tel. 01/545 76 10,
Telefax 01/545 76 10,
e-mail: b.windisch@netway.at,
per Juni 1999

Dr. SCHMID Herta,
1020 Wien, Haidgasse 13,
Tel. 01/216 17 53,
Telefax 01/214 56 30,
per 1. 4. 1999

Löschung einer GesbR

LENZI & JUST Rechtsanwaltskanzlei,
Wien, wurde per Mai 1999 aufgelöst

Änderung der Telefon- und Telefaxnummer

Dr. BERGER Wolfgang, Wien,
Tel. 01/533 23 00-20,
Telefax 01/533 23 00-90,
per Juli 1999

Änderung der Telefonnummer

Dr. KRAGORA Alexander, Wien,
Tel. 01/513 89 25

Änderung der Telefaxnummer

Mag. MEUSBURGER Stephan, Wien,
Tel. 01/503 89 19-9

Verzicht

Dr. KOHL Doris, Wien, per 30. 4. 1999,
mStv Dr. Johann Angermann, Wien

Mag. WAWRA Eleonore, Wien,
per 30. 4. 1999,
mStv Mag. Otto Unger, Wien

Dr. GRABHER Michael, Wien,
per 15. 5. 1999,
mStv Dr. Harald Schicht, Wien

Ableben

Ehrenpräsident Prof. Dr. SCHUPPICH
Walter, Wien,
verstorben am 8. 6. 1999,
mStv Dr. Martin Schuppich, Wien

Dr. HARTUNG Gerd, Wien,
verstorben am 23. 5. 1999,
mStv Dr. Eric Heinke, Wien

Beschlüsse

Infolge der am 27. 4. 1999 erfolgenden
Wiedereintragung des Herrn Dr. SEDLA-
CEK Michael, RA in 1010 Wien, Seiler-
gasse 16, in die Liste der Rechtsanwälte,
wird der infolge des seinerzeitigen Ver-
zichtes auf die Ausübung der Rechts-
anwaltschaft mit 2. 4. 1996 bestellte
mStv Herr Dr. Benedikt Spiegelfeld, RA in
1010 Wien, Parkring 2, seines Amtes ent-
hoben.
Der Ausschuß der RAK Wien hat in seiner
Sitzung vom 18. 5. 1999 gemäß § 28
Abs 1 lit h RAO bzw § 43 Abs 3 der
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Geschäftsordnung folgenden Beschluß ge-
faßt:
Die mittlerweilige Stellvertretung für ehem
RA Dr. STEINER Walter, Wien (GZ 3833/
96), wird über begründeten Antrag des
bisherigen mStvs, Dr. Peter Karlberger, RA
in Wien, für beendet erklärt. Es wird ihm
jedoch die Auflage erteilt, die Akten des
emer RA Dr. Walter Steiner weiterhin auf-
zubewahren.
Infolge der am 17. 5. 1999 erfolgten Wie-
dereintragung der Frau Dr. RADLSPÖCK
Barbara, RA in 1080 Wien, Josefstädter
Straße 87, in die Liste der Rechtsanwälte,
wird der infolge des seinerzeitigen Ver-
zichtes auf die Ausübung der Rechts-
anwaltschaft mit 16. 5. 1995 bestellte
mStv Herr Dr. Wilfried Weigert, RA in
1010 Wien, Wollzeile 33/20, seines Am-
tes enthoben.
Der Ausschuß der RAK Wien hat in seiner
Sitzung vom 4. 5. 1999 gemäß § 28
Abs 1 lit h RAO bzw § 43 Abs 3 der
Geschäftsordnung folgenden Beschluß ge-
faßt:
Die mittlerweilige Stellvertretung für den
ehem RA Dr. CYGANEK Harald, Wien
(GZ 2749/85), wird über begründeten
Antrag des bisherigen mStvs, Dr. Peter
Windhopp, RA in 1030 Wien, Hainburger
Straße 20, für beendet erklärt. Es wird ihm
jedoch die Auflage erteilt, die Akten des
ehem RA Dr. Harald Cyganek weiterhin
aufzubewahren.

Umbestellungen des mStv

Der Ausschuß der RAK Wien hat über An-
trag vom 6. 4. 1999 den mit ha Beschluß
vom 12. 7. 1994, GZ 1949/94, für den
am 17. 4. 1994 verst Herrn Dr. PERNER
Hans, szt RA in 1010 Wien, Rotenturm-
straße 5–9/7/18, bestellten mStv Herrn
Dr. Michael Vallender, RA in 1040 Wien,
Paulanergasse 14/1/4, seines Amtes ent-
hoben und Herrn Dr. Armin Dallmann,
RA in 1040 Wien, Gußhausstraße 2, zum
mStv bestellt.
Der Ausschuß der RAK Wien hat über
Antrag vom 9. 4. 1999 den mit ha Be-
schluß vom 13. 9. 1994, GZ 2584/94,
aufgrund des Verzichtes auf die Aus-
übung der Rechtsanwaltschaft von Herrn
Dr. KUHN Thomas, szt RA in 1010 Wien,
Ballgasse 6, bestellten mStv Herrn Dr. Mi-
chael Vallender, RA in 1040 Wien, Paula-
nergasse 14/1/4, seines Amtes enthoben
und Herrn Dr. Armin Dallmann, RA in
1040 Wien, Gußhausstraße 2, zum mStv
bestellt.

Fehlerberichtigungen
AnwBl 1999, 300
Niederösterreich

Fehlerberichtigung der falsch eingetra-
genen Telefon- und Telefaxnummer bei
Mag. RUPPRECHT Georg, Baden,
Tel. 02252/865 80,
Telefax 02252/865 80-3

Wir bitten, das Versehen zu entschuldigen!

AnwBl 1999, 158
Oberösterreich

Löschung einer OEG

Dr. QUASS Günther & Dr. POHLHAMMER
Harald, Rechtsanwaltspartnerschaft
(OEG) Linz,
wurde per 31. 12. 1998 aufgelöst

Wir bitten, das Versehen zu entschuldigen!

AnwBl 1999, 305
Tirol

e-mail Adresse

Dr. ASCHABER Karl G., Dr. KÖNIG
Andreas, Dr. ERMACORA Andreas,
Innsbruck,
e-mail: ake.lawyer@aon.at

Wir bitten, das Versehen zu entschuldigen!

AnwBl 1999, 309
Wien

RAA Mag. PRANTER Franz,
per 17. 11 1998,
bei Dr. Alexander Grohmann

Wir bitten, das Versehen zu entschuldigen!

WEBER & HEGER Rechtsanwälte,
1010 Wien, Rathausplatz 4,
Tel. 01/427 20 00,
Telefax 01/427 20 10,
per 18. 2. 1999

Wir bitten, das Versehen zu entschuldigen!
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Tirol

Beitragsordnung 1999

1. Kammerbeitrag S 11.000,–

2. Kammerbeitrag bei Ersteintragung, sofern der
Anwalt nicht bereits bisher einmal wo immer als
Rechtsanwalt eingetragen und/oder tätig war,
bis zu dem auf die Ersteintragung folgenden
3. Jahresende S 5.500,–

3. Die Ermäßigung gem 2. erlischt ab 1. 1. jenes
Jahres, in welchem der Rechtsanwalt einen oder
mehrere Rechtsanwaltsanwärter beschäftigt und
lebt nicht wieder auf.

4. Zuschlag für den 1. Rechtsanwaltsanwärter S 3.000,–
Zuschlag für den 2. Rechtsanwaltsanwärter S 9.000,–
Zuschlag für den 3. Rechtsanwaltsanwärter S 18.000,–
Zuschlag für den 4. Rechtsanwaltsanwärter S 36.000,–

5. Eintragungsgebühr für den Rechtsanwalt S 3.000,–
Eintragungsgebühr für den RAA S 1.000,–
Eintragungsgebühr für die Eingetragene Rechts-
anwaltsgesellschaft S 3.000,–
(zusätzlich zur Eintragungsgebühr der RAe)

6. Legitimationen für Rechtsanwälte, RAA und Kanz-
leiangestellte je S 400,–
jeweils zuzüglich der staatlichen Gebühr (Stem-
pelmarken)

Der Kammerbeitrag und die Zuschläge sind zahlbar: Die 1. Hälfte
bis 1. Mai 1999, die 2. Hälfte bis 1. September 1999.

Der Kammerbeitrag und die Zuschläge sind, wenn die Eintragung
bzw die Beschäftigung nicht mehr als 9 Monate gedauert hat, nur
mit drei Viertelanteilen, wenn sie nicht mehr als 6 Monate gedau-
ert hat, nur mit der Hälfte und wenn sie nicht mehr als 3 Monate
gedauert hat, nur mit einem Viertel zu entrichten.

Der Ausschuß wird ermächtigt, die Beiträge bzw die Zuschläge
aus berücksichtigungswürdigen Gründen zu stunden, zu ermäßi-
gen oder abzuschreiben.

Umlagenordnung 2000
der Versorgungseinrichtung

der Tiroler Rechtsanwaltskammer

Grundleistung (Teil A der Satzung)

(1) S 40.000,– jährlich für jene Kammermitglieder, die zu Beginn
des Beitragsjahres (1. 1. 2000) das 65. Lebensjahr noch nicht voll-
endet haben.

(2) S 10.000,– jährlich für jene Kammermitglieder, die zu Beginn
des Beitragsjahres (1. 1. 2000) das 65. Lebensjahr überschritten,
das 75. Lebensjahr noch nicht vollendet haben.

(3) Jene Kammermitglieder, die zu Beginn des Beitragsjahres
(1. 1. 2000) das 75. Lebensjahr vollendet haben, sind von der Bei-
tragsleistung befreit.
Die Beiträge sind, soweit nicht bereits entrichtet, in Vierteljahres-
raten (10. 1., 10. 4., 10. 7. und 10. 10. 2000) zu entrichten. Bei
freiwilligem Verzicht eines Rechtsanwaltes hat dieser den Beitrag
aliquot, gerechnet nach angefangenen Kalendermonaten, bis zu
seinem Ausscheiden zu leisten.

(4) Der Beitragszuschlag, der bei freiwilliger Weiterversicherung
gem § 18a der Satzung der Versorgungseinrichtung der Tiroler
Rechtsanwaltskammer anstelle der entfallenden Mitwirkung in der
Verfahrenshilfe tritt, beträgt jährlich S 40.000,–, zahlbar in Viertel-
jahresraten (10. 1., 10. 4., 10. 7. und 10. 10. 2000).

Zusatzpension (Teil B der Satzung)

(1) a) Der Jahresbeitrag 2000 jedes Rechtsanwaltes zur Ver-
sorgungseinrichtung (Zusatzpension, Teil B der Satzung)
beträgt S 40.000,– (Schilling vierzigtausend).

b) Der ermäßigte Beitrag gem § 12 Abs 4 der Satzung, Teil B,
beträgt S 16.000,– (Schilling sechzehntausend).

(2) Beiträge zur Zusatzpension sind in vier gleichen Teilbeträgen
am 1. März, 1. Juni, 1. September und 1. Dezember eines Jahres
zu bezahlen. Die zur Beschlußfassung dieser Umlagenordnung
fällig gewordenen Beiträge sind binnen 30 Tagen nach Beschluß-
fassung zu entrichten.

Gemeinsame Bestimmungen

(1) Rechtsanwälte, die nur während eines Teiles des betreffenden
Beitragsjahres in der Liste der Rechtsanwälte der Tiroler Rechts-
anwaltskammer eingetragen sind, haben nur den diesem Zeitraum
ihrer Eintragung entsprechenden Anteil des Beitrages bzw des Bei-
tragszuschlages zu bezahlen, wobei angefangene Monate voll zu
rechnen sind.

(2) Im Falle des Rückstandes hat die Rechtsanwaltskammer den
Zahlungspflichtigen unter Setzung einer mindestens 14tägigen
Nachfrist zur Zahlung der rückständigen Beiträge aufzufordern.

(3) Kommt der Zahlungspflichtige seiner Zahlungsverpflichtung
innerhalb der gesetzten Nachfrist nicht nach, kann die Rechts-
anwaltskammer über die eingemahnten und seit der Mahnung
allenfalls weiter aufgelaufenen Rückstände einen Rückstandsaus-
weis erlassen und aufgrund dessen Exekution führen.

(4) Die Rechtsanwaltskammer ist berechtigt, hinsichtlich rückstän-
diger Beitragsleistungen

a) einen Säumniszuschlag von 10% und

b) Verzugszinsen von 6%

dem Zahlungspflichtigen anzurechnen und in die Rückstandsaus-
weise aufzunehmen.

(5) a) Der Anspruch der Rechtsanwaltskammer auf rückständige
Beiträge (auch Kammerbeiträge) kann mit dem Anspruch
auf Versorgungsleistungen aufgerechnet werden.
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b) Eine Ermäßigung oder Abschreibung des Beitrages zur
Versorgungseinrichtung ist ausgeschlossen. Eine Stundung
kann über begründetes Ansuchen durch den Ausschuß
gewährt werden. Für die Zusatzpension gelten ausschließ-
lich die in § 12 der Satzung, Teil B, vorgesehenen Herab-
setzungs- und Befreiungsmöglichkeiten.

(6) Die Umlagenordnung bleibt so lange in Kraft, bis sie durch
eine neue Umlagenordnung ersetzt wird.

Leistungsordnung 2000
der Versorgungseinrichtung

der Tiroler Rechtsanwaltskammer

Grundleistung (Teil A der Satzung)

Die Leistungsordnung aus der Versorgungseinrichtung für die gem
§§ 47 bis 54 RAO Anspruchsberechtigten werden gem § 14 Abs 1
der Satzung der Versorgungseinrichtung wie folgt festgesetzt:

(1) Die Alters- und Berufsunfähigkeitsrente beträgt jährlich
S 409.640,–. Deren Auszahlung erfolgt ab 1. 1. 2000 bis auf
weiteres in 14 gleichen monatlichen Beiträgen.

(2) Der Todfallsbeitrag beträgt 1/3  dieser Jahresrente.

Zusatzpension (Teil B der Satzung)

(1) Die Altersrente ergibt sich aus den auf dem Konto des Kammer-
mitgliedes zum Zeitpunkt der Inanspruchnahme gutgeschriebenen
Beiträgen und erzielten Veranlagungsüberschüssen.

(2) Die Berufsunfähigkeitsrente errechnet sich grundsätzlich nach
den auf dem Konto des Kammermitgliedes zum Zeitpunkt der Inan-
spruchnahme gutgeschriebenen Beiträgen und erzielten Veranla-
gungsüberschüssen (§ 4 der Satzung, Teil B).
Je nach Eintrittsalter in die Zusatzpension wird jedoch folgende
Mindestrente im Falle der Berufsunfähigkeit festgelegt:

Eintrittsalter/Lebensjahr Mindestrente/Jahr S

30 120.000,–
31 116.000,–
32 112.000,–
33 108.000,–
34 104.000,–
35 100.000,–
36 96.000,–
37 92.000,–
38 88.000,–
39 84.000,–
40 80.000,–
41 76.000,–
42 72.000,–

Eintrittsalter/Lebensjahr Mindestrente/Jahr S

43 68.000,–
44 64.000,–
45 60.000,–
46 56.000,–
47 52.000,–
48 48.000,–
49 44.000,–
50 40.000,–
51 36.000,–
52 32.000,–
53 28.000,–
54 24.000,–
55 20.000,–
56 16.000,–
57 12.000,–
58 8.000,–
59 4.000,–

(3) Die Witwen/Witwer/rente beträgt 60% der Rente des Kam-
mermitgliedes, die dieses zum Zeitpunkt seines Ablebens bezogen
hat oder als Aktive/r im Falle der Berufsunfähigkeit bezogen hätte
(§§ 3, 4, 5 der Satzung, Teil B).
Die Mindestwitwen/witwer/rente nach einem aktiven Kammermit-
glied beträgt 60% der Mindestberufsunfähigkeitsrente gem Abs 2
der Leistungsordnung Zusatzpension (Teil B der Satzung).

(4) Die Waisenrente beträgt für Halbwaisen 10%, für Vollwaisen
20% der bezogenen Rente, im Falle des Todes eines Aktiven der
fiktiven Berufsunfähigkeitsrente.

(5) Das Sterbegeld beträgt 40% der auf den Konten des Kammer-
mitgliedes verbuchten Beträge und erzielten Veranlagungsüber-
schüsse, mindestens das 10fache der jährlichen Mindestwitwen/
witwer/rente (§ 6 der Satzung, Teil B).

(6) Die Teilabfindung bei Antritt einer Altersrente beträgt höch-
stens 50% der auf dem Konto des Kammermitgliedes verbuchten
Beiträge und Veranlagungsüberschüsse (§ 7 der Satzung, Teil B).

(7) Die gemäß Teil B auszuzahlenden Renten werden um die jähr-
lichen Verwaltungskosten wie folgt gekürzt:
je Rentenbezieher S 300,– pa und 0,75% der Rente (zuzüglich
Umsatzsteuer).

(8) Die Renten werden in 14 gleichen Teilbeträgen zu den Zah-
lungsterminen der Renten gemäß Teil A der Satzung ausbezahlt.

Gemeinsame Bestimmungen

Die Leistungsordnung (Grundrente und Zusatzpension, Teil A und
B der Satzung) bleibt so lange in Kraft, bis sie durch eine neue Lei-
stungsordnung ersetzt wird.
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Gesetzgebung

Eingelangte Gesetzesentwürfe
Die eingelangten Gesetzesentwürfe sowie allenfalls bereits vor-
liegende Stellungnahmen im Begutachtungsverfahren können im
Generalsekretariat eingesehen werden.

99/101 Bundesministerium für Wissenschaft und Verkehr
GZ 170.145/1-II/B/7/1/99
Verordnung des Bundesministers für Wissenschaft und
Verkehr, mit der die Kraftfahrgesetz-Durchführungsverord-
nung 1967 geändert wird (45. Novelle zur KDV 1967)
Referent: Dr. Mader

99/104 Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten
GZ 32.830/78-III/A/1/99
Bundesgesetz, mit dem die Gewerbeordnung 1994
geändert wird (Anm: betrifft elektronische Abwicklung
der Gewerbeanmeldung); vereinfachtes Begutachtungs-
verfahren

99/106 Bundesministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales
GZ 21.401/6-VIII/A/4/99
Verordnung, mit der die Verordnung betreffend Institute
zur Chargenprüfung geändert wird; vereinfachtes Begut-
achtungsverfahren

99/109 Bundesministerium für Justiz
GZ 6168/88-PR.4/1999
Verordnung des Bundesministers für Justiz über die Ge-
bühren der Firmenbuchabfrage (Firmenbuchdatenbank-
verordnung 1999)
Referent: Dr. Benn-Ibler
Stellungnahme abgegeben am: 14. 6. 1999

99/111 Bundeskanzleramt
GZ 602.617/4-V/4/99
Entwurf eines Bundesgesetzes über die Anwendung von
Normen von Fernsehsignalen (FS-G); vereinfachtes Begut-
achtungsverfahren
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Kondolenzschreiben

Zum Tode unseres verehrten Kollegen, Ehrenpräsident Prof. Dr. Walter Schuppich, sind uns
(bis Ende Juni) von im folgenden angeführten Persönlichkeiten Kondolenzschreiben zugegangen:

Univ.-Prof. Dr. Ludwig Adamovich, Präsident des Verfassungsgerichtshofes
Marian Anczyk, Vizepräsident der Polnischen Rechtsanwaltskammer

Mag. Žarko Andjelić, Mitglied des Ständigen Senates der Europäischen Präsidentenkonferenz (Jugoslawien)
Avv. Roberto Baldi, Präsident der Vereinigung italienischsprachiger Juristen

Prof. Dr. Jan Barcz, Polnischer Botschafter in Österreich
Valérie Bauer, Generalsekretär des CCBE

Slobodan Beljanski, Präsident der Anwaltskammer Vojvodinas
o.Univ.-Prof. MMag. Dr. Willi Brauneder, Dritter Präsident des Nationalrates

Dr. Reiner Brettenthaler, Erster Vizepräsident der Österreichischen Ärztekammer
Zarko Bulić, Präsident der Bosnischen Rechtsanwaltskammer

Felix Busse, Mitglied des Ständigen Senates der Europäischen Präsidentenkonferenz (Deutschland)
Ľubor Bystrický, Slowakischer Botschafter in Österreich

Mag. pharm. Dr. Herbert Cabana, Präsident der Österreichischen Apothekerkammer
JUDr. Karel Čermák, Präsident der Tschechischen Rechtsanwaltskammer

Jean Cotessat, Präsident der Französischen Anwaltsvereinigung
H. Leonhard de Haas, Mitglied des Ständigen Senates der Europäischen Präsidentenkonferenz (Niederlande)

Prim. MR Dr. Walter Dorner, Präsident der Ärztekammer für Wien
Nigel Emslie, Schottische Rechtsanwaltskammer

Sotiris Felios, Präsident des CCBE
Jean-Pierre Fierens, Niederländische Rechtsanwaltskammer, Balie te Brussel

Ing. Robert Fitzthum, Direktor der Wiener Landwirtschaftskammer
Dr. Guillermo Frühbeck

Elmar Gellner, Hauptgeschäftsführer der Bundesrechtsanwaltskammer
Dentist Heinrich Gressel, Präsident der Österreichischen Dentistenkammer

Jı̌ri Gruša, Tschechischer Botschafter in Österreich
Dr. Eberhardt Haas, Präsident der Bundesrechtsanwaltskammer

Prof. Dr. B. Hackl
Dr. Erich Hampl, Vorstand der Creditanstalt AG

Marijan Hanžeković, Präsident der Kroatischen Rechtsanwaltskammer
Dr. József Hargitai, Generalkonsul der Ungarischen Botschaft

Guy Harles, Rechtsanwalt (Luxemburg)
Dr. Hans-Jürgen Hellwig, Rechtsanwalt (Deutschland)

DI Walter Holzer, Präsident der Österreichischen Patentanwaltskammer
Dr. Liviu Horga, Rechtsanwalt (Rumänien)

Darko Horvat, Sekretär der Kroatischen Rechtsanwaltskammer
Eleonora Hostasch, Bundesministerin für Arbeit, Gesundheit und Soziales

Prof. Dr. Ivan Ilić, Kroatischer Botschafter in Österreich
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Helmut Jell, Vorstand der Creditanstalt AG
Dr. Leo Kaltenbäck, Ehrenpräsident der Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer

Dr. László Kárpáti, Rechtsanwalt (Ungarn)
Dominique de la Garanderie, Bâtonier von Paris

Philippe Leleu, Präsident des Rates der französischen Rechtsanwaltskammern
Leopold Maderthaner, Präsident der Wirtschaftskammer Österreich

JUDr. Václav Mandák, Sekretär der Tschechischen Rechtsanwaltskammer
Jacques Mauro, Rechtsanwalt (Frankreich)

ÖkR Ing. Franz Mayer, Präsident der Wiener Landwirtschaftskammer
Mag. Walter Medosch, Leit. Sekr. des Österreichischen Landarbeiterkammertages

Dr. Roland Michel, Luxemburgische Rechtsanwaltskammer
Senator h.c. Komm.Rat. Walter Nettig, Präsident der Wirtschaftskammer Wien

Patrick O’Connor, Präsident der Irischen Anwaltskammer
Dr. Christoph Petsch, Vizepräsident für Österreich der Aija

Prof. Dr. Viktor Pickl, Wiener Patientenanwalt
Christian E. Roth, Präsident des Europäischen Anwaltvereines

Mauro Rubino-Sammartano, Präsident der Internationalen Anwalts-Union
Avv. Luigi Giacomo Scassellati-Sforzolini, Delegationsleiter beim CCBE (Italien)

BR Engelbert Schaufler, Präsident des Österreichischen Landarbeiterkammertages
DI Peter Scheifinger, Präsident der Bundeskammer der Architekten und Ingenieurkonsulenten

Dr. Kaspar Schiller, Präsident des Schweizerischen Anwaltverbandes
Mag. Dr. Herbert Schipper, Kammeramtsdirektor der Österreichischen Apothekerkammer

Dr. Klaus Schmalz, Präsident der Rechtsanwaltskammer Frankfurt am Main
Wolfgang Schmidt, Ehrenpräsident der Rechtsanwaltskammer Sachsen
Charles Anthony Slingsby, Früherer Präsident des Senates (England)

Jaqueline Socquet-Clerc Lafont, Rechtsanwalt (Frankreich)
Dr. Stahl & Dr. Domnick

Dr. Michael Streck, Präsident des Deutschen Anwaltvereines
Dr. Günter Stummvoll, Generalsekretär der Wirtschaftskammer Österreich

Mitja Stupan, Präsident der Rechtsanwaltskammer Slowenien
Dr. Ádám Takáts, Früherer Präsident des Ungarischen Rechtsanwaltskammertages

Michel van Doosselaere, Früherer Präsident des CCBE-Senates
M. A. van Peski, Mitglied des Ständigen Senates der Europäischen Präsidentenkonferenz (Belgien)

Pascal Vanderveeren, Präsident und Rechtsanwalt (Belgien)
Dr. Karl Ludwig Vavrovsky, Präsident der Salzburger Rechtsanwaltskammer

Dr. Achim von Winterfeld, Rechtsanwalt bei dem Bundesgerichtshof
Dr. Ursula Wachter, Präsidentin der Liechtensteinischen Rechtsanwaltskammer

Dr. Georg Weißmann, Präsident der Österreichischen Notariatskammer
Dag Wersén, Erster Vize-Präsident des CCBE (Schweden)

Dr. Peter Knirsch Dr. Klaus Hoffmann
Präsident der Rechtsanwaltskammer Präsident des Österreichischen
Wien Rechtsanwaltskammertages
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†
In memoriam Dr. René Hirschenhauser

PRÄSIDENT DR. RENÉ HIRSCHENHAUSER,
verstorben am 22. 6. 1999

Unser Freund und Kollege Herr Präsident Dr. René Hirschenhauser ist unvermutet aus dem Leben gegangen. Wir begleiteten ihn
auf seinem letzten Weg.
Die schönen Worte, die der Pfarrer bei der Einsegnung sprach, vermittelten uns durch unsere christliche Religion in besonderer
Weise Trost, Aussöhnung und Frieden.
Präsident Dr. René Hirschenhauser war seit der Begründung der Rechtsanwaltskammer Burgenland Ausschußmitglied. Er arbeitete
in drei Arbeitskreisen des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages und war seit 1994 bis zu seinem Tod Präsident der Rechts-
anwaltskammer Burgenland. Sein Einsatz für die Interessen unseres Standes war vorbildlich. Durch sein gewinnendes Wesen
konnte er stets vermitteln. Herr Präsident Dr. René Hirschenhauser war aber auch ein geselliger und fröhlicher Mensch. Die Feier
zum zehnjährigen Bestand der Rechtsanwaltskammer Burgenland wird uns allen in Erinnerung bleiben.
Das Bild eines mitten im Leben stehenden Menschen erhielt einen ersten tiefen Sprung, als unser Freund unvermutet schwer
erkrankte und einen langen Weg der Genesung gehen mußte. Rat und Zuspruch konnten das für unseren Freund zuletzt Unver-
meidliche nicht verhindern. Wir trauern um unseren Berufskollegen, Herrn Präsident Dr. René Hirschenhauser.

Österreichischer Rechtsanwaltskammertag
Dr. Klaus Hoffmann

†
In memoriam Dr. Gerd Hartung

Völlig überraschend ist am 23. 5. 1999 der Obmann des Anwaltsclubs „Wiener Rechtsanwälte“, Herr Kollege Dr. Gerd Hartung,
im 59. Lebensjahr mitten aus einem arbeitsreichen Leben gerissen worden.
Geboren am 19. 8. 1940 in Wien, promovierte er am 2. 7. 1963 an der Universität Wien zum Doktor juris. Seine Berufslauf-
bahn begann er zunächst am 1. 12. 1963 als Richteramtsanwärter, entschied sich aber dann für den Anwaltsberuf und war in
der Zeit von 1. 9. 1967 bis 19. 4. 1971 als Rechtsanwaltsanwärter in den Kanzleien der Kollegen Dr. Gottfried Peloschek,
Dr. Viktor Cerha und Dr. Franz Speierl tätig.
Am 20. 4. 1971 wurde er in die Liste der Rechtsanwälte in Wien eingetragen.
Trotz seiner großen beruflichen Inanspruchnahme fand er noch Zeit, sich allgemeinen Standesinteressen zu widmen. Am 15. 3.
1989 wurde er zum Mitglied des Disziplinarrates und am 13. 5. 1993 erstmals zum Kammeranwaltstellvertreter der Rechts-
anwaltskammer Wien gewählt. Diese Funktion bekleidete er durch zwei Funktionsperioden und war eben erst am 13. 4. 1999 für
eine dritte Funktionsperiode wiedergewählt worden. Nicht genug damit, wurde er am 13. 4. 1999 auch zum Prüfer für die
Rechtsanwaltsprüfung gewählt.
Sein intensiver Einsatz für die Interessen des Standes, für die er mit beispielhaftem Pflichtbewußtsein tätig war, werden allen Mit-
gliedern der Standesvertretung, die mit ihm zusammenzuarbeiten Gelegenheit hatten, stets in Erinnerung bleiben, wie auch sein
freundliches und aufgeschlossenes kollegiales Wesen. Er hinterläßt eine große Lücke in der Wiener Rechtsanwaltschaft.

AD
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Tirol
Bericht über die ordentliche Vollversamm-
lung am 27. 5. 1999

An der ordentlichen Vollversammlung der Tiroler Rechtsanwalts-
kammer am 27. 5. 1998 nahmen 122 Mitglieder teil.

Der Vorsitzende, Präsident Dr. Georg Santer, begrüßte um
14.15 Uhr die anwesenden Kammermitglieder und berichtete über
die wichtigsten standespolitischen Ereignisse des letzten Jahres:

• Tätigkeit des Arbeitskreises für Wirtschaftsfragen im Zusammen-
hang mit dem opting out gemäß § 5 GSVG

• Veranlagung der Zusatzpension

• RAO-Novelle

• Universitätsstudiengesetz

• Treuhandbuch der Tiroler RAK

• Öffentlichkeitsarbeit der Tiroler RAK – Einstellung einer Presse-
referentin

Nach den Berichten des Rechnungsprüfers RA Dr. Johann P. Cam-
merlander und des Präsidenten des Disziplinarrates, RA Dr. Georg
Huber, Kufstein, wurde die Ergänzungswahl für Anwaltsrichter und
Disziplinarrat mit folgendem Wahlergebnis durchgeführt:

Anwaltsrichter: Dr. Christoph Rittler (vorher Kammeranwalt)

Kammeranwalt: Dr. Bernd Schmidinger (vorher Kammeranwalts-
stellvertreter)

Kammeranwaltsstellvertreter: Dr. Wolfgang Offer (vorher Diszipli-
narrat)

zwei Disziplinarräte (infolge Ausscheidens zweier Disziplinarräte):Mag. Al-
bin Huber, Innsbruck

Dr. Christine Mascher, Hall

Nach der Vorlage des Kostenvoranschlages für 1999 wurden fol-
gende Beschlüsse gefaßt:

• Beitragsordnung 1999 (s Amtl Mitteilungen S 423)

• Umlagenordnung 2000 (s Amtl Mitteilungen S 423)

• Leistungsordnung 2000 (s Amtl Mitteilungen S 424)

• Erweiterung der Satzung der Versorgungseinrichtung durch
einen Teil C) Krankenversicherung und Abschluß eines Gruppen-
krankenversicherungsvertrages und Zustimmung zum Antrag
auf Ausnahme von der Kranken- und Pensionsversicherung gem
§ 5 GSVG.

• Einbeziehung der Bezieher der Versorgungsleistungen gemäß
§ 50 RAO in den anspruchsberechtigten Personenkreis gemäß
§ 3 Abs 2 Bundespflegegesetz.

• Der Ausschuß wird beauftragt, Rücklagen der Pension A best-
möglichst anzulegen, jedoch unter analoger Einhaltung der
Bestimmungen des Pensionskrankengesetzes – mit Ausnahme
der Beschränkungen der Anlage auf das Inland – und mit der
Auflage, in der nächsten Vollversammlung zu berichten.

• Resolution: Die Vollversammlung fordert die tatsächliche Unab-
hängigkeit des UVS und ersucht den Ausschuß, diese immer wie-
der einzufordern.

Der Präsident
Dr. Georg Santer

Symposion Pannonischer
Juristen 1999
In der Zeit vom 4. 6. bis 6. 6. 1999 fand in Bük im Danubius Ther-
mal Hotel Bükfürdö (Ungarn) das XIV. Symposion Pannonischer
Juristen statt. Das Symposion wurde vom ungarischen Juristenver-
ein im Komitat Vas ausgerichtet und stand unter dem Thema „Die
Europäische Union und die Rechtsangleichung bzw. Rechtsharmo-
nisation“.

Die Eröffnung des Symposions wurde vom Präsidenten des ungari-
schen Juristenvereins, Dr. Janos Spitz, vorgenommen, Grußadres-
sen richteten die anwesenden Justizminister Dr. Ibolya David aus
Ungarn, Dipl. iur. Tomaz Marusic aus Slowenien und Dr. Nikolaus
Michalek aus Österreich an die insgesamt 250 Teilnehmer aus Un-
garn, Slowenien, der Bundesrepublik Deutschland und Österreich.
Die Eröffnungssitzung schloß mit einem Festvortrag des Außenmini-
sters der Republik Ungarn, Dr. Janos Martonyi.

Die seit Jahren in diesem Kreis gepflegten Gespräche gewinnen
vor dem aktuellen Hintergrund der laufenden Verhandlungen auch
Ungarns und Sloweniens für einen Beitritt zur EU eine besondere
Aktualität. Dies war auch der wesentliche Inhalt der Begrüßungs-
adresse des Bundesministers für Justiz der Republik Österreich,
Dr. Nikolaus Michalek, der ua meinte:

„Vor dem Hintergrund der laufenden Beitrittsverhandlungen Un-
garns und Sloweniens zur Europäischen Union gewinnt auch die
Möglichkeit eines trilateralen, konzentrierten Gedankenaustau-
sches im Rahmen dieses traditionsreichen Juristenforums besondere
Attraktivität. Der eingeleitete Verhandlungsprozeß mit den Beitritts-
werbern wird zügig fortgesetzt, damit bis ins Jahr 2000 alle Ver-
handlungskapitel eröffnet werden.

Neben der Verhandlung von noch zu eröffnenden Kapiteln, die
die Wahrung des öffentlichen Rechtsstandards sichern sollen, ist
gleichzeitig auch die Einbindung der Eintrittswerber in die auf
europäischer Ebene laufende Diskussion zur Gestaltung der recht-
lichen Rahmenbedingungen für die Fortentwicklung der europäi-
schen Integration zu gewährleisten.“

Rechtsangleichende Themen wurden von Referenten aus Ungarn,
Slowenien und Österreich aus zivil- und strafrechtlichen Bereichen,
aber auch aus den Bereichen der Wirtschaft erörtert. So hielten
aus Österreich der OStA im BMJ Dr. Fritz Zeder ein Referat zum
Thema „Ausgewählte Rechtsakte der strafrechtlichen Zusammen-
arbeit in der Europäischen Union und ihre innerstaatliche Umset-
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zung am Beispiel Österreichs“ und der Richter des LG Innsbruck
Mag. Dr. Gerhard Kohlegger ein Referat zum Thema „Die Umset-
zung von Gemeinschaftsrecht am Beispiel der Zivilrechtssektion
des BMJ“, die große Aufmerksamkeit und Interesse fanden.
Für die anwesenden Minister gab es am 2. Veranstaltungstag im
Zuge einer vom Ungarischen Juristenverband organisierten Kultur-
fahrt nach Köszeg ausreichend Gelegenheit zu intensiven fachli-
chen Gesprächen.
Die gesellschaftlichen Höhepunkte waren der Empfang der Justiz-
ministerin der Republik Ungarn am 4. 6. 1999 sowie der gemein-
same Empfang des Justizministers der Republik Slowenien und des
Justizministers der Republik Österreich am Abend des 5. 6. 1999.
Auch aus diesem Anlaß wurden kollegial-freundschaftliche Bezie-
hungen geknüpft und vertieft.
Am Ende des Symposions lud der Justizminister der Republik Slo-
wenien zum XV. Symposion Pannonischer Juristen im Jahre 2001
nach Slowenien ein.

Reg.-Rat. Otto Müller

20. DACH-Tagung in München
Das künftige Berufsbild des Anwalts
in Europa

Zum zehnjährigen Gründungsjubiläum der Europ Anwaltsvereini-
gung DACH konnte Präsident Prof. Dr. Walter Schuppich, Wien,
über 120 deutschsprachige Anwälte und Anwältinnen begrüßen.
Das Tagungsthema war diesmal nicht nur Kenntnissen des Berufs-
rechts, sondern auch dem sich abzeichnenden Wandel des Berufs-
bildes des Anwaltes in Europa gewidmet. Dabei zeigte sich im
Laufe der Tagung, was allerdings nicht erstaunt, daß durchaus
Strategien unterschiedlichster Art für den beruflichen Erfolg von
Anwälten tauglich sein können.
Den Einstieg in das Tagungsthema tätigte Dr. Klaus Hoffmann,
Wien, Präsident des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages,
mit seinen Ausführungen zum Anwaltlichen Berufsrecht und seiner
Fortentwicklung aus österreichischer Sicht unter Berücksichtigung
der Entwicklung in der Europäischen Union. Zum Ausdruck kam
eine durchaus kritische Haltung der österreichischen freien Anwalt-
schaft zur rein marktwirtschaftlich orientierten Entwicklung im
Bereich des Rechtsanwaltsberufes, die durch die europäische Öff-
nung mitbeeinflußt wird. Die unmittelbare Zukunft der freien
Anwaltschaft in Österreich sieht er geprägt durch den Kampf um
ihre Freiheit und den Kampf um ihre Existenz an sich. Nicht Preis-
und Mengenwettbewerb sind entscheidend. Die Unabhängigkeit
des freien Rechtsanwaltes und seine hohe Qualifikation sind jene
Aussagen, die auch in Zukunft zu verdeutlichen sind, in welcher
Organisationsform und mit wem immer der Rechtsanwalt seinen
Beruf auch ausübt. Diesen grundsätzlichen Überlegungen folgte im
besonderen Teil seines Referates eine kurze Darstellung der mit

1. 6. 1999 in Kraft getretenen Novelle zur Rechtsanwaltsordnung
und Hinweise auf die für Rechtsanwälte maßgebenden Richtlinien
der EU (Dienstleistungsrichtlinie, Diplomanerkennungsrichtlinie und
Niederlassungsrichtlinie) und deren Umsetzung aus österreichi-
scher Sicht.

Einen grundsätzlich offensiveren Ansatz vertrat RA David Einhaus,
Freiburg iB/Rom, im nachfolgenden Vortrag „Die Richtlinie 98/5/
EG zur Erleichterung der ständigen Ausübung des Rechtsanwalts-
berufes im Ausland – Auswirkungen und Prognose“. Am 16. 2.
1998 ist die Richtlinie zur Erleichterung zur ständigen Ausübung
des Rechtsanwaltsberufes in einem anderen Mitgliedstaat als dem,
in dem die Qualifikation erworben wurde, erlassen worden. Die
EU-Mitgliedstaaten haben die Richtlinie bis zum 14. 3. 2000 in ihr
nationales Recht umzusetzen. Nach Darlegungen der Bestimmun-
gen der Niederlassungsfreiheit (Art 43ff EGV), der Dienstleistungs-
freiheit (Art 49ff EGV) und der Arbeitnehmerfreizügigkeit (Art 39ff
EGV) folgten Ausführungen über anwaltspezifische sekundärrecht-
liche Regelungen des Rechtsanwaltsberufes in der EU. Erläutert
wurde das Zusammenspiel von Dienstleistungsrichtlinie, Diploma-
nerkennungsrichtlinie (89/48/EWG vom 21. 12. 1989) mit der
Niederlassungsrichtlinie (98/5/EG) vom 16. 2. 1998.

Unterschiedlich im Ansatz traten die beiden schweizerischen Refe-
renten Dr. Michael Pfeiffer, Basel, und Dr. André Thouvenin, Zü-
rich, an das Tagungsthema heran. Unter dem Titel „Anwalt, Nichts-
nutz oder Nothelfer? – Das zukünftige Berufsbild der Anwälte in
Europa aus Schweizer Sicht (das Berufsbild als Original- und als
Spiegelbild) – Auswirkungen auf Fragen zum Erfolgshonorar“ kam
Dr. Pfeifer nach kurzem geschichtlichem Abriß von Bild und Spie-
gelbild des Anwaltsberufes zur Feststellung, daß derzeit ein Markt-
bearbeitungsproblem vorliegt. Der Beruf des Anwalts ist in der
heutigen Zeit als Busineß aufzufassen. Der Anwalt ist ein Unterneh-
mer, was ein Blick auf die internationale Behandlung anwaltlicher
Dienstleistungen klarmacht. Die Anwaltstätigkeit findet auf dem
Markt für rechtliche Dienstleistungen statt. Dr. Pfeifer kam zu dem
Schluß, daß die Nachfrageseite kaum stark zu beeinflussen ist. An-
zusetzen sein wird auf der Angebotsseite. Der Anwalt hat sich als
Unternehmer dem Wettbewerb zu stellen. Qualität durch gezielte
Ausbildung des Anwalts ist gefragt. Dazu gehören auch Koordi-
nation, Honorarkontrolle und Konsistenz der Dokumentation, alles
Gebiete, für die Anwälte keine Grundausbildung erfahren. Unter
Hinweis auf entsprechende Literatur widmete sich Dr. Pfeifer auch
der nach wie vor umstrittenen Frage anwaltlicher Erfolgshonorare.
Hauptargument für ein Verbot von anwaltlichen Erfolgshonorarver-
einbarungen ist der Versuch, einerseits die Unabhängigkeit des
Anwaltes zu gewährleisten und anderseits den Anwalt an der Aus-
nützung seiner, was die Beurteilung der Rechtslage angeht, besse-
ren Position zu hindern. Der Referent kommt jedoch zum Schluß,
daß der Anwalt, wenn er am marktwirtschaftlichen Geschehen und
am Wettbewerb teilhat und diesbezüglich seine Privilegien im
Monopolbereich in Frage gestellt werden, auch von unnötigen und
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ihn einengenden Fesseln zu befreien ist. Er wird, wo angezeigt,
mit Erfolgshonoraren arbeiten müssen.

Unter dem Titel „Abschied vom Einzelkämpfer, der Anwalt als
Unternehmer, Mediation als neues Tätigkeitsgebiet, anwaltliche
Werbung“ ergänzte Dr. André Thouvenin, Zürich, die Ausführun-
gen aus schweizerischer Sicht. Dabei ging er stärker auf organisa-
torische Fragen der „Unternehmung Anwaltskanzlei“ ein. Er stellt
die Frage, ob ein Anwalt oder eine Anwältin noch allein oder in
einer bloßen Unkostengemeinschaft tätig sein könne und antwortet
hier ein Stück weit mit seiner Ansicht, daß der Zusammenschluß zu
einer „Unternehmung Anwaltskanzlei“ unumgänglich werde, um
im Wettbewerb erfolgreich bestehen zu können. Schließlich wid-
mete sich das Referat auch dem neuen Tätigkeitsgebiet für Anwälte
als Mediatoren. In zum Teil provokativen Feststellungen bekennt
sich der Referent in Sachen Werbung zum Wunsch für mehr Ehr-
lichkeit. Ziel muß es nach dessen Überzeugung sein, Werbung für
Anwälte, die sich auch sonst dem Wettbewerb stellen müssen,
auch völlig dem Wettbewerb zu überlassen. Entsprechend genüg-
ten die Bestimmungen des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbe-
werb, die Normen des Persönlichkeitsschutzes, des Urheberrechtes
usw.

Über gegensätzliche Tendenzen referierte Dr. Alexander Ospelt
unter dem Titel „Die Regelung anwaltlicher Tätigkeiten in Liech-
tenstein im Spannungsfeld zwischen EWR-Recht und nationaler
Ordungspolitik“. Neben herkömmlichen ordnungspolitischen Be-
weggründen für die Regelung der anwaltlichen Tätigkeit kommt in
Liechtenstein die Bedeutung des Rechtsanwalts für das Land als
internationaler Finanzplatz in Berücksichtigung. Bereits während
der Verhandlungen zum EWR-Abkommen wurde den interessierten
liechtensteinischen Kreisen bewußt, daß wesentliche Bestimmun-
gen zu Regelungen der anwaltlichen Tätigkeit nicht mehr in der
bestehenden Form aufrechtzuerhalten sind. Versuchte die liechten-
steinische Regierung zunächst noch, auch den grenzüberschreiten-
den Dienstleistungsverkehr der Anwälte Anforderungen zu unter-
werfen, die für die Niederlassung gelten, forderte die EFTA-Über-
wachungsbehörde, gestützt auf die Dienstleistungsrichtlinie, die
liechtensteinische Regierung auf, die Eignungsprüfung für EWR-
Dienstleister ganz aufzuheben. Rechtsanwälte dagegen, die in
Liechtenstein unter Berufung auf das EWR-Niederlassungsrecht auf
Dauer tätig sein möchten, haben nach wie vor – unabhängig von
ihrem Wohnsitz im In- oder Ausland – eine Eignungsprüfung zu
absolvieren.

Zum Abschluß des ersten Arbeitstages äußerte sich schließlich
Henry S. Conston, New York, zu Aspekten der „Zusammenarbeit
zwischen amerikanischen und europäischen Anwälten“. Dabei ist
großer Wert auf gegenseitige vollständige Information und Darstel-
lung der unterschiedlichen Rechtssysteme zu legen. Trotz allen heu-
tigen IT-Möglichkeiten ist die Aufnahme persönlicher gegenseitiger
Kontakte zu empfehlen, um in zukünftiger Zusammenarbeit Mißver-
ständnisse zu vermeiden.
In einem Workshop behandelte schließlich RA Dr. Eberhard Fedtke,
Essen/Braga (Portugal), „Eintrittsstrategien in den europäischen
Anwaltsmarkt – Planspiel einer Europakanzleigründung“. Es gilt,
zur Sicherung des Kanzleierfolges rechtzeitig über den nationalen
Tellerrand geschaut zu haben. Wer neue Märkte erobern will, be-
nötigt eine Vielzahl von Informationen über Haftungs- und Organi-
sationsfragen, steuerrechtliche Gesichtspunkte, europäisches Stan-
desrecht und weiteres. In beredten Worten und anhand einer
Checkliste zu grundlegenden Expansions- und Kooperationskrite-
rien zeigte der Referent und Buchautor praxisnah die mit solchen
Schritten zu bewältigenden Probleme und Lösungsansätze dazu
auf.
Die Arbeitstagung war für Teilnehmer und Begleitpersonen um-
rahmt von einem Empfang durch den bayerischen Staatsminister
für Justiz und einem gemeinsamen Abendessen, sinnigerweise im
DACHgarten des Bayerischen Hofs, sowie einem Festakt zum
zehnjährigen Gründungsjubiläum dieser außerordentlich sympa-
thischen Anwaltsvereinigung unter Mitwirkung des Streichquartetts
„Bassiona Amorosa“, fünf sich abwechselnden jungen Musikern
aus verschiedenen Ländern Europas, die großen Applaus ernten
durften. Die Ansprachen waren, wie angekündigt, kurz und ver-
gnüglich. Das anschließende Galadiner bot kulinarische Höhe-
punkte. Einige der Teilnehmer fanden schließlich auch noch den
Weg in die unterirdischen Gewölbe des Bayerischen Hofs zum
Tanz.
Die Referate der Tagung werden in der Schriftenreihe DACH veröf-
fentlicht werden. Als nächste der halbjährlich stattfindenden DACH-
Veranstaltungen steht die 21. Tagung vom 16. bis 18. 9. 1999
zum Thema „Die Stiftung“ in Wien auf dem Programm. Die Mitglie-
der erhalten die Einladung und das Programm direkt. Nichtmitglie-
der können es beziehen bei
DACH, Kappelergasse 14, CH-8022 Zürich,
(Tel. ++41 1 211 07 77, Fax ++41 1 211 07 78).

RA Dr. Hanspeter Geiser, St. Gallen
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Journalistenpreis 1999
Juridisch-politischer Leseverein

Der traditionsreiche Juridisch-politische Leseverein, gegründet
1841, widmet sich heute zeitgemäßen Aufgaben, so auch der
Förderung einer qualifizierten Berichterstattung über Rechtsfragen
und die Rolle der Anwaltschaft im Rechtsstaat. Daher verleihen wir
einen Journalistenpreis nach folgender Ausschreibung.
Der Juridisch-politische Leseverein hat beschlossen, für das Jahr
1999 einen Preis im Betrag von S 50.000,– für journalistische
Leistungen, die den Standesinteressen der Rechtsanwälte beson-
ders förderlich sind, auszusetzen.

Teilnahmebedingungen

1. Die Bewerber müssen die österreichische Staatsbürgerschaft
besitzen und journalistisch tätig sein.
2. Bewerbungen sind an den Vorstand des Juridisch-politischen
Lesevereins, 1010 Wien, Ertlgasse 2, bis spätestens 10. 8. 1999
zu richten.
3. Jedem Vorschlag sollen Kopien jener Arbeit, auf die sich die
Bewerbung stützt und eine kurze Darstellung des Lebenslaufes des
Verfassers angeschlossen werden.
4. Über die Zuerkennung des Preises entscheidet der Vorstand des
Juridisch-politischen Lesevereins, der auch berechtigt ist, den Preis
auf mehrere Bewerber zu verteilen.
5. Der Vorstand entscheidet endgültig, sein Beschluß unterliegt
keinerlei Anfechtung, insbesondere auch nicht vor Gericht.

Dr. Fritz Leon
Präsident
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Bundesgesetzblätter als Plage
Von Jahr zu Jahr erweitert sich der Jahresumfang der Bundes-
gesetzblätter, was jeder Abonnent mit Staunen und Verwunderung
zur Kenntnis nehmen muß.
Seit 1997 hat sich die jährliche Seitenzahl noch dadurch bedeu-
tend erhöht, daß für jedes Bundesgesetz und jede Verordnung ein
eigenes Bundesgesetzblatt aufgelegt wird, auch wenn mehrere
Gesetze oder Verordnungen vom gleichen Tag ausgegeben sind.
Dies führte dazu, daß für den Abdruck einzelner Gesetze oder
Verordnungen oft nur ein Teil der ersten Seite eines Bundesgesetz-
blattes benötigt wird, die Rückseite unnötigerweise immer wieder
dem Abdruck von Verkaufsbedingungen oder dergleichen dient.
Weiters ist festzustellen, daß von der Bestimmung des § 2 Abs 4
des Bundesgesetzes über das Bundesgesetzblatt 1996 (BGBl
1996/660) praktisch kein Gebrauch gemacht wird. Die genannte
Gesetzesstelle würde es dem Bundeskanzler im Einvernehmen mit
dem zuständigen Bundesminister ermöglichen, durch Verordnung
zu bestimmen, daß gewisse Verordnungen, welche bloß für einen
bestimmten Personenkreis von Interesse sind (wie zB Lehrpläne
oder einzelne Berufe betreffende Ausbildungs- und Prüfungsvor-
schriften), nicht im Bundesgesetzblatt, sondern in Amtsblättern der
zuständigen Ministerien kundgemacht werden. Nicht zuletzt Lehr-
pläne und einzelne Berufe betreffende Ausbildungs- und Prüfungs-
vorschriften werden aber in vollem Umfang im Bundesgesetzblatt
kundgemacht, worauf eine nicht unerhebliche Vermehrung der
Bundesgesetzblätter Teil II zurückzuführen ist.
Gemäß § 8 Abs 1 BGBl 1996/660 ist die Bundesregierung mit
der Vollziehung des Bundesgesetzes über das Bundesgesetzblatt
betraut. Geht man von den laufenden Beteuerungen der Mitglieder
der Bundesregierung aus, müßte man annehmen, daß die oben
dargelegten Ursachen unnötiger Erweiterung der Bundesgesetz-
blätter nicht aus den Erwägungen erfolgte, die man andernfalls
unterstellen müßte. Es kann ja nicht angenommen werden, daß
man die aufgezeigten Möglichkeiten einer Reduzierung des Umfan-
ges außer acht läßt, um der Österreichischen Staatsdruckerei auf
Kosten der Abonnenten zu einer Umsatz- bzw Gewinnerhöhung zu
verhelfen; erst recht wäre es nicht verständlich, daß einfach unbe-
dacht bleibt, wieviel Papier unnütz verschwendet wird, welche
Zusatzbelastung aber auch der Abfallbeseitigung zufällt.
Obige Hinweise mögen somit bei den zuständigen Stellen Denk-
anstöße auslösen, wie man rationell vorgehen kann, ohne weiter-
hin den Eindruck zu erwecken, man wolle die Monopolstellung der
Staatsdruckerei auf dem Rücken der Bezieher der Bundesgesetz-
blätter ausnützen oder habe sich einer Lobby der Papier-Erzeu-
gungsindustrie bzw der Buchbinder beugen müssen.

RA Dr. Herbert Weber
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Aus dem juristischen Leben

Goldene Doktordiplome
Am 10. 6. 1999 fand in der Aula der Karl-Franzens-Universität
Graz die feierliche Erneuerung des Doktorgrades für 32 Juristen
statt, die, heimgekehrt vom Kriegsdienst, bereits im Frühjahr 1945
ihr Hochschulstudium mit der Verleihung des Doktorgrades abge-
schlossen hatten.

Bei der Auswahl der Geehrten wurden insbesondere auch deren
Verdienste in den Standesorganisationen der Richter und Rechts-
anwälte berücksichtigt.

Geehrt wurden die Grazer Rechtsanwälte Dr. Kurt Bielau, Dr. Reiner
Gottinger (der als einziger Rechtsanwalt bereits in Pension ist),
Dr. Gerhard Schmidt und die Klagenfurter Rechtsanwälte Dr. Kurt
Dellisch, Dr. Gottfried Hammerschlag und Dr. Gerald Herzog.

Aus der Richterschaft wurden an im Ruhestand befindlichen Perso-
nen geehrt: Präsident des Oberlandesgerichtes Graz, Dr. Walter
Wolf, VP des OLG Graz, Dr. Herbert Kandolf, die Präsidenten
der Landesgerichte Dr. Walter Breitenhuber, Dr. Hermann Müller,
Dr. Helmut Schwarzer und Dr. Hans Url.

Fortsetzung von Seite 411

Frigge fordert eine „sehr behutsame“ Konkretisierung des notwen-
digen, zusätzlichen Inlandsbezuges. Damit ist der Rechtssicherheit
nicht gedient.39) Bedeutsam scheint mir, daß Frigge auf die Auswir-
kungen der referierten Entscheidungen auf die Anerkennungszu-
ständigkeit nach Spiegelbildgrundsatz zurückgreift. Dadurch, daß
der Vermögensgerichtsstand beschränkt werde, werden gleichzei-
tig die Möglichkeiten zur Anerkennung ausländischer Urteile ein-
geschränkt. Ob dies in einer Zeit wachsender internationaler Ver-
flechtungen Kontakte Privater sinnvoll sind, ist sehr fraglich.

Abschließend sei kurz ein Urteil des OLG Düsseldorf vom 1. 8.
199140), das noch der „alten“ Interpretation folgte, referiert:

Ein australischer Bekl41) wurde in Deutschland geklagt. Die Zu-
ständigkeit wurde aufgrund eines Sparkontos in Höhe von
DM 20.210,–, also ca S 150.000,–, bejaht. Daß gleichzeitig die
Bank dem Bekl einen Kontokorrentkredit über DM 70.000,– einge-
räumt habe, war dem Gericht nicht relevant. Wenn also ein Bekl

39) Die Absicht ist klar: Mit de lege feranda-Argumenten die restriktive Inter-
pretation des § 23dZPO noch weiter, durch Schaffung ganz enger Bei-
spiele einzuschränken.

40) In NJW ’91, 3103.
41) Im Sachverhalt wird nicht auf den gewöhnlichen Aufenthalt Bezug

genommen, die Einrede der mangelnden örtlichen Zuständigkeit macht
aber nur dann Sinn, wenn der Bekl im Ausland seinen gewöhnlichen
Aufenthalt hatte.

aus dem fernen Ausland in Deutschland ein Sparguthaben und
einen Kontokorrentkredit haben kann, wieso auch nicht einen
Gerichtsstand?

IV. Zusammenfassung

Die durch die Lehre (Indikationentheorie) angeregte Änderung der
Rechtsprechung hat zu erhöhter Rechtsunsicherheit bei der Zustän-
digkeitsfrage geführt. Sowohl in Deutschland wie in Österreich
wird die neuere Judikaturentwicklung überwiegend scharf kritisiert.
In Österreich sind durch die Judikatur bereits wesentlich mehr
Kriterien für die „ausreichende Inlandsbeziehung“ entwickelt als
in Deutschland. Die österreichische Judikatur erscheint lebens-
naher. Auch die Regelungen des EuGVÜ/LGVÜ gestatten nicht die
kritiklose Bezeichnung des Vermögensgerichtsstandes als exorbi-
tant.

Für Personen außerhalb der Vertragsstaaten sowie für vermö-
gensrechtliche Ansprüche aufgrund vom EuGVÜ/LGVÜ nicht um-
faßten Rechtsbereichen bleibt der Vermögensgerichtsstand eine
weiter anwendbare Norm, deren Interpretation interessant ist und
bleibt.
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Disziplinarrecht
7597

§ 9 RAO – gesetzwidrige Mandatsausübung
Der RA darf bei der Ausführung eines übernom-
menen Mandates nur solche Mittel verwenden,
die mit Gesetz, Anstand und Sitte vereinbar sind.
Die Anleitung des Mandanten, ein Beweismittel
zu unterdrücken und der Rat, er solle im Falle
der Befragung durch die Gendarmerie angeben,
es habe sich im Schließfach nichts vorgefunden
bzw das Sparbuch nicht zu erwähnen, ist diszi-
plinär.

OBDK 30. 11. 1998, 14 Bkd 6/98

Anmerkung:
Die Begründung dieses Einzelfalles ist von geringem Interesse.
Der DB hatte bei Übernahme des Auftrages eines Ehemannes in
einer Auseinandersetzung mit dessen Ehegattin diesem empfohlen,
er möge gegenüber der Bank den Verlust des Schließfachschlüs-
sels behaupten, das Safe daraufhin von der Bank öffnen lassen,
das Sparbuch herausnehmen und an einem nur ihm bekannten Ort
deponieren; bei allfälliger Befragung durch die Gendarmerie solle
er das Sparbuch nicht erwähnen und angeben, daß er im Schließ-
fach nichts vorgefunden habe.
Offensichtlich hatte der Mandant zu dem Schließfach Zutritt zB
durch Vollmacht oder infolge Doppelbezeichnung. Die Empfehlung
einer gesetzwidrigen Vorgangsweise (Beweismittel-Unterdrückung)
und die Anleitung zu einer bewußt falschen Verantwortung vor
der Gendarmerie sind, zumal dadurch Interessen eines anderen
Anspruchswerbers (Ehegattin) betroffen und beeinträchtigt wer-
den, eine ernste Berufspflichtenverletzung, die offensichtlich auch
Weiterungen hatte. Der Schuldgehalt kam in einer hohen Geldstra-
fe zum Ausdruck.

Strigl

7598

§ 19 Abs 3 lit a und b DSt – beschränkte Entziehung
des Vertretungsrechtes, Überwachung der Kanzlei
Es ist dem Ansehen des RA-Standes abträglich,
wenn ein RA vor ebendemselben Gericht einmal
in eigener Sache als Besch und einmal wiederum
als PV agiert. Wenn gegen einen RA wegen
des Verdachtes der Veruntreuung eine (nicht rk)
Anklage vorliegt und überdies der Verdacht der
Unterdrückung von Sparbüchern besteht, ist als

einstweilige Maßnahme nicht nur der Entzug
des Vertretungsrechtes in Strafsachen vor allen
Gerichten des OLG-Sprengels, sondern zusätzlich
auch die Überwachung der Kanzleiführung (§ 19
Abs 3 Z 1 lit a DSt) gerechtfertigt.

OBDK 4. 1. 1999, 16 Bkd 13/98

Aus den Gründen:

Mit im Spruch bezeichneten Beschluß wurde RA Dr. A gem § 19
Abs 3 Z 1 lit b DSt 1990 das Vertretungsrecht in Strafsachen vor
allen Gerichten des Sprengels des OLG X längstens bis zur rk
Beendigung des Strafverfahrens des LG Y entzogen.

Der DR begründete dies damit, daß gegen RA Dr. A zu GZ . . .
beim LG Y ein Strafverfahren wegen des Verbrechens der Ver-
untreuung nach dem § 133 StGB und wegen des Vergehens der
Urkundenunterdrückung nach dem § 229 Abs 1 StGB anhängig
ist. Darnach wird Dr. A mit der (nicht rk) Anklageschrift der StA Y
vom 13. 8. 1998 zur Last gelegt, ein ihm anvertrautes Gut, näm-
lich Bargeld seiner Klientin B in einem insgesamt S 500.000,–
übersteigenden Betrag mit dem Vorsatz zugeeignet zu haben, sich
dadurch unrechtmäßig zu bereichern, und zwar

I. durch Behebung vom Konto Nr . . . der Gewerbe- und Handels-
bank Y im Jahre 1985 Beträge von zusammen S 100.000,–

II. durch Beheben vom Konto Nr . . . der Gewerbe- und Handels-
bank Y in den Jahren 1986 bis 1994 Beträge von zusammen
S 256.167,13

III. im Jahr 1985 durch Realisieren des Sparbuches Nr . . . der
Z-Bank einen Betrag von S 37.950,91

IV. durch Beheben vom Konto Nr . . . der Gewerbe- und Handels-
bank Y in den Jahren 1986 bis 1994 Beträge von zusammen
S 522.859,20.

In der Zeit vom 1. 8. 1986 bis September 1995 Urkunden, über
die er nicht oder nicht allein verfügen durfte, nämlich zumindest
die Sparbücher Nr . . . und Nr . . . der Gewerbe- und Handels-
bank Y mit dem Vorsatz unterdrückt zu haben, zu verhindern, daß
sie im Rechtsverkehr zum Beweis von Rechten, Rechtsverhältnissen
oder Tatsachen gebraucht werden.

Der DR erachtet die Voraussetzungen für die Anordnung einer
einstw Maßn gem § 19 Abs 3 Z 1 lit b DSt 1990 dergestalt, daß
RA Dr. A längstens bis zur rk Beendigung des Strafverfahrens . . .
des LG Y das Vertretungsrecht in Strafsachen vor allen Gerichten
des Sprengels des OLG X entzogen wird, als vorliegend.

Die Besorgnis schwerer Nachteile für die rechtsuchende Bevölke-
rung oder für das Ansehen des RA-Standes genügt für die Anord-
nung einstw Maßn, der Eintritt solcher Nachteile ist nicht Voraus-
setzung hiefür; es kommt also auch auf „zu besorgende“ (§ 19
Abs 1 DSt 1990) schwere Nachteile für Bevölkerung und RA-Stand
an. Allein schon die theoretische Möglichkeit, daß ein RA im
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Sprengel jenes OLG, in dem gegen ihn ein Strafverfahren wegen
eines nicht bloß geringfügigen Deliktes anhängig ist, vor einem
der Gerichte dieses Sprengels in Strafsachen einen Klienten zu ver-
treten (verteidigen) hat, ist geeignet, schwere Nachteile für die
rechtsuchende Bevölkerung, aber auch für das Ansehen des RA-
Standes nach sich zu ziehen; objektiv und subjektiv ist es keinem
Klienten zumutbar, sich von einem solchen RA vor einem Straf-
gericht im Sprengel des betreffenden OLG vertreten (verteidigen)
zu lassen (s auch AnwBl 1988, 627).
Es ist dem Ansehen des Standes abträglich, wenn ein RA vor eben-
demselben Gericht einmal in eigener Sache als Besch und einmal
wiederum als PV agiert. Schließlich ist auch zu besorgen, daß ein
RA, der sich in einer derartigen Situation befindet, im Hinblick
auch die Interessenwahrung in eigener Sache der ihm obliegen-
den Verpflichtung in der Sache eines Klienten, alles Erforderliche
unumwunden vorzubringen, nicht uneingeschränkt nachkommt.
Gegen diesen Beschluß haben sowohl der KA als auch der DB
Beschwerde eingebracht.
Der KA beantragt den Beschluß dahingehend abzuändern bzw zu
ergänzen,
a) daß Dr. A – anstelle der einstw Maßn gem § 19 Abs 3 Z 1 lit b
DSt 1990 – als einstw Maßn gem § 19 Abs 3 Z 1 lit d DSt 1990
die Ausübung der RA-schaft vorläufig untersagt wird;
b) in eventu, daß – neben der einstw Maßn gem § 19 Abs 3 Z 1
lit b DSt 1990 – gegen Dr. A die einstw Maßn gem § 19 Abs 3 Z 1
lit a DSt 1990 (die Überwachung der Kanzleiführung durch den
Ausschuß der RAK) verhängt bzw beschlossen wird.
Der DB erhob seinerseits ebenfalls Beschwerde und beantragte,
die angefochtene E wegen Rechtswidrigkeit aufzuheben.
Die Beschwerde des KA ist im Eventualbegehren berechtigt, jene
des DB hingegen (zur Gänze) nicht.
Vorauszuschicken ist, daß der DB bereits 11 DisVerurteilungen auf-
weist. Zu D . . . ist ein weiteres DisVerfahren anhängig.
Mehrere der disziplinarrechtlichen Vorverurteilungen haben die
nicht oder nur mangelhaft erfolgte Abrechnung von Klientengel-
dern zum Gegenstand.
Im gegenständlichen Fall wurde dem DB vor der Beschlußfassung
iSd § 19 Abs 2 DSt Gelegenheit zur Stellungnahme zu den gegen
ihn erhobenen Anschuldigungen sowie zu den Voraussetzungen
für die Anordnung einstw Maßn gegeben. Der DB hat keine Stel-
lungnahme abgegeben.
Aus den vom DR der RAK dargelegten Gründen ist die einstw
Maßn der Entziehung des Vertretungsrechtes vor allen Strafgerich-
ten des OLG-Sprengels X begründet und auch angemessen. Das
beim LG Y anhängige Strafverfahren befindet sich im Stadium der
(Anklageerhebung) Voruntersuchung wegen des Verbrechens der
Veruntreuung nach dem § 133 StGB (Strafandrohung: Freiheits-
strafe bis zehn Jahren) mit einer Schadenssumme von mehr als
S 500.000,– und des Vergehens der Urkundenunterdrückung
nach dem § 229 Abs 1 StGB.

Im gg Fall hat der DR seine Beweggründe im einzelnen dargelegt
und sich dabei ua auch auf das Erl der OBDK vom 30. 3. 1987,
Bkd 124/86 (= AnwBl 1988, 627) zutreffend berufen (siehe auch
AnwBl 1997, 141 und 142, je mit Anmerkung von Strigl im Zusam-
menhang mit [bloßen] Vorerhebungen nach § 146 bzw § 153
StGB), worauf die Beschwerde des DB zu verweisen ist.

Die einstw Maßn der Überwachung der Kanzleiführung durch den
Ausschuß der RAK wurde vereinzelt auch schon vor Kundmachung
der DSt-Novelle 1980 gehandhabt (so zB zu D 17/80 des DR der
RAK für Kärnten).

Umso mehr erscheint eine solche Maßn nach § 19 Abs 3 Z 1 lit a
DSt 1990 aufgrund der strengeren Bestimmungen der DSt-Novelle
gerechtfertigt und durch die besonderen oben dargestellten Um-
stände des gegenständlichen Falles, insbesondere den häufigen
Unregelmäßigkeiten betreffend Klientengelder, trotz vorangehen-
der DisVerurteilungen und der Tatsache, daß dem anhängigen
gerichtlichen Strafverfahren ein die Verbrechensgrenze überschrei-
tender Schaden und diesbezüglich ein (wiederholtes) Fehlverhal-
ten (Fakten I. bis IV.), welches den Kernbereich anwaltlicher Pflich-
ten trifft, zugrunde liegt, geboten. Die einstw Maßn nach § 19
Abs 3 Z 1 lit d DSt 1990 würde hingegen nach der derzeit vorlie-
genden Sachlage schon zu weit gehen.

Den Ausführungen in der Beschwerde des DB ist noch zu entgeg-
nen, daß einstw Maßn sehr wohl im Gesetz (§ 19 Abs 3 DSt
1990 – früher § 17 DSt) geregelt sind, wobei es sich dabei nicht
um Strafen handelt.

Im übrigen führt der KA zutreffend aus, daß der Nachweis einer
zugleich ein DisVergehen verwirkenden gerichtlich strafbaren
Handlung keine Prämisse für die Zulässigkeit einer einstw Maßn ist
(AnwBl 1996, 245).

Anmerkung:

Soweit ersichtlich, ist dies der erste Fall, in dem die OBDK selbst –
zusätzlich zur beschränkten Entziehung des Vertretungsrechtes vor
Strafgerichten durch den DR – auch die Überwachung der Kanzlei-
führung durch den RAK-Ausschuß angeordnet hat. Hiemit wurde
dem Eventualantrag des KA entsprochen, der sogar die „gänzli-
che“ vorläufige Untersagung der Ausübung der RA-schaft bean-
tragt hatte.

In B 902/96, AnwBl 1997, 141, hat der VfGH kurz und bündig
ausgeführt, daß es „keiner näheren Begründung bedarf“, daß
schwere Nachteile für das Ansehen des RA-Standes zu besorgen
sind, wenn ein RA bei dem Gericht einschreitet, bei dem gegen ihn
Vorerhebungen wegen eines Vr-Verdachtes durchgeführt werden;
hier liegt sogar eine (nicht rk) Anklage vor; ebensowenig ist eine
Verletzung des Rechtes auf Freiheit der Erwerbstätigkeit denkbar,
weil eine solche bei – hier gegebener – Unbedenklichkeit der zu-
grundeliegenden Rechtsvorschriften nur dann denkbar wäre, wenn
die Behörde diese Rechtsvorschriften in denkunmöglicher Weise
angewendet hätte.
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Aber die OBDK hat zusätzlich auch noch die Kanzleiüberwachung
durch den Ausschuß angeordnet, was nicht für die früheren, jetzt
verfahrensgegenständlichen Fälle, sondern der Verhütung ähnli-
cher Fälle in der Zukunft gilt. Im Ergebnis handelt es sich um einen
die Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit der Selbstkontrolle des
Standes betonenden Fall; ohne den DB – für den strafgerichtlich
und standesrechtlich die Unschuldsvermutung gilt – durch be-
schränkten (vorläufigen) Entzug des Rechtes zur Berufsausübung in
seiner Existenz zu gefährden, ist den Interessen der rechtsuchen-
den Bevölkerung durch die Standesbehörden weit besser Rech-
nung getragen als es jemals eine staatliche Kontrolle vermöchte.

Strigl

Verfahrensrecht
7599

§ 28 Abs 1 Z 4 VwGG:
Kein subjektives Recht darauf, daß die Behörde
unter einer bestimmten Aktenzahl entscheidet.

VwGH 20. 8. 1996, 96/16/0262

Aus der Begründung:

Mit der vorliegenden Säumnisbeschwerde macht die Bf geltend,
daß seit der Aufhebung des Berufungsbescheides der bel Beh vom
25. 10. 1994, Zl 17254/82-IA7b/94, durch das hg Erkenntnis
vom 27. 9. 1995, 95/16/0001, „absolut nichts mehr gesche-
hen“ sei.

Dazu formuliert die Bf den Beschwerdepunkt wie folgt: „Die Be-
schwerdeführerin erachtet sich dadurch, daß die belangte Behörde
seit 24. November 1995 im Verfahren GZ 17254/82-IA7b/94
nicht entschieden hat, also nicht in der im Gesetz vorgesehenen
angegebenen Frist von sechs Monaten, in ihrem Recht auf den
Anspruch auf eine fristgerechte Sachentscheidung verletzt.“

Die gem § 28 Abs 1 Z 4 VwGG erforderliche bestimmte Bezeich-
nung des Rechtes, in dem der Bf verletzt zu sein behauptet
(Beschwerdepunkte), ist nicht Selbstzweck, sondern unter dem Ge-
sichtspunkt von rechtlicher Bedeutung, daß es dem VwGH immer
nur zu prüfen obliegt, ob jenes Recht verletzt wurde, dessen Verlet-
zung der Bf behauptet. Durch den Beschwerdepunkt wird der Pro-
zeßgegenstand des verwaltungsgerichtlichen Verfahrens festgelegt
und der Rahmen abgesteckt, an den der VwGH bei der Prüfung
der behaupteten Rechtswidrigkeit gebunden ist (vgl die bei Dolp,
Die Verwaltungsgerichtsbarkeit3, 242 Abs 4 und 6 referierte hg
Judikatur).

Da ein subjektives öffentliches Recht einer Partei darauf, daß über
ein Rechtsmittel unter einer bestimmten Aktenzahl entschieden
wird, nicht existiert, ergibt sich im vorliegenden Fall schon aus dem

Inhalt der Beschwerde, daß die behauptete Verletzung der Ent-
scheidungspflicht nicht gegeben sein kann, weil die bel Beh keine
Pflicht trifft, über eine nach Aufhebung des Berufungsbescheides
wieder unerledigte Berufung unter einer bestimmten Aktenzahl, ins-
besondere unter der des aufgehobenen Bescheides zu entschei-
den.

Die Beschwerde war daher gem § 35 Abs 1 VwGG ohne weiteres
Verfahren in nichtöffentlicher Sitzung als unbegründet abzuwei-
sen, wobei die Entscheidung in einem gem § 12 Abs 1 Z 2 VwGG
gebildeten Senat getroffen werden konnte.

Nachbemerkung (ein Nachtrag):

1. Dieses Erkenntnis des VwGH, das innerhalb des Gerichtshofes
nicht ohne Kritik geblieben ist, galt lange Zeit für Außenstehende
als verschollen. Es wurde bis jetzt – soweit zu sehen – nirgends
veröffentlicht, ich habe es auch als Abonnent der finanzrechtlichen
Erkenntnisse des VwGH nicht erhalten. Aus der Versenkung hervor-
gehoben wurde es durch eine (mit dem hier verwendeten Leitsatz
übereinstimmende) Formulierung durch Steiner in seinem schriftli-
chen Beitrag „Beschwerdepunkte und Beschwerdegründe unter
Berücksichtigung gemeinschaftsrechtlicher Einflüsse“ in Holoubek/
Lang (Hrsg), Das verwaltungsgerichtliche Verfahren in Steuer-
sachen (71, FN 78). Da dieser Sammelband nun vorliegt, soll die-
ses Erk einer breiteren Öffentlichkeit bekanntgemacht werden.

2. Steiner gibt aaO einen umfassenden Überblick über die Judika-
tur des VwGH zu § 28 Abs 1 Z 4 VwGG. Er weist beispielsweise
darauf hin, daß das Gesetz insoweit nicht zwischen Bescheid- und
Säumnisbeschwerden differenziert und ruft auch treffend in Erinne-
rung, daß die Fixierung des Beschwerdepunktes für die Kostenent-
scheidung im Fall der Klaglosstellung nach § 56 VwGG von
Bedeutung ist (s dazu auch Arnold, aaO, 222 bzw 201 FN 6).
Beeindruckend – um nicht zu sagen furchterregend (etwa im Hin-
blick auf § 5 Abs 2 Satz 2 WTBG) – für nicht ständig mit dem Pro-
blem Befaßte ist die Aufzählung falsch gewählter, dh vom VwGH
beanstandeter Beschwerdepunkte (aaO, 70ff). Hier ist es aber wie
so oft: Aufgezeigt werden nur die beanstandeten Fälle, nicht die,
die – wenngleich schlechter formuliert – „durchrutschen“.

3. Schon in der Diskussion über den Vortrag Steiners an der WU
Wien wurde klar, daß nicht alle Senate des VwGH das Erfordernis
des Beschwerdepunktes gleich (streng) sehen. Ein Senatspräsident
des VwGH hielt in der Diskussion fest, daß für seinen Senat dann,
wenn eine Entscheidung in einem Verwaltungsstrafverfahren ange-
fochten wird, immer klar war, worin sich der Bf beschwert erach-
tet, nämlich schlicht und einfach darin, daß er nicht bestraft werden
will (das schließt nicht aus, daß die Höhe der Strafe gesondert und
von einem Schuldeinsichtigen sogar allein bekämpft werden kann –
geschieht dies, so erachtet das die strengere der beiden Judikatur-
linien für unbeachtlich, sofern nicht auch ein korrespondierender
Beschwerdepunkt geltend gemacht wird).
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Ich wies damals in meinem Diskussionsbeitrag darauf hin, daß
gerade derjenige, der sich bemüht, dem Bestimmtheitsgebot des
§ 28 Abs 1 Z 4 VwGG zu entsprechen, Gefahr läuft, daß er sich
„in die falsche Richtung festlegt“, während derjenige, der sich
unklar ausdrückt oder formal beurteilt vielleicht gar keinen Be-
schwerdepunkt anführt, „insoweit Glück haben“ kann, als der
VwGH das gesamte Beschwerdevorbringen berücksichtigt und aus
diesem selbst im Auslegungsweg den Beschwerdepunkt herausfil-
tert (vgl die Judikaturnachweise bei Steiner, aaO, 66 FN 43). Der
Bf erachtet sich diesfalls (für den VwGH) „erkennbar“ in einem
bestimmten (vom VwGH dann im Erk ex offo angeführten) Recht
verletzt (vgl zB VwGH 24. 2. 1999, 98/13/0234). Kommt der
VwGH allerdings zum Ergebnis, daß der Beschwerdepunkt (wenn-
gleich falsch so) „ausdrücklich und unmißverständlich bezeichnet
ist“, so ist das einer weiteren Auslegung aus dem Gesamtzusam-
menhang nicht zugänglich (vgl Steiner, aaO, 67 FN 45).
4. Dazu ein Beispiel aus jüngster Zeit:
Die Bf zu 98/16/0372, 0379, hatten den Beschwerdepunkt der-
gestalt formuliert, daß sie „zur Bezahlung der Grunderwerbsteuer
herangezogen werden, wobei der Anlaßfall länger als 12 Jahre
zurückliegt und der Anspruch offensichtlich verjährt ist“. Der „in
der Beschwerde weiters erhobenen Rüge“, die belangte Behörde
habe „ihre Ermessensausübung bei Heranziehung der Bf nicht
begründet und überdies die Bemessungsgrundlage nicht einwand-
frei erhoben“, wurde daraufhin vom VwGH entgegengehalten,
daß „diese Einwände vom Beschwerdepunkt nicht umfaßt sind“.
Diese Argumente der Beschwerden wurden also wegen des (als
entgegenstehend angesehenen) „bestimmt bezeichneten Beschwer-
depunktes“ nicht in Behandlung genommen, die Beschwerden, da
sich der Verjährungseinwand als unberechtigt erwies, ohne weite-
re Prüfung als unbegründet abgewiesen (Erk 4. 3. 1999).
Bemerkenswert ist, daß nach dieser VwGH-Judikatur ein Verbesse-
rungsverfahren nicht in Frage kommt: Ausgehend vom (auch) den
§ 28 VwGG generell umfassenden Klammerausdruck in § 34
Abs 2 VwGG erwägt Stoll jedoch sehr wohl ein Verbesserungsver-
fahren (aaO, 372 f FN 84, aber auch schon FN 78) und belegt
diese Ansicht mit Fundstellen aus Judikatur und Literatur (FN 85).
5. Ich knüpfe durchaus an an die Entscheidung des VwGH im
verst Sen VwSlg 11.525 A 1984, wonach die Bezeichnung des
Beschwerdepunktes nicht Selbstzweck ist, zumal es dem VwGH
nicht zu prüfen obliegt, ob irgendein subjektives Recht verletzt
wird, sondern nur, ob jenes verletzt wurde, dessen Verletzung der
Bf behauptet.
Ich bin allerdings – im Sinne einer rechtsschutzfreundlichen Aus-
legung – der Ansicht, daß zur Beantwortung eben dieser Frage
(in welchem subjektiven Recht der Bf verletzt zu sein behauptet)
der Gesamtinhalt der Beschwerde, einschließlich der Begründung,
heranzuziehen ist. Die formale Bezeichnung des Beschwerdepunk-
tes, die oft unroutiniert erfolgt, kann nicht allein maßgeblich sein
(ich denke zB daran, daß auch bei einem Bescheid Spruch und

Begründung eine Einheit bilden und die Begründung zur Aus-
legung des unklaren Spruchs herangezogen werden kann, vgl zB
VfSlg 6405/1971, 6764/1972; VwSlg 7967 A/1971).
Wer (weder im Beschwerdepunkt noch in der Begründung der
VwGH-Beschwerde darauf hinweist, daß der Halbjahres- (nun
nach AbgÄG 1998: Jahres-)Bescheid nach § 3 Abs 4 GebG ein
Sammelbescheid ist, hat es sich selbst zuzuschreiben, wenn der
VwGH diese Frage nicht prüft und einen Verstoß gegen die Rechts-
kraft nicht aufgreift (VwGH 26. 11. 1998, 98/16/0174). Die
aus der ZPO bekannten Grundsätze der umfassenden Prüfung der
im Rechtsmittel als unrichtig beanstandeten rechtlichen Beurteilung
durch das Rechtsmittelgericht gelten hier nicht.
Ein unroutiniert formulierter Beschwerdepunkt, der weiteres in der
Beschwerde durchaus enthaltenes Vorbringen nicht abdeckt, ist
aber mE nicht „ausdrücklich und unmißverständlich bezeichnet“ in
dem Sinn, daß er dieses sonstige Vorbringen sofort wieder als
unbeachtlich bezeichnete und von der Prüfung durch den VwGH
ausschlösse. Er wäre mE durchaus einer erweiternden Auslegung –
gegebenenfalls nach Abführung eines Verbesserungsverfahrens –
zugänglich. Maßgeblich sollte doch sein, ob die Beschwerdebe-
gründung, dh jeder einzelne Begründungspunkt selbständig beur-
teilt, überzeugt, nicht, ob die Begründung formal in das Korsett des
Beschwerdepunktes gefaßt richtig – nochmals – angeführt wird. Le-
diglich dann, wenn der Bf eine Formulierung wählt, die einer der-
artigen Gesamtbeurteilung nicht zugänglich ist, wäre eben diese
Formulierung maßgeblich. Die Formulierung müßte dann aber bei-
spielsweise lauten, daß sich der Bf „nur“ in der Nichtanwendung
des ermäßigten Steuersatzes nach § 9 Abs 2 KVStG aF verletzt er-
achtet, womit er ausdrücklich zum Ausdruck bringt, daß er gegen
die Bemessungsgrundlage, die Art der Abgabe und die Fälligkeit
der Abgabe nichts einzuwenden hat; aber schon die Höhe der
Abgabe (§ 198 Abs 2 BAO) wird durch diese „nur“-Bestreitung
mitumfaßt sein, da ein anderer Steuersatz bei gleichbleibender
Bemessungsgrundlage notwendigermaßen zu einer anderen Ab-
gabenhöhe führt.
Wenn er sich aber nur zum Thema X in seinen Rechten verletzt
erachtet, so wird er wohl zum Thema Y sinnvollerweise keine Aus-
führungen erstatten. Wenn er (auch) zum Thema Y Ausführungen
erstattet („Rügen erhebt“), so ist sinnvollerweise auch wohl anzu-
nehmen, daß er sich auch insoweit in seinen Rechten verletzt
erachtet.
6. Vorstehendes Beispiel wurde bewußt aus dem Bereich des
KVStG genommen (Steiner bringt hingegen aaO 72 als Textvor-
schlag für die Darstellung der Rechtsverletzung die Formulierung,
„daß mit Rücksicht auf [. . .] der ermäßigte Steuersatz gemäß § 10
Abs 2 Z [. . .] UStG [. . .] angewendet wird“), und zwar (nicht
zuletzt) aufgrund folgender Überlegungen: Nach ständiger VwGH-
Judikatur handelt es sich „bei den einzelnen Fällen des § 2 KVStG
um einen einheitlichen Steuertatbestand“. Führt die richtige Subsu-
mierung zu keiner betragsmäßigen Änderung, so weist der VwGH
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die Beschwerde gegen den – objektiv falsch begründeten Beru-
fungsbescheid – als unbegründet ab (s zB VwGH 19. 2. 1998,
97/16/0405 oder 3. 10. 1988, 87/15/0006, AnwBl 1989,
215; im erstgenannten Fall hat die belangte Behörde anstelle rich-
tig § 2 Z 4a KVStG nF § 2 Z 2 KVStG nF angewendet, im zweitge-
nannten Fall anstelle richtig § 2 Z 2 KVStG aF § 2 Z 3 KVStG aF).
ME ist – nicht zuletzt auch unter diesem Aspekt – die richtige For-
mulierung des Beschwerdepunktes hier die, daß der Bf durch den
angefochtenen Bescheid in seinem Recht darauf verletzt wird, daß
der (konkret angeführte) Rechtsvorgang nicht der Gesellschaftsteuer
unterworfen wird. In seinem Beispiel schlägt Steiner (aaO 72) eine
Präzisierung unter Anführung einer bestimmten Ziffer vor „daß die
[. . .] Leistung nicht als eine aufgrund einer im Gesellschaftsverhält-
nis begründeten Verpflichtung bewirkt [§ 2 Z 2 KVStG] angesehen
wird“. Warum bei einem einheitlichen Steuertatbestand eine ein-
schränkende Festlegung auf die vom angefochtenen Bescheid
gewählte Ziffer?
7. Bei Amts-, Organ- bzw Weisungsbeschwerden an den VwGH
tritt an die Stelle des Beschwerdepunktes die Erklärung über den
Umfang der Anfechtung, die sogenannte Anfechtungserklärung
(s Steiner, aaO 63, mwN). Vom Gleichheitssatz getragene Über-
legungen führen schon für sich allein zum Ergebnis, daß hinsicht-
lich der Beschwerdepunkte nicht strengere Maßstäbe als an die
Anfechtungserklärung angelegt werden dürfen.
Auch der Umfang der Anfechtungserklärung ist nach dem Gesamt-
verständnis des Beschwerdeinhalts zu beurteilen. Ich unterstelle
das Unikum einer Präsidentenbeschwerde zugunsten der Partei im
Finanzstrafverfahren (vgl Fellner, aaO, 111, 116). Es genügt,
wenn der Präsident den Schuldspruch bekämpft und in der Begrün-
dung darauf hinweist, daß der Berufungssenat die eingetretene
Verjährung übersehen habe.
Das bedeutet aber nicht, daß der Präsident, wenn zB zwei Abga-
benarten oder -jahre zur Debatte stehen, uU gefordert ist, darzule-
gen, ob der Verjährungseinwand auf beide zutrifft. Irrt er dann in
einem Fall, wird ihm nicht zum Vorwurf gemacht werden können,
er hätte die Anfechtungserklärung „zu weit“ gefaßt. Entsprechen-
des gilt für die „zu weite Fassung des Beschwerdepunktes“ (vgl
Steiner, aaO, 70), die nichts mit der Frage zu tun hat, ob die
Beschwerde zu allen Beschwerdepunkten erfolgreich ist (vgl § 56
VwGG).
8. Die Frage des Verbrauchs des Beschwerderechtes (Steiner,
aaO, 67 FN 53) ist mE ausgehend vom Grundsatz der „Einmalig-
keit der VwGH-Beschwerde“ zu beantworten. Gegen einen Be-
scheid kann die Partei immer nur eine VwGH-Beschwerde erheben
(VwGH 28. 11. 1979, 199/78, 2910/79, AnwBl 1980, 493;
Dolp3, 450f). Nicht einmal dann (vgl den oben bereits getätigten
Hinweis auf Arnold, aaO, 222 FN 109), wenn die Beschwerde
gegen einen Bescheid in die Zuständigkeit zweier oder mehrerer
Senate des VwGH fällt, würde ich es als Parteienvertreter (unab-
hängig von Kostenfragen allein im Grunde des § 24 Abs 3 VwGG)

riskieren, für ein und denselben Bf gegen einen Bescheid zwei
oder drei getrennte Beschwerden einzubringen. Wer gegen einen
Grunderwerbsteuer-Berufungsbescheid drei verschiedene VwGH-
Beschwerden (jeweils durchaus rechtzeitig) einbringt, hat mit der
Zurückweisung der zweiten und der dritten wegen Verbrauchs des
Beschwerderechts auch dann zu rechnen, wenn er in der ersten
Beschwerde den Beschwerdepunkt nur mit „Verjährung“, in der
zweiten nur mit „unrichtige Ermessensausübung bei der Auswahl
unter den Gesamtschuldnern“ und in der dritten nur mit „unrichtige
Bemessungsgrundlage“ bezeichnet.
9. Nun zum vorliegenden Erk: Daß es kein subjektives Recht dar-
auf gibt, daß die Behörde unter einer bestimmten Aktenzahl ent-
scheidet, ist unbestritten und konnte bedenkenlos in den Leitsatz
aufgenommen werden (anders wäre es nur dann, wenn in einem
bestimmten Bereich die Aktenzahlen nach der Reihenfolge des Ein-
langens der Anbringen zu vergeben wären, und der Gesetzgeber
an die Aktenzahl selbst bestimmte Rechtsfolgen knüpft, wie etwa,
daß die unter 1000 den Anspruch auf Erteilung einer Konzession
vermitteln).
Es wird wohl niemand ernstlich behaupten, daß die Bf zu 96/16/
0162 (das Vorerk 95/16/001 ist eines von mehreren sogenann-
ten Asiago-Käse-Erk betreffend Importausgleich nach dem MOG)
ein derartiges Recht behauptete und in Anspruch nehmen wollte.
Es ist daher nur die Frage, ob ihre Formulierung eine solche ist,
die unwiderleglich trotzdem ein solches Wollen unterstellt, dh, den
VwGH zwingt, quasi „gnadenlos“ eine verbindliche Prozeßerklä-
rung anzunehmen, aufgrund der der VwGH nicht davon ausgehen
konnte, daß der Beschwerdepunkt (und sei es auch nur: „auch“)
dahingehend lautet, daß sich die Bf in ihrem Recht auf ungesäumte
Entscheidung, welche längstens innerhalb 6 Monaten zu ergehen
hat, als verletzt erachtet.
Die im Erk wiedergegebene Formulierung im Beschwerdeschrift-
satz lautet nun dahingehend, daß sich die Bf dadurch, daß die
„belangte Behörde seit 24. 11. 1995 nicht entschieden hat, also
nicht in der im Gesetz vorgesehenen angegebenen Frist von 6 Mo-
naten, mithin in ihrem Recht auf den Anspruch auf eine fristgerechte
Sachentscheidung verletzt“ erachtet. Außer einem Deutschprofes-
sor sollte wohl niemand an dieser Formulierung Anstoß nehmen
können. Das, was der Bf (genaugenommen natürlich ihrem Rechts-
anwalt) „passiert“ ist, ist die – mE bloß erzählende – zusätzliche
Formulierung in einem Einschub, daß sich das alles „im Verfahren
GZ . . .“ ereignet hätte.
Legt eine Berufungsbehörde die für eine Berufung geltenden Form-
vorschriften zu streng aus, so bescheidet ihr der VwGH zB, daß es
bei der Beurteilung eines begründeten Berufungsantrags nicht auf
eine formell und inhaltlich vollendete Darstellung des Berufungs-
werbers ankommt, sondern nur darauf, ob mit Sicherheit erkannt
werden kann, was die Partei anstrebt und womit sie ihren Stand-
punkt vertreten zu können glaubt (so schon VwSlg 7 A/1946).
Es soll nicht ein dem Geist des AVG fremder übertriebener For-
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malismus in das Verwaltungsverfahren eingeführt werden (VwSlg
16.604 A/1931). Bei der Auslegung des Merkmals eines begrün-
deten Berufungsantrages soll kein strenger Maßstab angelegt
werden, es genügt (ist aber auch erforderlich), daß die Berufung
erkennen läßt, was die Partei anstrebt und womit sie ihren Stand-
punkt vertreten zu können glaubt (so auch zB der VfGH in
VfSlg 9626/1983). Seit VwSlg 7504 A/1969 ist es ständige
VwGH-Judikatur, daß eine streng formale Auslegung des § 63
Abs 3 AVG, insbesondere dann, wenn sie zu überspitzten Ergeb-
nissen führen würde, mit dem Grundgedanken des Verwaltungs-
verfahrensG nur schwer in Einklang zu bringen wäre, weshalb der
VwGH daher stets eine allzu formalistische Interpretation ablehnt
(so zB VwSlg 4192 A/1956).
Diese VwGH-Judikatur (zur rechtsschutzfreundlichen Auslegung
von Beschwerdeanträgen siehe Stoll aaO, 373 FN 89 mwN) ist
auch dem vorliegenden VwGHErk entgegenzuhalten, wenn es das
zitierte Vorbringen unter Außerachtlassung des gesamten sonsti-
gen Beschwerdevorbringens via „Beschwerdepunkt“ dahin gehend
auslegt, daß die Bf damit ausdrücklich und unmißverständlich,
einer weiteren Auslegung aus dem Gesamtzusammenhang der
(Säumnis!)Beschwerde nicht zugänglich, (lediglich) verlangt hätte,
daß die Behörde unter einer bestimmten Aktenzahl entscheidet und
daß die Bf den VwGH nur deshalb anruft, weil die Behörde dies
(durch Nichtentscheidung?) nicht getan hat.

Wolf-Dieter Arnold

Strafrecht
7600

§ 302 StGB
Die mißbräuchliche Beschaffung von dem Daten-
schutz unterliegenden personenbezogenen Daten
durch einen Beamten ohne den darüber hinaus-
gehenden Vorsatz zur Weitergabe dieser Daten
an Dritte verletzt kein konkretes Recht des Staa-
tes. Daß im elektronischen kriminalpolizeilichen
Informationssystem (EKIS) gespeicherte Daten
über ungarische Geheimprostituierte durch einen
Beamten ausschließlich im dienstlichen Interesse
abgefragt werden, ist kein hinreichend konkre-
tes Recht des Staates iSd § 302 Abs 1 StGB.

OGH 21. 4. 1999, 13 Os 46/99 (LG für Strafsachen Wien 5 c Vr
7330/98)

Die rechtsirrige Beurteilung des im Urteil beschriebenen Rechts des
Staates als konkretes Recht, welches nach § 302 Abs 1 StGB
geschädigt wurde, erfordert die Aufhebung des bekämpften

Schuldspruches, kann jedoch nicht zu dem vom Beschwerdeführer
angestrebten sofortigen Freispruch gem § 259 Z 3 StPO führen,
sondern erfordert eine Verfahrenserneuerung in erster Instanz.
Denn zur abschließenden Beurteilung des unter Anklage gestellten
Sachverhaltes ist die Klärung erforderlich, ob nicht der Angeklagte
bei der mißbräuchlichen Datenabfrage mit der Zielvorstellung
gehandelt hat, das im DSG verankerte Grundrecht der genannten
Frauen zu schädigen. Dazu ist ein tatsächlicher Schadenseintritt für
§ 302 Abs 1 StGB nicht nötig. Zur Deliktsvollendung genügt
vielmehr (bei an sich möglicher Schädigung) ein darauf gerichteter
Tätervorsatz. Hat der Bf demnach zum Zeitpunkt der fraglichen
Datenabfrage mit dem Vorsatz gehandelt, die erlangten Daten
einem Dritten mitzuteilen und damit das umschriebene Grundrecht
bestimmter Personen zu schädigen, ist der Amtsmißbrauch voll-
endet.

Anmerkung:

Ein Polizeibeamter hat erkennungsdienstliche Daten von Geheim-
prostituierten, die in der EKIS-Datenbank des Innenministeriums ge-
speichert sind, abgefragt. Das Erstgericht hat bereits die Abfrage
dieser Daten als Verletzung des konkreten Rechts des Staates ge-
wertet, in EKIS gespeicherte Daten ausschließlich im dienstlichen
Interesse abzufragen. Das Erstgericht hat sich daher nicht mehr mit
der Frage befaßt, ob der Angeklagte den bedingten Vorsatz zur
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Weitergabe dieser Daten hatte. Die Modalitäten der EKIS-Abfrage
sind in einer internen Weisung geregelt, die die Verwendung der
EKIS-Datenbank zur Befriedigung privater Neugierde selbstver-
ständlich nicht zuläßt.

Der OGH grenzt in seiner Entscheidung knapp, aber präzise zwi-
schen der Tatbestandsverwirklichung nicht ausreichenden sonsti-
gen Rechten des Staates auf Einhaltung der Rechtsordnung und der
tatbestandsmäßigen Verletzung konkreter Rechte, die sich fallbezo-
gen aus dem DSG ergeben, ab. Der Tatbestand des § 302 Abs 1
StGB kann nur durch den Vorsatz verwirklicht werden, ein bestimm-
tes, hinreichend konkretes Recht des Staates zu verletzen.

Die widerrechtliche Erlangung von automationsunterstützten Daten
ist dann nicht tatbestandsmäßig, wenn der Täter zum Zeitpunkt der
Datenabfrage ohne den bedingten Vorsatz handelt, diese Daten
weiterzugeben. Ein Schaden iSd Mißbrauchs der Amtsgewalt tritt
daher erst durch die Weitergabe der Daten ein. Der Eintritt des
Schadens ist zur Verwirklichung des Tatbestandes des § 302 StGB
nicht erforderlich. Vielmehr ist bereits der dolus eventualis zum
Eintritt des Schadens tatbestandsmäßig. Der Tatbestand ist daher
erfüllt, wenn der Täter zum Zeitpunkt der (weisungswidrigen) Erlan-
gung der Daten den bedingten Vorsatz zur Weitergabe der Daten
hat.

Dr. Michael Brand
(am Verfahren als Verteidiger beteiligt)

Kostenrecht
7601

§ 8 AHG – Aufforderungsschreiben
§ 23 Abs 1, 4 RATG – Nebenleistungen

Nach § 8 AHG idFd WGN 1989 ist das Aufforde-
rungsschreiben zwar als Sollvorschrift vorgese-
hen, aber nicht mehr zwingende Voraussetzung
für die Zulässigkeit des Rechtsweges. . . . Es ist
daher jetzt nicht anders als ein sonstiges Schrei-
ben mit der Aufforderung zur Erfüllung einer For-
derung zu beurteilen, weshalb ihm keine Quali-
fikation iS des § 23 Abs 4 RATG zukommt.

OLG Wien 22. 4. 1999, 14 R 70/99p

Gegen die Kostenentscheidung des (in der Hauptsache unange-
fochten gebliebenen) Urteiles richtet sich der Rekurs des Kl. Der
Rekurs ist nicht berechtigt.

Der Rekurswerber bekämpft die Kostenentscheidung ausschließlich
deswegen, weil das Erstgericht die Honorierung des Aufforde-
rungsschreibens im Verfahren nach § 8 AHG nach TP 3A verwei-
gert und ausgesprochen habe, daß das Aufforderungsschreiben

als Nebenleistung iS des § 23 Abs 1 RATG durch den Einheitssatz
abgegolten sei (JBl 1961, 122). Diese E sei im Hinblick auf die E
des OLG Wien vom 25. 9. 1989 (WR 404) überholt. . . .

Die Verfassung des Aufforderungsschreibens ist zwar im Gesetz
vorgesehen, sie überschreitet jedoch die Qualität einer schriftlichen
Schadensgeltendmachung unter Anführung der Rechtsgründe und
der Höhe der Forderung nicht. Nach § 8 AHG idFd WGN 1989
ist das Aufforderungsschreiben zwar als Sollvorschrift vorgesehen,
aber nicht mehr zwingende Voraussetzung für die Zulässigkeit des
Rechtsweges. . . . Es ist daher jetzt nicht anders als ein sonstiges
Schreiben mit der Aufforderung zur Erfüllung einer Forderung zu
beurteilen, welches bei besonderer Ausführlichkeit bei Verfassung
der Klage wiederum gleichsam als Konzept verwendet werden
kann, weshalb dem Aufforderungsschreiben keine Qualifikation iS
des § 23 Abs 4 RATG zukommt. Zu Recht hat das Erstgericht mit
dem Einheitssatz auch die Entlohnung für das Aufforderungsschrei-
ben als abgegolten angesehen (vgl OLG Wien 18. 9. 1995, 14 R
122/95 = WR 748).

Anmerkung:

Die – mögliche – Verwendung des Aufforderungsschreibens als
Konzept für die Klage ist in Wahrheit kein Argument. § 8 Abs 1
AHG sieht zudem vor, daß dem Ersatzwerber für das Aufforde-
rungsverfahren vom Gericht ein Rechtsanwalt beigegeben werden
kann. Ferner tritt bei Unterlassung des Aufforderungsschreibens die
Kostenfolge nach § 45 ZPO ein, wie dies § 8 Abs 2 AHG regelt.
Allein dies spricht für die Besonderheit des Aufforderungsschrei-
bens und daher wohl auch für dessen Honorierbarkeit.

Im Gegensatz zu sonstigen Kurrentiensachen sprengt das Auffor-
derungsschreiben in aller Regel den Rahmen bloßer Mahnungen iS
einer Anführung und Konkretisierung des Rechtsgrundes der For-
derung etc. Auf vom Rechtsträger bekanntgegebene Ablehnungs-
gründe wird in der Klage besonders einzugehen sein.

Gerade in Zeiten der Diskussion um die Rechtsnatur und Einklag-
barkeit vorprozessualer Mahnkosten (vgl Beran in RZ 1999, 34ff)
erscheint diese – vermutlich räumlich begrenzte – Entscheidung ein
Schritt in die falsche Richtung zu sein.

RA Dr. Wolfgang Rainer
(am Verfahren beteiligt)

Gebühren- und Steuerrecht
7602

§ 68 Abs 2 StPO; § 72 Abs 1 lit c und § 195 FinStrG
War der Vorsitzende des Spruchsenates nach
Übergang der Zuständigkeit auf das Gericht
(§ 54 FinStrG) als Vorsitzender des Schöffen-
gerichtes (teils) wegen desselben Finanzverge-
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hens tätig, so führen die im gerichtlichen Finanz-
strafverfahren sinngemäß geltenden Ausschluß-
gründe zu seiner Ausgeschlossenheit.
Die Lücke in der Verweisungsnorm des § 195
Abs 1 FinStrG ist dadurch zu schließen, daß die
im § 72 Abs 1 lit c FinStrG genannten Entschei-
dungen des Spruchsenatsvorsitzenden zu dessen
Ausgeschlossenheit nach § 68 Abs 2 erster Satz
StPO im gerichtlichen Verfahren führen.

OGH 30. 9. 1998, 13 Os 121/98.

Spruch:

In der Finanzstrafsache AZ 29 Vr 2039/97 des Landesgerichtes
Linz verletzt der Beschluß des Präsidenten dieses Gerichtshofes
vom 20. 5. 1998, AZ Jv 1816–17c/98 (ON 7), das Gesetz in
der Bestimmung des § 195 Abs 1 FinStrG.

Der Beschluß des Präsidenten des Landesgerichtes Linz vom 20. 5.
1998, Jv 1816–17c/98 (ON 7), wird aufgehoben und dem Prä-
sidenten des Landesgerichtes Linz die neuerliche Entscheidung auf-
getragen.

Aus den Gründen:

In der bezeichneten Finanzstrafsache verneinte der Präsident des
Landesgerichtes Linz die vom Vorsitzenden des Schöffengerichtes
unter Hinweis auf seine vorangegangenen Tätigkeiten (unter ande-
rem die Erlassung eines Hausdurchsuchungsbefehls nach § 93
Abs 1 FinStrG) im verwaltungsbehördlichen Untersuchungsverfah-
ren (teils wegen desselben Finanzvergehens) angezeigte Ausge-
schlossenheit mit der Begründung, die §§ 67 bis 69 StPO enthiel-
ten eine abschließende Regelung über die Ausschließung von
Gerichtspersonen.

Nach § 195 Abs 1 FinStrG gelten, soweit im Dritten Unterabschnitt
des FinStrG nicht etwas Besonderes vorgeschrieben ist, für das
strafgerichtliche Verfahren wegen Finanzvergehen die allgemei-
nen Vorschriften über das strafgerichtliche Verfahren.

Ist aber gem § 68 Abs 2 erster Satz StPO, wer in derselben Sache
als Untersuchungsrichter tätig gewesen ist, von der Mitwirkung und
Entscheidung in der Hauptverhandlung ausgeschlossen und ordnet
§ 72 Abs 1 lit c FinStrG Entsprechendes im verwaltungsbehördli-
chen Finanzstrafverfahren für Mitglieder eines Spruchsenates in
jenen Strafsachen an, in denen sie im Untersuchungsverfahren,
„insbesondere auch nach den §§ 85 Abs 2, 86 Abs 1, 89 Abs 5
und 93 Abs 1“, tätig waren, wird im Blick auf die gemäß § 66
Abs 2 zweiter Satz FinStrG Richtern des Dienststandes vorbehalte-
ne Funktion des (zu diesen Tätigkeiten berufenen) Vorsitzenden
des Spruchsenates, dann, wenn sich nachträglich die gerichtliche
Zuständigkeit ergibt (§ 54 FinStrG) eine (demnach planwidrige)

Lücke der Verweisungsbestimmung des § 195 Abs 1 FinStG offen-
bar.
Diese ist dadurch zu schließen, daß die im § 72 Abs 1 lit c FinStrG
genannten (Tätigkeiten eines Untersuchungsrichters im strafgericht-
lichen Verfahren entsprechenden) Entscheidungen des Spruchse-
natsvorsitzenden zu dessen Ausgeschlossenheit nach § 68 Abs 2
erster Satz StPO führen (vgl auch Dorazil/Harbich, FinStrG § 195
E 5 sowie 15 Ns 7/97, 15 Ns 14/97).

Anmerkung:
1. Im vorliegenden Fall (OGH 30. 9. 1998, 13 Os 121/98, ÖJZ-
LSK 1999/19 = ecolex 1999, 199) verneinte der Präsident des
Landesgerichtes Linz mit Beschluß (§ 70 Abs 1 StPO spricht zwar
nur von der Anzeigepflicht, gem § 22 Abs 3 GDG ist jedoch die
für Ablehnungsgründe geltende Regelung des § 74 Abs 1 StPO
auch auf Ausschließungsgründe anzuwenden; dazu Mayerhofer/
Rieder, StPO4 § 71 Anm 1) die Ausgeschlossenheit eines Richters,
der Vorsitzender eines Schöffengerichtes im gerichtlichen Finanz-
strafverfahren war und zuvor als Vorsitzender eines Spruchsenates
im behördlichen Finanzstrafverfahren tätig gewesen war. Unter-
stellt man, daß der Richter den vermeintlichen Ausschließungs-
grund gem § 70 Abs 1 StPO dem Vorsteher des Landesgerichts
ordnungsgemäß angezeigt hat, so ist gegen dessen Entscheidung
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kein Rechtsmittel zulässig (vgl § 74 Abs 3 StPO, der gem § 22
Abs 3 GOG auch auf die Ausschließungsgründe anzuwenden ist;
dazu Mayerhofer/Rieder, StPO4 § 71 Anm 1). Eine Teilnahme
eines ausgeschlossenen Richters kann grundsätzlich nur insoweit
geltend gemacht werden, als die Teilnahme einen Nichtigkeits-
grund für das im schöffengerichtliche Verfahren ergangene Urteil
darstellt, wenn dieser Umstand gleich beim Beginn der Hauptver-
handlung oder bei Kenntnisnahme geltend gemacht wurde (§ 281
Abs 1 Z 1 StPO). Gegen einen solchen Beschluß kommt darüber
hinaus (als „Rechtsbehelf“ und daher in Übereinstimmung mit § 74
Abs 3 StPO) lediglich eine Nichtigkeitsbeschwerde zur Wahrung
des Gesetzes in Betracht, auf deren Erhebung der Beschuldigte
allerdings keinen Rechtsanspruch hat, sondern deren Erhebung
beim Generalprokurator bloß „angeregt“ werden kann (§ 33
Abs 2 iVm § 292 StPO; vgl dazu zB Bertel, Grundriß des öster-
reichischen Strafprozeßrechts5 [1997], Rz 1052). Im vorliegenden
Fall wurde, da offenbar noch kein Urteil ergangen war, die Nich-
tigkeitsbeschwerde zur Wahrung des Gesetzes gegen den Be-
schluß des Präsidenten des Landesgerichtes auch erhoben, was zu
seiner Aufhebung durch den OGH führte. Durch die Aufhebung
des Beschlusses und die Zurückverweisung ist das Landesgericht
an die Rechtsauffassung des OGH gebunden (vgl § 293 StPO;
Bertel, Strafprozeßrecht5, Rz 1059).

2. In der Nichtigkeitsbeschwerde wurde ein Ausschließungsgrund
des Vorsitzenden des Schöffengerichtes geltend gemacht und als
Rechtsgrundlage § 68 Abs 2 StPO herangezogen. Nach dieser
Bestimmung ist von der Mitwirkung und Entscheidung in der Haupt-
versammlung unter anderem ausgeschlossen, „. . . wer in dersel-
ben Sache als Untersuchungsrichter tätig gewesen ist . . .“. § 68
Abs 2 StPO ist gem § 195 Abs 1 FinStrG auch im gerichtlichen
Finanzstrafverfahren anzuwenden, da „im gerichtlichen Verfahren
wegen Finanzvergehen die allgemeinen Vorschriften über das
strafgerichtliche Verfahren“ anzuwenden sind, „soweit im folgen-
den nicht etwas Besonderes vorgeschrieben ist“ (vgl die §§ 196aff
FinStrG). Nach der bisherigen Rechtsprechung des OGH wurde
der Verweis in § 195 Abs 1 FinStrG so gedeutet, daß die Aus-
schließungsgründe, die in den §§ 67ff StPO taxativ aufgezählt
sind (zB OGH 29. 6. 1988, 14 Os 189, 190/87, AnwBl 1989/
Nr 3076, mit Anmerkung von Graff) auch als abgeschlossener
Katalog in das gerichtliche Finanzstrafverfahren übernommen wer-
den (OGH 3. 7. 1997, 15 Ns 14/97, auf den der OGH im vor-
liegenden Fall auch verweist).

3. Die Annahme eines abgeschlossenen Kataloges ist in zweierlei
Hinsicht bedenklich. Erstens darf nicht vergessen werden, daß
neben den in den §§ 67 bis 69 normierten Ausschließungsgrün-
den auch Ablehnungsgründe geltend gemacht werden können
(§ 72 Abs 1 StPO). Jeder Richter ist überdies verpflichtet, Ableh-
nungsgründe anzuzeigen (§ 72 Abs 2 StPO). Solche „Gründe, die
geeignet sind, die volle Unbefangenheit des Abzulehnenden in
Zweifel zu setzen (§ 70)“, liegen nach der Rechtsprechung des

OGH allgemein dann vor, wenn Umstände vorliegen, die die volle
Aufgeschlossenheit des Richters für alle belastenden und entlasten-
den Argumente beeinträchtigen (subjektive Befangenheit) oder die
doch den Anschein erwecken können, es fehle dem Richter an
dieser Aufgeschlossenheit (objektive Befangenheit; zB Bertel, Straf-
prozeßrecht5, Rz 192). Die objektive Befangenheit liegt nach der
Rechtsprechung bereits dann vor, wenn der bei einem verständi-
gen Unbeteiligten erzeugte Anschein einer möglichen Befangen-
heit vorliegt (vgl OGH 3. 7. 1997, 15 Ns 14/97; Reisenleitner,
Aktuelle Judikatur des Obersten Gerichtshofs zum Finanzstrafrecht,
in: Leitner [Hrsg], Aktuelles zum Finanzstrafrecht – Beiträge der
Finanzstrafrechtlichen Tagung 1998 [1999] 147 [163]; weiters
Bertel, Strafprozeßrecht5, Rz 192). Der Richter hätte auf der
Grundlage dieser Rechtsprechung seine Befangenheit als Ableh-
nungsgrund anzeigen müssen; ebenso hätte der Beschuldigte aus
dem gleichen Grund die Ablehnung geltend machen können.

4. Zweitens ist die Annahme eines abgeschlossenen Kataloges,
wie der OGH im vorliegenden Fall im Gegensatz zu seiner frühe-
ren Rechtsprechung (OGH 3. 7. 1997, 15 Ns 14/97; siehe auch
Reisenleitner, in: Leitner [Hrsg], Aktuelles zum Finanzstrafrecht
162f) auch richtig erkannt hat, nicht überzeugend. Der OGH geht
nunmehr immerhin von einer planwidrigen Lücke in der Verwei-
sungsnorm des § 195 Abs 1 FinStrG aus und hält eine Lückenfül-
lung durch Analogieschluß für geboten. Er wendet dabei § 72
Abs 1 lit c FinStrG, der zu den im behördlichen Finanzstrafverfah-
ren ebenfalls grundsätzlich abgeschlossen aufgezählten Befangen-
heitsgründen gehört, an. (Hier ist allerdings zu beachten, daß die
Befangenheitsgründe gegenüber den Ausschließungs- bzw Ableh-
nungsgründen der StPO unterschiedlich geregelt sind und nicht
wie in der StPO differenziert werden: Neben den in § 72 Abs 1
lit a bis lit d FinStrG aufgezählten Befangenheitsgründen sind in
§ 72 Abs 1 lit e FinStrG „sonstige wichtige Gründe“, die geeignet
sind, die volle Unbefangenheit in Zweifel zu ziehen, erwähnt; vgl
Leitner, Grundzüge des österreichischen Finanzstrafrechts [1996]
281ff. Daher kann auch nur mit Vorbehalt von einem abgeschlos-
senen Katalog von Befangenheitsgründen gesprochen werden.)
Dabei handelt es sich lediglich um eine sinngemäße Anwendung,
da diese Bestimmung nur auf das behördliche Finanzstrafverfahren
zugeschnitten ist. Im Ergebnis wendet der OGH die Technik an,
daß er einen grundsätzlich abgeschlossenen Katalog von verwie-
senen Normen (die Ausschließungsgründe der §§ 67 bis 69 StPO)
um eine weitere, sinngemäß verwiesene Norm aus einem ebenfalls
grundsätzlich abgeschlossenen Katalog von Befangenheitsgründen
(§ 72 Abs 1 lit c FinStrG aus dem Katalog des § 72 Abs 1 FinStrG)
durch die Anwendung einer Verweisungsnorm, die selbst keine
abschließende Regelung der verwiesenen Normen enthält (§ 195
Abs 1 FinStrG), erweitert. Der dabei vom OGH getroffenen An-
nahme, daß § 195 Abs 1 FinStrG keine abschließende Verweisung
vornimmt, ist vollinhaltlich zuzustimmen, und zwar auch darin, daß
§ 72 FinStrG herangezogen wird, obwohl diese Bestimmung nicht



AnwBl 1999/7 445

Rechtsprechung

zu den Normen des gerichtlichen Strafverfahrens gehört. Kritisch
ist allerdings anzumerken, daß der OGH seine Entscheidung nicht
begründet. Daher sollen hier folgende Überlegungen angestellt
werden: Mögen auch die verwiesenen Normen, nämlich der Kata-
log der §§ 67 bis 69 StPO oder die Befangenheitsgründe des
§ 72 Abs 1 FinStrG abgeschlossen geregelt sein, so ist damit
jedoch noch nicht einsichtig, warum dies auch für die Verwei-
sungsnorm des § 195 Abs 1 FinStrG gelten sollte. Der Verweis auf
die Regelungen des gerichtlichen Strafverfahrens muß nämlich den
Besonderheiten des gerichtlichen Finanzstrafverfahrens Rechnung
tragen. Dagegen spricht auch nicht die Formulierung, daß der Ver-
weis nur insoweit gilt, als „im folgenden nicht etwas Besonderes
vorgeschrieben ist“. Eine sinngemäße Anwendung der verwiese-
nen Normen gehört nämlich zum Wesenszug jeder Verweisungs-
norm (vgl Larenz, Methodenlehre6 [1991] 261). Daher ist auch
nicht anzunehmen, daß eine Verweisungsnorm abschließende Re-
gelungen trifft. Die sinngemäße Anwendbarkeit der Befangenheits-
gründe in § 72 Abs 1 lit c FinStrG, die eine Befangenheit eines
Mitgliedes eines Spruchsenates, das im Untersuchungsverfahren
Festnahmen angeordnet (§ 85 Abs 2 FinStrG), die Untersuchungs-
haft verhängt hat (§ 86 Abs 1 FinStrG), oder über Beschlagnah-
men (§ 89 Abs 5 FinStrG) oder Hausdurchsuchungen (§ 93 Abs 1
FinStrG) entschieden hat, ist deswegen überzeugend, weil diese
Maßnahmen der Tätigkeit eines Untersuchungsrichters im Sinne
des § 68 Abs 2 StPO vergleichbar sind. Aus § 72 Abs 1 lit c
FinStrG gehen ganz ähnliche Wertungen wie aus § 68 Abs 2
StPO hervor. Als weiterer Grund für die sinngemäße Anwend-
barkeit des § 72 Abs 1 lit c FinStrG können gleichheitsrechtliche
Überlegungen (Art 7 B-VG, Art 2 StGG) herangezogen werden.
Sowohl der Beschuldigte im behördlichen Finanzstrafverfahren als
auch der Beschuldigte im gerichtlichen Finanzstrafverfahren wer-
den geschützt, wenn ein Mitglied des Spruchsenates (idR der
Vorsitzende) bestimmte Handlungen im Untersuchungsverfahren
gesetzt hat (§ 72 Abs 1 lit c FinStrG) oder wenn ein in der Haupt-
versammlung mitwirkender oder entscheidender Richter bereits als

Untersuchungsrichter tätig gewesen ist (§ 68 Abs 2 StPO). Nur bei
einem Wechsel von der behördlichen in die gerichtliche Zuständig-
keit gem § 54 FinStrG soll es, folgte man der nunmehr vom OGH
abgelehnten Ansicht, einen solchen Schutz nicht geben. Damit
würde die Rechtsposition des Beschuldigten von Zufälligkeiten im
Verfahrensstand abhängig; was mangels ersichtlicher Rechtferti-
gungsgründe gleichheitswidrig wäre.
5. Schließlich ist fraglich, ob man überhaupt einen Analogie-
schluß hätte anstrengen müssen und nicht viel leichter aufgrund
einer teleologischen Auslegung zu einer Anwendbarkeit eines Aus-
schließungsgrundes hätte kommen können. Denn § 195 Abs 1
FinStrG verweist allgemein auf die Bestimmungen der StPO; bei
diesem Verweis kann es sich, wie bei jeder Verweisungsbestim-
mung, nur um einen sinngemäßen Verweis handeln, der den
Besonderheiten des gerichtlichen Finanzstrafverfahrens Rechnung
tragen muß. Da der Wechsel von der finanzbehördlichen in die
gerichtliche Zuständigkeit gem § 54 FinStrG ein besonderes Ele-
ment des gerichtlichen Finanzstrafverfahrens ist, wäre den daraus
resultierenden Befangenheitsgründen im Sinne des § 72 Abs 1 lit c
FinStrG bereits aufgrund einer teleologischen Auslegung der
Verweisungsbestimmung des § 195 Abs 1 FinStrG Rechnung zu
tragen gewesen.
6. Abschließend ist zu bemerken, daß es aufgrund der Bedeutung
einer teleologischen Auslegung einer Verweisungsbestimmung wie
§ 195 Abs 1 FinStrG und aufgrund des Grundsatzes einer sinn-
gemäßen Auslegung einer Verweisungsnorm nicht zweckmäßig
wäre, alle verwiesenen Normen abschließend regeln zu wollen.
Daher ist dem rechtspolitischen Vorschlag von Koch in seiner
Anmerkung zur gegenständlichen Entscheidung des OGH, ecolex
1999, 200, der Ergänzungen zu den §§ 67 bis 69 StPO in einem
neuen § 200a FinStrG verankert sehen will, nicht zuzustimmen.
Da der Gesetzgeber ohnehin nicht alle verwiesenen Normen auf-
nehmen und gesondert regeln könnte, würde dies nur zu neuen
Problemen führen.

Christoph Urtz
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des Auskunftsrechts nach Art 20 Abs 4
B-VG und den ausführenden Gesetzen,
2., erweiterte Aufl. Von Bettina Pert-
hold-Stoitzner. Bd 15 der ÖRSt. Verlag
Manz, Wien 1998. XIV, 272 Seiten,
br, S 640,–.

Die 2. Auflage der Untersuchung wurde
um eine Darstellung der Art 20 Abs 4
B-VG ausführenden Regelungen, nämlich
des AuskunftspflichtG des Bundes, des
Auskunftspflicht-GrundsatzG und der Aus-
kunftspflichtG der Länder, erweitert. In sie-
ben Kapiteln werden ausführlich Begriff
und Rechtsnatur der Auskunft, insbeson-
dere in Hinblick auf Verbindlichkeit, Haf-
tung, Bescheidcharakter erörtert, weiters,
wer berechtigt ist Auskunft zu erhalten und
welche Organe zu deren Erteilung ver-
pflichtet sind, ausgewählte Fragen zu Ver-
schwiegenheitspflichten, die der Auskunfts-
erteilung nicht entgegenstehen dürfen
(Amtsverschwiegenheit, Datenschutz) und
Fragen der Kompetenzverteilung.
Das zweite Kapitel zu Fragen des Rechts-
schutzes setzt sich ua mit der Ansicht des
VfGH (VfSlg 12.838) auseinander, daß
Art 20 Abs 4 B-VG kein subjektives Recht
auf Auskunftserteilung, sondern bloß eine
verfassungsrechtliche Verpflichtung des
einfachen Gesetzgebers verbürge, ua ein
solches subjektives Recht vorzusehen. Von
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besonderem Interesse für die Praxis erwei-
sen sich die Ausführungen zur prozessua-
len Durchsetzung der Auskunftspflicht in
den von den einfachen Auskunftspflicht-
gesetzen erfaßten Fällen: Sowohl das Ver-
fahren zur Auskunftserteilung als auch
das Verfahren zur Bescheiderlassung bei
Nichterteilung der Auskunft oder Säumig-
keit der Behörde werden – samt Unter-
schieden zwischen den einzelnen Landes-
gesetzen – umfassend erläutert. Literatur-
und Stichwortverzeichnis vervollständigen
den empfehlenswerten Band.

Gerald Braun

■ Arbeitsverhältnisse in Insolvenzverfah-
ren. Von Romana Weber. Verlag Orac,
Wien 1998. 249 Seiten, br, S 590,–.

Eine sorgfältige Aufarbeitung des in den
letzten Jahren oft novellierten österreichi-
schen Rechtsbereiches der Arbeitsverhält-
nisse im Zusammenhang mit Insolvenzen,
wie sie in dem Werk systematisch vor-
genommen wird, läßt der Titel erwarten.
Aufbauend auf grundsätzlichen, aber aktu-
ellen Fragen, wie: wer ist der Arbeitgeber
im Konkurs? (vgl OGH ZIK 1997, 22) setzt
sich die Autorin mit vielen Details, wie
etwa mit dem bisher noch nicht behandel-
ten Problem auseinander, ob § 25 KO auf
den Anstellungsvertrag eines Vorstandsmit-
gliedes anwendbar ist. Sehr hilfreich für
den Praktiker sind die Erläuterungen und
Lösungsansätze zu den Neuerungen und
offenen Fragen aufgrund des IRÄG 1997
insbesondere im Zusammenhang mit der
Berichtstagsatzung und der Unternehmens-
schließung sowie den außerordentlichen
Beendigungsmöglichkeiten der Arbeitsver-
hältnisse und der Qualifikation der Arbeit-
nehmeransprüche.
Beeindruckend ist die breite Berücksichti-
gung der europarechtlichen Komponente,
vor allem die – bisher wohl einzigartige –
Auseinandersetzung mit dem Spannungs-
verhältnis zwischen der RL 77/187/EWG
zur Angleichung der Rechtsvorschriften
der Mitgliedstaaten über die Wahrung
von Ansprüchen von Arbeitnehmern beim
Übergang von Unternehmen, Betrieben
oder Betriebsteilen (Betriebsübergangs-

richtlinie) und Unternehmenssanierungen
durch Insolvenzverfahren. Die profunde
Analyse der einschlägigen Judikatur des
EuGH läßt nicht nur bei der Autorin erheb-
liche begründete Zweifel aufkommen, daß
die generelle Ausnahme des Konkursver-
fahrens von der Arbeitsvertragsübergangs-
automatik gem § 3 Abs 2 AVRAG nicht
richtlinienkonform ist. Es ist zu befürchten,
daß sich in Einzelfällen die Ausnahme bei
einer Betriebsteilveräußerung zur Sanie-
rung des Gemeinschuldnerunternehmens
durch Zwangsausgleich nicht rechtfertigen
läßt.
Die Behandlung dieses Themas zwingt
zwar zur Darstellung der arbeitsrecht-
lichen Betriebsübergangsproblematik. Die
Autorin nimmt dies aber in einer Weise
vor, daß beim Leser der Verdacht auf-
kommt, ein Fachbuch über Betriebsüber-
gang im Arbeitsrecht in Händen zu haben,
so genau, aber übersichtlich zugleich geht

sie auf Fragen wie: Abgrenzung des
Betriebsteiles (insb die legendäre EuGHE
„Christel Schmidt“ v 12. 11. 1992,
C-209/91, die Kritik daran und die Wei-
terentwicklung der Judikatur, zuletzt „Asye
Süzen“ EuGH Rs C-13/95) sowie Spezial-
fälle wie Outsourcing, Vertragsnachfolge
und Details wie Betriebsübergangszeit-
punkt ein. Insofern wird der nur auf Insol-
venzverfahren ausgerichtete Titel dem
Buch nicht gerecht. Das ist schade, denn
es ist nicht nur Insolvenzrechtlern wärm-
stens zu empfehlen, sondern auch für
jeden, der mit Sanierung oder sonst mit
Unternehmensumstrukturierung und Be-
triebsübergang zu tun hat, ein wertvolles
Nachschlagewerk.

Norbert Abel

■ Arbeitsrecht in Frage und Antwort. 6.,
neu bearb Aufl. Von Thomas Kallab /
Erich Ullmann. Kleiner Ratgeber. ÖGB-

Indexzahlen April 1999

Berechnet vom Österreichischen Statistischen Zentralamt

Index der Verbraucherpreise 96 (∅ 1996 = 100) 102,6

Großhandelsindex (∅ 1996 = 100) 99,3

Verkettete Vergleichsziffern

Index der Verbraucherpreise 86 (∅ 1986 = 100) 134,2

Index der Verbraucherpreise 76 (∅ 1976 = 100) 208,6

Index der Verbraucherpreise 66 (∅ 1966 = 100) 366,0

Verbraucherpreisindex I (∅ 1958 = 100) 466,3

Verbraucherpreisindex II (∅ 1958 = 100) 467,8

Lebenshaltungskostenindex (April 1945 = 100) 4097,4

Lebenshaltungskostenindex (April 1938 = 100) 3480,2

Kleinhandelsindex (März 1938 = 100) 3531,4

Großhandelsindex (∅ 1986 = 100) 103,6

Großhandelsindex (∅ 1976 = 100) 137,8

Großhandelsindex (∅ 1964 = 100) 229,5

Großhandelsindex (März 1938 = 100) ohne MWSt 2239,1
Zahlenangaben ohne Gewähr
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Verlag, Wien 1998. 288 Seiten, br,
S 198,–.

Seit 1992 bereits in 6. Auflage erschie-
nen, bietet dieses Werk einen Überblick
über die wichtigsten Themen des Arbeits-
rechts, wobei der Schwerpunkt bei jenen
Fragen liegt, die im Arbeitsalltag immer
wieder auftreten. Das Buch umfaßt 35 Ka-
pitel und beginnt ganz chronologisch mit
der „Die Suche nach dem Arbeitsplatz“,
geht kurz auf Anstellungserfordernisse und
das Bewerbungsgespräch ein, um das 7.
und das 8. Kapitel allgemein dem Arbeits-
vertrag zu widmen. Danach werden all je-
ne Probleme behandelt, die im Zuge eines
bestehenden Arbeitsverhältnisses auftreten
können, wobei auch nicht auf den Mutter-
schutz oder die Lohn-(Gehalts-)Exekution
vergessen wurde. Ab dem 22. Kapitel wer-
den die verschiedensten Auflösungsmög-
lichkeiten und die daraus resultierenden
möglichen Schwierigkeiten aufgezeigt und
besprochen. Die Abhandlung der einzel-
nen Themen erfolgt in Form von Fragen,
deren Beantwortung einfach und auch für
Nicht-Juristen leicht verständlich abgefaßt
wurde. Zur leichteren Einarbeitung in die
jeweilige Materie wurden die den Fragen
und Antworten zugrunde liegenden Geset-
zesstellen angegeben. Die inzwischen er-
folgten gesetzlichen Änderungen, insbe-
sondere im neuen Arbeitszeitgesetz und
im neuen Arbeitsruhegesetz wurden be-
rücksichtigt. Abschließend kann gesagt
werden, daß dieses Buch seinem selbstge-
wählten Ziel, nämlich „Kleiner Ratgeber“
zu sein, ausgezeichnet gerecht wird.

Georg Grießer

■ Unterhaltsrecht. 2., neu bearbeitete und
erweiterte Aufl. Von Michael Schwi-
mann. Orac Rechtspraxis. Verlag Orac,
Wien 1998. 224 Seiten, geb, S 450,–.

Selten habe ich ein juristisches Fachbuch
so genossen! Alles, wirklich alles, findet
man, und auch noch leicht! Durch ein
übersichtliches Inhaltsverzeichnis wird das
gesamte umfangreiche Thema des Kindes-
unterhalts, des Ehegattenunterhalts und
des Unterhalts geschiedener Ehegatten

übersichtlich aufbereitet. Auch Ausblicke
auf die nun bevorstehende Novelle zum
Eherecht waren dem Autor bereits mög-
lich. Seit der ersten Auflage sind allein
300 neue OGH-Entscheidungen zum
Thema Unterhalt vom Autor zusätzlich be-
rücksichtigt worden, darunter zahlreiche
unveröffentlichte. Es scheint kein Detail zu
geben, auf das nicht eingegangen wird.
Beispielsweise findet man zur Unterhalts-
bemessungsgrundlage voll gehörige Ein-
künfte oder Einkommensteile, im Zweifel
zur Hälfte einzubeziehende und nicht in
die Bemessungsgrundlage fallende, mei-
nes Erachtens mit Anspruch auf Vollstän-
digkeit!
Im Anhang sind die maßgeblichen Bestim-
mungen des ABGB, des Ehegesetzes, der
JN, der ZPO, des Außerstreitgesetzes, der
EO, des ASVG, des Studienförderungsge-
setzes sowie des Schülerbeihilfengesetzes
abgedruckt. Ein ausführlichstes Stichwort-
verzeichnis rundet das Bild eines der be-
friedigendsten Nachschlagwerke der letz-
ten Zeit ab.

Ruth Hütthaler-Brandauer

■ Der Schutz von Auslandsinvestitionen
durch die MIGA. Recht, Wirtschaft, Au-
ßenhandel, Band 18. Von Heinz Rindler.
Hrsg von Peter Doralt / Helmut H.
Haschek †. Verlag Manz, Wien 1999.
XII, 220 Seiten, br, S 580,–.

Die Reihe Recht, Wirtschaft, Außenhandel
hat schon bisher in sehr verdienstvoller
Weise Monographien zu verschiedenen
Themen des nationalen und internatio-
nalen Wirtschaftsrechtes herausgebracht.
Die neueste Veröffentlichung basiert auf
der Dissertation des Autors an der rechts-
wissenschaftlichen Fakultät der Universität
Salzburg.
Der Autor hat in sehr verdienstvoller Weise
das wirtschaftliche und rechtliche Problem
der Absicherung von Auslandsinvestitio-
nen bearbeitet. Investitionen in vielen
Staaten der Erde sind von verschiedenen
Risken, insbesondere politischen Risken,
bedroht. Eine Absicherung gegenüber die-
sen Risken besteht einerseits in Österreich
durch die Oesterreichische Kontrollbank,

andererseits durch die seit 1990 beste-
hende Multilateral Investment Guarantee
Agency (MIGA).
Es ist für jeden Vertragserrichter und Bera-
ter in Angelegenheiten von Auslandsinvesti-
tionen außerhalb der Europäischen Union
von erheblicher Bedeutung, dem Klienten
die verschiedenen Möglichkeiten zur Absi-
cherung seiner Investitionen darzulegenund
die Verträge entsprechend zu gestalten.
Bedauerlicherweise hat der Autor nicht die
Handelshemmnisverordnung der EU (VO
3286/94/EG) näher erwähnt, die den ein-
zelnen Unternehmen Schutz gewährleistet.

Wolf-Georg Schärf

■ Fremdengesetz 1997 – Kurzkommen-
tar. Von Johann Bezdeka. Verlag Orac,
Wien 1998. 368 Seiten, br, S 790,–.

Das handliche Werk behandelt in seinem
Hauptteil das „neue“ Fremdengesetz, wel-
ches erstmalig Fremdenpolizeirecht und
Einwanderungsrecht in einem Gesetz
zusammenfaßt. Als Einleitung vorange-
stellt werden die Erläuterungen zur RV
(685 BlgNR 20. GP) sowie der Ausschuß-
bericht (755 BlgNR 20. GP), welche Ziele
und Zweck des neuen Gesetzes sowie
die Wege, diese zu realisieren, darlegen.
Die Hauptzielrichtung des Gesetzes wird
durch das Motto „Integration vor Zuwan-
derung“ geprägt. Hinzu kommen noch die
Anpassung an das Schengener Vertrags-
werk und der Versuch einer Entlastung des
VwGH durch Verfahrenskonzentration.
Die einzelnen Paragraphen werden von
den Gesetzesmaterialien sowie Anmerkun-
gen des Autors, insbesondere auch zur
bisherigen Judikatur, begleitet.
Im Anhang finden sich Auszüge aus
verwandten Gesetzesmaterien, insbeson-
dere Schengener Durchführungsüberein-
kommen, AsylG, MRK, Ausländerbeschäf-
tigungsgesetz etc.
Der Autor ist Abteilungsleiter im BMI. Er
war für die Vollziehung des AufG zustän-
dig und vollzieht nun Teilbereiche des
neuen FrG. Diese Umstände prägen die
vorliegende Gesetzesausgabe vor allem
im Hinblick auf ihre Praxisbezogenheit.

Erich Heliczer
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Übernehme Substitutionen in Wien und Umgebung, auch kurzfri-
stig, in Zivil- und Strafsachen (Jugendgerichtshofnähe). Dr. Christa
Scheimpflug, Rechtsanwalt, Erdberger Lände 6, 1030 Wien.
Telefon (01) 713 78 33, 713 78 34 und 712 32 28, auch außer-
halb der Bürozeiten, Telefax 713 78 33-74 oder 713 78 34-74
oder Mobiltelefon (0663) 02 86 36.

■

RA Dr. Klaus Estl, Schanzlgasse 4a, 5020 Salzburg (100 Meter
vom Landesgerichtsgebäude Salzburg entfernt), übernimmt Substi-
tutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (0662) 84 31 64, 84 31 65, Telefax 84 44 43.

■

RA Dr. Michael Drexler, 1090 Wien, Hörlgasse 4/5, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (01) 317 42 88, Telefax 317 42 88-20.

■

RA Dr. Elisabeth Nowak, 1190 Wien, Gymnasiumstraße 68/6,
Telefon (01) 369 59 34, Telefax (01) 369 59 34-4, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung,
insbesondere vor den Bezirksgerichten Döbling und Hernals.

■

Substitutionen in Salzburg und Umgebung, vor Gerichten, Ämtern
und Behörden, macht für Sie Dr. Christian Greinz, RA, 5020 Salz-
burg, Fürstenallee 50, Telefon (0662) 82 57 53, Telefax (0662)
82 57 05, Mobiltelefon (0663) 06 89 83, Privatanschluß (06212)
71 60, durchgehend erreichbar.

■

RA Dr. Helmut Denck, 1010 Wien, Fütterergasse 1, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (01) 535 60 92, Telefax 535 53 88.

■

Substitutionen in Zivil- und Strafsachen übernimmt Dr. Ruth Mirecki,
RA in Wien 3, Reisnerstraße 25/2, Telefon (01) 712 35 70,
713 16 41, jetzt ganztägig erreichbar.

■

RA Dr. Christian Leskoschek, 1010 Wien, Schwertgasse 2/XIII,
Telefon (01) 533 85 90, Telefax (01) 533 85 90-11, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung.

■

RA Dr. Christian Adam, 5020 Salzburg, Sigmund Haffner-Gasse 3,
übernimmt Substitutionen aller Art in Salzburg und Umgebung.
Telefon (0662) 84 12 22-0, Telefax (0662) 84 12 22-6.

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RA Mag. Erich Hochauer, 1010 Wien, Fütterergasse 1.

Telefon (01) 532 19 99, Telefax (01) 535 53 88.

■

RA Dr. Wolf-Georg Schärf, 1010 Wien, Kramergasse 1/12, über-
nimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien sowie vor
den Bezirksgerichten Mödling und Purkersdorf sowie Interventio-
nen bei Exekutionen ab einem Streitwert von S 100.000,–.

Telefon (01) 533 39 51, Telefax (01) 533 39 52.

■

Substitutionen aller Art in Wien und Umgebung, insbesondere vor
den BG Liesing und Hietzing, übernimmt – auch kurzfristig –
RA Mag. Irene Haase, An der Au 9, 1230 Wien.

Telefon/Telefax (01) 888 24 71, (0676) 528 3114, durchgehend
erreichbar.

Übernehme Substitutionen aller Art, auch kurzfristig in Wien
und Umgebung: Dr. Wolfgang Langeder, Harkortstraße 9/19,
1020 Wien.

Telefon und Fax (01) 726 71 44 sowie (0676) 326 86 18.

■

Linz – RA Mag. Rudolf Schweighofer, 4020 Linz, Bürgerstraße 41,
übernimmt Substitutionen aller Art in Linz und Umgebung.

Telefon (0732) 77 72 07-14, Telefax (0732) 78 25 70, Mobil
(0664) 420 12 80.

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RA Dr. Thomas Ruža, 1010 Wien, Wiesingerstraße 8.
Telefon (01) 512 20 02, Telefax (01) 512 20 03.
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Kanzleieröffnung: RA Dr. Stephan Messner, Staig 27 (Linzer Straße),
4690 Schwanenstadt, Telefon 07673/6696, Telefax 07673/
6696-4, übernimmt Substitutionen vor den Gerichten im Sprengel
des Landesgerichtes Wels und im Sprengel des Landesgerichtes
Ried/Innkreis.

■

Substitutionen aller Art (auch in Straf- und Exekutionssachen) in
Wien und Umgebung (in Wien auch kurzfristig) übernehmen die
Rechtsanwälte Mag. Wolfgang Reiffenstuhl & Mag. Günther Reif-
fenstuhl, Hofenedergasse 3/2, 1020 Wien.

Telefon (01) 218 25 70, Telefax (01) 218 84 60.

■

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RA Mag. Georg E. Thalhammer, 1010 Wien, Woll-
zeile 15/15.

Telefon (01) 512 04 13, Telefax (01) 512 62 21.

RA Mag. Gerlinde Goach, 8101 Gratkorn, Andreas-Leykam-Platz 2,
übernimmt Substitutionen in Zivil-, Straf- und Verwaltungssachen
vor den Gerichten und Verwaltungsbehörden in Graz, Frohnleiten,
Bruck an der Mur, Leoben, Weiz, Gleisdorf und Leibnitz.

Telefon (03124) 231 77, Telefax (03124) 232 88.

■

Substitutionen aller Art, auch kurzfristig, in Wien und Umgebung:
Mag. Katharina Kurz, Fleschgasse 34, 1130 Wien.

Telefon (01) 877 38 90, Telefax (01) 877 38 90-6, Handy (0664)
441 55 33.

■

Rechtsanwaltskanzlei Dr. Günter Harrich, Schönbrunner Straße
90/10, 1050 Wien, Telefon (01) 548 50 40, Fax (01)
548 50 40-3, übernimmt Substitutionen in Zivil- und Strafrechts-
sachen im Raum Wien und Umgebung.

■

Verfahrenshilfe in Strafsachen. RA Dr. Irene Pfeifer-Preclik, Riemer-
gasse 10, 1010 Wien, Telefon (01) 512 22 90, 0664/302 53 56,
Fax (01) 512 61 53, übernimmt Substitutionen, auch Verfahrens-
hilfe in Strafsachen und Rechtsmittel.

■

RA Dr. Michaela Iro, 1030 Wien, Invalidenstraße 13, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung.
Jederzeit, auch außerhalb der Bürozeiten, erreichbar.

Telefon (01) 712 55 20 und (0664) 144 79 00, Telefax (01)
713 07 54, e-mail: iro@aon.at.

■

Ich übernehme für Sie Substitutionen vor den BG Thalgau, Mond-
see und St. Gilgen sowie vor dem LG Salzburg:
RA Dr. Hermann Spatt, 5303 Thalgau, Marktplatz 4, Tel (06235)
61 10, Fax (06235) 61 10-11, Mobil (0699) 17 17 61 10.

■

RA Dr. Susanne Pertl, 1040 Wien, Favoritenstraße 41/16, über-
nimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umge-
bung, auch kurzfristig.

Telefon (0699) 10 50 58 52, Telefax (01) 505 85 21.

■

RA Mag. Werner Hauser, Museumstraße 3, 1070 Wien, über-
nimmt Substitutionen in Wien und Niederösterreich.

Telefon (01) 523 36 56, Telefax (01) 523 35 56-19.

Ich/Wir bestelle(n) in (der) folgenden Ausgabe(n) des
„Österreichischen Anwaltsblatts“

1999 (Zutreffendes bitte ankreuzen)

Ausgabe h1 h2 h3 h4 h5 h6 h7 h8 h9 h10 h11 h12
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RA Dr. Rudolf Rammel, 2700 Wr. Neustadt, Pöckgasse 18, über-
nimmt Substitutionen aller Art (auch Interventionen bei Vollzügen)
vor den Gerichten in Wr. Neustadt sowie vor den Bezirksgerichten
Baden, Pottenstein, Ebreichsdorf, Neunkirchen, Gloggnitz, Aspang
und Mürzzuschlag.

Telefon (02622) 834 94, Telefax (02622) 834 94-4.

■

London: Philip Moser, MA (Cantab), Barrister, Europarecht, Kolli-
sionsrecht und engl Recht, Beratung und Vertretung vor Gericht:
The Chambers of Harvey McGregor QC, 4 Paper Buildings,
Temple, London EC4Y 7EX, Telefon (0044171) 353 33 66, Tele-
fax (0044171) 353 57 78.

■

Anwaltskanzlei Almenräder, Hölzl, Honecker in Bürogemeinschaft
mit Rechtsanwalt Özkök. Wir stehen österreichischen Kolleginnen
und Kollegen für Mandatsübernahmen zur Verfügung.

D-10783 Berlin, Bülowstraße 10, Tel. (0049-30) 21 75 60 03,
Fax (0049-30) 21 75 60 05.

■

Wir schreiben, kopieren, kuvertieren, sortieren, telefonieren, über-
setzen und erledigen Ihre Ablage. Ist Ihr Personal überlastet oder
auf Urlaub, übernehmen wir sämtliche Sekretariatsarbeiten Ihrer
Anwaltskanzlei sowohl in unserem als auch in Ihrem Büro. Firma
Schreibprofis freut sich auf Ihren Anruf (02237) 85 73.

■

Rechtsanwaltsanwärter mit Prüfung mit der Möglichkeit späterer
Partnerschaft gesucht. Dr. Paul Friedl, 8552 Eibiswald 20, Telefon
(03466) 433 66, Fax (03466) 433 66-14.

Kollege in oberösterreichischer Bezirksstadt sucht eintragungsfähi-
gen Kollegen/Kollegin ab Herbst 1999 gegen Substitutionspau-
schale; spätere Regiepartnerschaft möglich.

Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100522.

■

Rechtsanwaltskanzlei in Wien mit Schwerpunkt Bauvertrags- und
Wirtschaftsrecht sucht jungen Kollegen/Kollegin mit RA-Prüfung für
langfristige Zusammenarbeit.

Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100521.

Konzipient/Konzipientin, einsatzfreudig, belastbar und mit gu-
tem Auftreten, für forensische Tätigkeit mit Schwerpunkt Zivil-
recht gesucht. EDV-Kenntnisse sind Voraussetzung. Ihre kom-
plette Bewerbung (Foto) richten Sie an RA Dr. Walter Loacker,
Kornmarktstraße 18, 6900 Bregenz.

Wir bieten ambitioniertem/er Kollegen/Kollegin mit entsprechen-
dem Klientel Regiepartnerschaft in eingeführter, repräsentativer
Kanzlei mit bester Ausstattung an.

Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100519.

■

Möchten Sie als Partner(in) in eine gut funktionierende Regie-
gemeinschaft einsteigen? Kanzlei in Toplage, verkehrsgünstig
(U1/U3), vorzügliches Arbeits- und Raumklima, technische Ein-
richtungen und Bibliothek zur Mitbenützung vorhanden.

Bei Interesse rufen Sie bitte (01) 513 13 28.

■

Rechtsanwalt in Wien bietet Kollegin/Kollegen Regiegemeinschaft
bzw die Anmietung von Kanzleiräumlichkeiten an. Dr. Hickl, Tele-
fon (01) 587 85 86.

■

Kanzlei in der Stockerauer Innenstadt aus gesundheitlichen Grün-
den voraussichtlich ab 1. 1. 2000 abzugeben. Auskunft (02266)
622 32.



ÖSTERRE ICH ISCHER  RECHTSANWALTSKAMMERTAG,  ROTENTURMSTRASSE  13 ,  POSTFACH 612 ,  A -1011  WIEN,  T E L . 01 -535 12 75 ,  FAX 01 -535 12 75/13

P.b.b.
Verlagspostamt 1010 Wien

Erscheinungsort Wien
47507W80U

Wirtschaftsprüfer bietet jungem Rechtsanwalt Büroräume, 100 m2,
voll ausgestattet, Stephansplatz, Wien, in Bürogemeinschaft, gün-
stige Miete, ruhige Lage, geringe Betriebskosten. Nach einigen
Jahren kann das Mietverhältnis zur Gänze übernommen werden.
Kooperation möglich, aber nicht Voraussetzung. Ideal für Neu-
eröffnung in exzellenter Lage.

Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100524.

■

Privatverkauf, Wien 7, 200 m2, 280 m2 und 315 m2, hochwertiger
Büro-Dachausbau mit Terrassen, exklusives Stilhaus, variable Nut-
zungen möglich (Kanzlei), teilweise als Wohnung adaptierbar.
Garagenplätze. Provisionsfrei.

Telefon (01) 798 75 93-12, Telefax (01) 798 75 93-17.

■

1010 Wien, Nähe Parlament – Das Büro für Ihre Kanzlei, 215 m2

Nutzfläche, 6 Arbeitsräume und Nebenräumlichkeiten, äußerst
repräsentativ, hohe Räume, stilvolle, alte Holzdecken, 31.672,– +
USt, Kanzlei Dr. Wagner, Telefon (01) 317 74 74.

■

Luxuseigentumswohnung – 7. Bezirk, im Dachgeschoß eines
prächtigen Stilhauses mit Lift, 131 m2 – 185 m2 – 201 m2. Terras-
sen, Parkettböden, Marmorbäder, modernste Küchen. Verkehrs-
günstige Lage mit Garagenplatz, gute Infrastruktur.

Kauf provisionsfrei vom Eigentümer, Telefon (01) 798 75 93-12,
Fax (01) 798 75 93-17.

■

Englischübersetzungen, insbesondere juristische Fachübersetzun-
gen, beglaubigt und unbeglaubigt, Expreß-Service, mother tongue
standard English, anwaltlich qualifizierte Übersetzer aus England
und Österreich.

BLTS – Business and Legal Translation Services, Inh Univ.-Lektor
Rechtsanwalt Dr. Andreas A. Lintl, A-1010 Wien, Lugeck 7, Tele-
fon (01) 512 60 50, Telefax (01) 512 86 05.

■

Selbstbemessung Grunderwerbsteuer: Übernehme österreichweit
für Kollegen Selbstbemessung der GrESt. Übermittle Selbstberech-
nungserklärung (ersetzt UB) binnen 2 Tagen ab Einlangen der Ver-
tragsurkunde (Fax) sowie der Grunderwerbsteuer und Eintragungs-
gebühr auf meinem Treuhandkonto.

Dr. Bernd Schmidinger, Sparkassenplatz 2, 6020 Innsbruck, Tele-
fon (0512) 57 11 57, Telefax (0512) 56 73 55.
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